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Vorweg
Die Schwäche politischer "Bewegung" (was bewegt sich
noch?) ist kein Geheimnis. Drei Strategien solcher Schwäche
werden, grob betrachtet verfolgt: Frustrierter oder etablierter
Ausstieg, angepaßte und zentralistische organisierte NGO−
Orientierung oder verbalradikaler Rückzug aufextreme Rand-
bereiche und Ein−Punkt−Bezogenheit. DasGanzewirkt ver-
heerend in einerZeitglobalerMachtübernahmederKonzerne
und ökonomischen Strukturen. Während in ärmeren Ländern
teilweise erbitterter Widerstand herrscht (Indien, Mexiko
usw.), sind linke und emanzipatorische Bewegungen in den
Ländern, deren Konzerne und Regierungen Ausbeutung und
Unterdrückung verursachen, kaum spürbar.

DieGipfel von Köln, zum einen derEU−Gipfel sowiezum an-
deren der G7/G8−Gipfel im Juni, haben diese Lage ein-
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drucksvoll gezeigt. DerProtestwarkaum öffentlichwahrnehm-
bar, geschweigedennwirkungsvoll. Dasaberistnichtnureine
Folge der schlechten Rahmenbedingungen, sondern auch ka-
pitaler Fehler in der politischen Bewegung selbst: Hierarchie,
Anpassung, Ausgrenzung, Dominanzgehabe, Unfähigkeitvie-
ler Basisgruppen zur Selbstorganisation und vieles mehr
prägen diepolitischeArbeit.
Könnte es sein, daß Clinton, Blair oderandereMacher neoli-
beraler Ausbeutung irgendwann mal ihren neoliberalen
Nachäffer Schröder fragten: "Sag mal, Gerhard, gibt es in
Deutschlandeigentlich keine Linken?"

Der politische Schlagabtausch um die Frage, werwie die Zu-
kunft gestaltet, ist aber hoffentlich damit nicht erledigt. Um
Konzernen, Regierungen und ihren HelfershelferInnen ein Ge-
wicht entgegensetzen und ein selbstbestimmtes Leben durch-
setzen zu können, wird die politische Bewegung vor allem
hierzulande, wahrscheinlich aber in allen Industrieländern, ei-
ne grundlegende Diskussion um Selbstverständnis, Ziele und
Aktionsformen führen müssen. Genau dazu will dieser Reader
einen Beitrag leisten.

Er ist selbstverständlich keine abschließende oder unfehlbare
Analyse der Kölner Aktionen. Und die Perspektiven sind un-
vollständig, diskutierbar, erweiter− oder änderbar. Doch die
Angst, mit einer solchen Analyse auf Ablehnung zu stossen,
kann kein Grund sein, sie zu unterlassen. Ganz im Gegenteil
muß siesofortbegonnenwerden. DieZeitdrängt− jeden Tag
gehtdie SelbstorganisationsfähigkeitderMenschen ein Stück
weiterzurück. Dabei istdasZiel politischerArbeit, genau die-
sezu erhalten ... nein: Sie systematisch aufzubauen, durchzu-
setzen gegen die, dieMenschen undNaturnurausdem Blick
der optimalen Verwertung sehen. Die Gesellschaft von unten
istalspolitischesZiel aktuellerdenn je. DieReorganisation po-
litischer Bewegung von den Basisgruppen bis zu internationa-
lerAktionsfähigkeitistnotwendigeVoraussetzung.

Jedoch: Die Diskussion darfden Beginn der Umsetzung nicht
verzögern. Es gibt ohnehin kein Ende der Debatte. Politische
Bewegung muß immer hinterfragen, weiterentwickeln, innova-
tivsein. DiepolitischePraxisbeginntzeitgleich mitdem Ringen
um dieeigene (Selbst)Organisation− also jetzt!

GruppeLandfriedensbruch

DieserTitel bezeichnetkeine festeGruppe, sondern einen Zu-
sammenhang von Einzelpersonen in verschie-

denen Orten und Gruppen, die eine
kritische Auseinandersetzung mit den
Strategien und Zielen politischer Ar-
beit führen wollen. Dieser Reader ist
ein konsequentes Ergebnis unsererAr-
beit.

Selbstverständlich sprechen alle Texte
undDokumente in diesem Readernurfür
sich. Die Gruppe Landfriedensbruch ist
weder verantwortlich für deren Inhalt
noch steht sie hinter diesen. Das spielt
auch keinerlei Rolle. Die meisten Texte
stammen aus der Feder von AkteurInnen
in und um die Kölner Bündnisse, geben
also InsiderInnenwissen und −bewertun-
genweiter.
Ganz bewußt sind sehr unterschiedliche
Bewertungen im Readerzusammengefaßt.
Schließlich soll er Grundlage der Strate-
giedebatteund nichtderen Ergebnissein.

Zu den Abbildungen aufdieserDoppelseite:

Der Aufruf zur Debatte um die Köln−Akti-
vitäten stammt aus dem Rundbrief "Perspekti-
ven radikaler, emanzipatorischer Umwelt-
schutzarbeit" und kann auch für diesen Rea-
dergelten.
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DerÜberblick

Neutralisiert
Von SandraK.

Die Rechnung der Regierenden ist voll aufge-
gangen, der Protest gegen die Gipfel wurde
neutralisiert − eine kritische Betrachtung der
AktionengegendieGipfel inKöln imJuni1999

Die Gipfel in Köln sind vorbei, und fast hätte niemand ge-
merkt, daß es auch Gegenaktivitäten dazu gab. Die Krönung
lieferte Bundeskanzler Schröder im ZDF, als er nach seiner
MeinungzurDemoam19.6.99befragtwurdeund sinngemäß
antwortete: "Diewollen doch das gleiche: Schuldenerlaß für
die ärmsten Länder!". Die Betonung der Schuldenerlaßforde-
rung, die sich nur schwer von der aktuellen Regierungspolitik
der rot-grünen Regierung unterschied, trug erheblich mitdazu
bei, daß der Protest gegen die Gipfel in der Öffentlichkeit
kaum sichtbarwar. Es kam auch zu fastkeinen nennenswerten
Störaktionen, den Regierungsvertretern dürften die Proteste
kaum aufgefallen sein.

LauterLatschdemos
Aber nicht nur zumWeltwirtschaftsgipfel (WWG), auch zum
EU-Gipfel am 3. und 4. Juni, sowie zur G8-Außenministerta-
gung und zur "Kosovo-Stabilitätskonferenz" im Juni in Köln
regte sich kein allzu lauter Widerstand. Und wenn auf den
Straßen etwas stattfand, waren es auch nicht viel mehr als
Latschdemos. Latschdemos fallen in der öffentlichen Darstel-
lung kaum auf: selten werden die Forderungen derDemome-
dial vermittelt, allenfallsdieZahl derTeilnehmendenwird regi-
striert - und die blieb in Köln meist hinter den Erwartungen
zurück. Selbst die Erlaßjahrkampagne mobilisierte aufgrund
des gleichzeitig stattfindenden Kirchentags in Stuttgart weni-
gerMenschen alserwartet. Beim letztenWeltwirtschaftsgipfel
in Birmingham versammelten sich sogar80000Menschen. Die
größte Demo gegen dieGipfel in Köln wardie Demo der Eu-
ropäischen Märsche mit einem Antifa-Block der AABO. Die
Euromarsch-Demovermochteammeisten TeilnehmerInnen aus
anderen Ländern undStädten anzulocken.

KaumkleineAktionen,abereineganzePalette
vonverschiedenenAktivitäten
Latschdemos sind ein integrierbarer Protest, der zum Gipfel-
brimborium mit dazu gehört. Der Polizeichef in Köln kündigte
im Vorfeld an, erwerdeden "legalen" Protest(diegroßen an-
gemeldeten Latschdemos) zulassen, aber jegliche spontane
Aktionen in der Innenstadtunterbinden. Diesgeschah rigoros,
es hagelte zig Platzverweise. Bei einem Verstoß gegen den
Platzverweis (für das gesamte Stadtgebiet innerhalb der Rin-
ge) wurden die Menschen verhaftet und in die Gefangenen-
sammelstelle nach Brühl (Polizeikaserne zwischen Köln und
Bonn) gebracht. Dies widerfuhr auch einigen zufällig anwe-
senden TouristInnen. Es kam auch zu fastkeinen nennenswer-
ten Störaktionen, den Regierungsvertretern dürften dieProteste
kaum aufgefallen sein. Die Kölner Polizei mußte sich jedoch
von zwei Briefen distanzieren: die BewohnerInnen von Köln-
Deutz wurden aufgefordert, ihre Häuser nicht zu verlassen,
und AutobesitzerInnen fanden Hinweise daß ihre Fahrzeuge
erkennungsdienstlich erfaßt seien und sie eine Polizei-Hotline
anrufen müßten. Andererseits lief eigentlich viel in Köln, aber
vieles nebeneinander her: 3 Großdemos, eineMenschenket-
te, 3 Alternativ- oderGegenkongresse, zwei Karawanen, ein
internationaler Aktionstag, ein Hungerstreik, und es gab zwei
Bündnisse und mehrere Plenen (FrauenLesben-Plenum gegen
dieGipfel, das Infopoints-Treffen rund um den Infoladen Köln,
usw.).

EineausgewählteKurzübersicht

DieDemoam29.5.99inKöln
DieDemoderEuropäischenMärschegegen Erwerbslosigkeit,
ungeschützterBeschäftigung, Rassismusund neuerdingsauch
gegen Kriegwarmengenmäßig ein Erfolg. DiesebunteDemo
verzeichnetediegrößteBeteiligungvonGruppen ausanderen
Städten und Ländern. Die AABO (Antifaschistische Aktion/
Bundesweite Organisation) mobilisierte zu einem großen
Block, außerdem gab es einen riesigen anarcho-syndikalisti-
schen Block, einen kurdischen Block, usw.. Dennoch sollte die
Demo vom 29.5.99 nicht über den grünen Klee gelobtwer-
den. DieDemospitzederEuropäischenMärsche hatnichtan-
gemessen reagiert, als esderPolizei darum ging, dieDemon-
stration zu trennen. Essolltenwohl symbolisch Synergieeffekte
zwischen verschiedenen Spektren verhindertwerden. Angela
Klein vom Bundesbüro Euromarsch hat in einem Artikel in der
Zeitung "SoZ" (Köln) die Demo vom 29.5. in rosigen Farben
gemalt und schreibt von der "Vorhut der sozialen Bewegun-
gen in Europa". Die Tatsache, daß der zweite Teil der Demo
von derPolizei gestopptwurde, währenddem dieDemospitze
weiter lief, wird in dem Artikel nur in einem Nebensatzbeiläu-
fig erwähnt.
DerTrennungsversuchwarjedoch füralleDemoteilnehmenden
vorhersehbar, bereitszu Beginn derDemo (bei Schwitztempe-
raturen) tratdiePolizeimartialisch in Kampfmonturauf. DiePo-
lizei begleitete den Antifablock von Anfang miteinem dichten
SpalierundgriffmehrmalsdieDemoan. In den engen Straßen
zog sich die Polizei trotzmehrmaligerAufforderung durch die
Demoleitung immer noch nichtzurück. Die Demoleitung wun-
dertesich, daßdiePolizei ihrSpalierverstärktstattabbautund
schließlich den Antifablockmiteinem Kessel längere Zeitzum
Stehen bringt. DieDemoleitung -garantiertohneböseAbsich-
ten, vielleicht ist ihnen also Naivität vorzuwerfen - versuchte,
dieDemospitzezumAnhalten zu bewegen. An derSpitzesei-
en GewerkschafterInnen aus Spanien und Frankreich gewe-
sen, hießeshinterher, diewollten nichtstehenbleibenweil das
nicht so üblich sei. In Ermangelung von OrdnerInnen an der
Demospitze gelang es der Demoleitung nicht, den Zug anzu-
halten, dieDemo liefalsoweiterbiszum Schluß, esgab keine
Lautsprecherdurchsagen, und die meisten DemoteilnehmerIn-
nen haben nicht erfahren was beim Antifablock los war. Nur
die Demoleitung lief zum Antifablock zurück. Irgendwer han-
deltemitderPolizei ausdaß derAntifablockweiterlaufen dür-
fe, wenn dervordereTeil derDemoamAbschlußortangekom-
men ist, und zwaraufeiner abgekürzten Strecke die nichtam
Dom vorbeiführt.

Anti-EU-Demoam3.6. undKongreßam4./5.6.
Fürden fehlenden ProtestwährenddesEU-Gipfels (am 3. und
4. Juni) war auch die Tatsache verantwortlich, daß am 4.6.
ein Kongreß stattfand, und eine Demo am 3.6., zu der nur
3500 Menschen kamen und wenig Menschen aus anderen
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Ländern, im Gegensatzzur Demo der Europäischen Märsche
am 29.5. MitderVerlegung derDemonstration aufden 29.5.
gehe die Rechnung der Herrschenden voll auf, der EU-Gipfel
bleibe protestfrei, hatte die Ökologische Linke argumentiert
und darum die linksradikale Demonstration auf den 3.6. fest-
gelegt. So fand am 3.6. eine äußerst berechenbare kleine
bundesweite linksradikale Latschdemo weitab von der Innen-
stadtstatt, undansonsten blieben dieLinksradikalen am3. und
4. Juni mit ihrem Gegenkongreß der Straße fern und be-
schränkten sich aufverbalen Protest. DieMedien nahmen den
Gegenkongreß fast nichtzur Kenntnis. Hinzu kommt, daß gar
das Scheitern der bundesweiten linksradikalen Demo drohte,
diehauptsächlich von derÖkologischen Linken undderGrup-
pe Perspektive aus Bremen organisiert wurde. Erst im letzten
Moment sicherten weitere Kräfte, die Antifa KOK aus Düssel-
dorf und die Infopoints in Köln, eine funktionierende Organi-
sationsstruktur (z.B. OrdnerInnen) fürdieDemo.
Im Nachhinein gesehen wäre es notwendig gewesen, linksra-
dikale TeilnehmerInnen ausdem Ausland miteinem attraktiven
Kongreß in der Zeit vor den Gipfeln zum Verbleib in Köln zu
bewegen. Die meisten linksradikalen Gruppen aus Spanien,
Italien, Frankreich und der Schweiz reisten am Samstagabend
gleich nach derDemowiederab. Hätteder linksradikaleAnti-
EU-Kongreß parallel zum EU-Alternativgipfel (vom 28.5. bis
zum 2.6.) stattgefunden, wäre auch Zeit für Arbeitsgruppen
zurVorbereitung von phantasievollen Aktionen am 3. und4.6.
vorhanden gewesen. Zum Anti-EU-Kongreß waren fast keine
TeilnehmerInnen aus anderen Ländern angereist (im Gegen-
satzzu den Alternativgipfeln desBündnisKöln 99). Indem die
beiden Alternativ- bzw. Gegenkongresse nicht parallel, son-
dern nacheinander stattfanden, fehlte es weitgehend an ei-
nem Zusammenkommen unterschiedlicher Spektren, Synergie-
effekte wurden dadurch verhindert. Kleine unberechenbare
Aktionen gegen den EU-Gipfel beschränkten sich auf kleine
Ausnahmen: die Poldermodell-Aktion am 2.6., die Aktionen
des FrauenLesbenPlenums am 4.6., der Innenstadtaktionstag
am 5.6. Sieerfuhren allesamteineherbeRepression durch die
Polizei.

2.6.,5.6.,undandereAktionstage:
EenemenePlatzverweis-undwegbistdu!
Mit Platzverweisen und großen Verhaftungsaktionen hatten
12000 PolizistInnen die wenigen Protestierenden völlig im
Griff. Wirhätten viel zahlreichersein müssen undanmehreren
Orten gleichzeitig, um Überraschungseffekte erzielen zu kön-
nen. So konnte mit sofortigem Platzverweis ab einer ver-
sammelten Person schon vor einer Aktion ebensolche bereits
vor ihrem Stattfinden verhindertwerden. EineÖffentlichkeitzu
dieserAktionsverhinderungswelle durch die Polizei fand kaum
statt. Ein Aktivist, unauffällig gekleidet, wurdeam Hauptbahn-
hofKöln nichtsahnendnamentlich von einemZivilpolizisten an-
gesprochen: "Guten Tag, HerrSowieso, ich erteile Ihnen hier-
miteinen Platzverweis!". Eine Journalistin und ein Aktivistwur-
den beim harmlosen Espressotrinken in einem Café verhaftet.
Auf die Polizeitaktik der Platzverweise, spätestens seit den
Chaos-Tagen in Hannovergang und gäbe, gab es in Köln kei-
ne Antwort. Auch die AktivistInnen des internationalen Akti-
onstag vermochten nicht phantasievoll darauf zu reagieren:
Die TeilnehmerInnen der Interkontinentalen Karawane blieben
angesichts der am 18.6. erfahrenen Repression (stundenlan-
ges Festsitzen in einer Straßenbahn während eines Polizeikes-
selsan derHaltestelle, 260Platzverweise, Handgreiflichkeiten
und rassistische Äußerungen der PolizistInnen) bei der Demo
am 19.6., die zum Höhepunkt ihres Europaaufenthaltes wer-
den sollte, mehrheitlich aufdem Camp. Auch in bezug aufso-
ziale Bewegungen die sich international vernetzen stehen wir
offenbar erst am Anfang. Schließlich hätte doch jemand den
Bäuerinnen und Bauern aus Indien sowie AktivistInnen aus
Bangladesch, Nepal, Mexiko und anderen Ländern doch vor-
her beschreiben können, wie polizeiliche Repression hierzu-
landeaussehen kann.

16.-18.6.:G7-Alternativgipfel
desBündnisKöln99
GroßeEnttäuschung auch beim Alternativgipfel am17./18. Ju-
ni: nur Vorträge aufden Podium, wenig Interaktion, keine Ar-
beitsgruppen. Wenig neues, ähnliche ReferentInnen wie beim
alternativen Weltwirtschaftsgipfel in München 1992 oder
1985 in Bonn: Susan George, ElmarAltvater, Vandana Shiva,
usw. (Auch zwischen verschiedenen Bereichen gab es kaum
Interaktion. Am 16.6. lief ein Symposium zu Alternativen zur
Globalisierung, am ersten Tag liefen drei Foren gleichzeitig:
Migration, ZukunftderArbeitundÖkonomie, und am zweiten
Tag solltedieszusammenfließen. Insbesondere fürdasThema
Migration fiel diesaberkaum auf.)

AusgrenzendeMobilisierung
BeideBündnisse, dasbreitere BündnisKöln 99 (anfangsAnto-
niterkirchenplenum genannt) unddasbundesweite linksradika-
le Plenum (im folgenden Lira-Plenum) entwickelten trotz einer
sehr langen Vorbereitungsphase wenig Mobilisierungskraft.
Einzig die Europäischen Märsche konnten durch das frühzeiti-
geOrganisieren von Bussen im In- und Ausland eine nennens-
werte Anzahl von Menschen dazu bewegen, nach Köln zu
kommen. Aus dem Inland waren es am 29.5. nichtsehr viele,
vor allem nichtaus dem Gewerkschaftsspektrum (nur dieGe-
werkschaftNahrung-Genußmittel-Gaststätten).

BündnisKöln99
Das Bündnis Köln 99 verhedderte sich in endlosen Aufruf-Dis-
kussionen, bei denen ernsthaft diskutiert wurde, die "Bleibe-
recht für alle"-Forderung entweder zu streichen (und damit
das Netzwerk "Kein Mensch ist illegal" aus dem Bündnis zu
drängen) oder in eine verwässernde Aufzählung zu verwan-
deln. Hintergrunddervon derUmweltorganisation BUNDauf-
geworfenen Auseinandersetzung waren die Botschaftsbeset-
zung durch KurdInnen für die Freiheit von Öcalan (wenn kein
Bleiberecht für alle, dann wohl nicht für kriminalisierte Auslän-
derInnen?). Schließlich wurde die Forderung in eine völlig ak-
zeptable Formulierung "für ein Europa ohne Grenzen..." um-
gewandelt. Gleichzeitig (und in der Aufregung weniger be-
achtet, dieswar bestimmtauch Absicht) wurde die Forderung
nach "Schuldenstreichung füralle Entwicklungsländer und Re-
parationszahlungen für neokoloniale Ausbeutung" gestrichen
und in das Erlaßjahr-kompatible "Schuldenstreichung für die
ärmsten Länder" umgewandelt. Ein eigenständiges Profil ge-
genüber der Erlaßjahrkampagne, die am 19.6.99 eine Men-
schenkette veranstaltete, war seitens des Bündnisses Köln 99
nicht sonderlich beabsichtigt. Die Nichtregierungsorganisati-
on (NGO) WEED aus Bonn übte im Bündnis Köln 99 eine
deutliche Hegemonie in der Außendarstellung aus. Erklärtes
Hauptziel auch des Alternativen Weltwirtschaftsgipfels war
gemäß den Presseerklärungen vonWEED die Forderung nach
einem Schuldenerlaß fürdieärmsten Länder.

BundesweiteslinksradikalesPlenum
Das bundesweite Lira-Plenum führte ebenfalls endlose Aufruf-
Diskussionen. Grundlagewarein Text, der in seinenGrundzü-
gen auch vor zehn Jahren hätte geschrieben werden können
(und einigemunkelten, eshandele sich bei derVorlage um ei-
nen Text, der für den WWG1992 geschrieben wurde). Die
Ökologische Linke setzte hier eine bundesweite Hegemonie
durch, die Schwerpunktsetzung auf den EU-Gipfel wurde mit
(im Vergleich zum Aufruf) geringer Diskussion durchgesetzt.
Ein großes Problem entstand bei derVerlegung des offiziellen
EU-Gipfelsaufden 3./4. Juni. Die EuropäischenMärscheent-
schieden sich aufeinerKonferenzEndeJanuar in Köln, beider
nurwenige Linksradikale und auch wenigeKölnerInnen anwe-
send waren, für die Demo am 29.5. Die AABOmobilisierten
für den 29.5. und verabschiedeten sich aus dem bundeswei-
ten Lira-Plenum. Beim bundesweiten Lira-Plenum wurde Ende
Februardiskutiert, wie daraufzu reagieren sei, und dieHälfte
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derAnwesenden sprachen sich füreineVorverlegungdesGe-
genkongresses aus, insbesondere auch, um Linksradikale aus
dem Ausland anzusprechen. Die Ökologische Linke und die
Gruppe Perspektive aus Bremen nutzten die Moderatorenpo-
sition aus, um ihre Meinung durchzusetzen. Eine Kritik aus
München an diesem Treffen wurde vom Bundesvorstand der
Roten Hilfe abschlägig beantwortet und insgesamt kaum be-
achtet. In der Folge erschienen viel wenigerGruppen zu den
bundesweiten Treffen (dieser Trend war auch beim Bündnis
Köln 99zu beobachten), dieKongreß-undDemovorbereitung
wurde im kleinen Kreisweitgehend vonÖkoli, Perspektive und
Rote Hilfe durchgeführt, es gab keine ausführlichen Protokolle
von den AGs. Schließlich wurde sogar die Beteiligung von
weiteren Gruppen an der Anti-EU-Kongreßvorbereitung ver-
hindert: War schon die Aufforderung, andere Gruppen aus
dem Ausland in die Kongreßvorbereitung mit einzubeziehen,
auftaubeOhren gestoßen, sowurdeein AntinationalesForum
von den Gruppen Venceremos Berlin, Demontage Hamburg
u.a. aufdem Kongreß rundwegabgelehnt. DerKongreß selbst
blieb soam 3./4. Juni ein kleinerKreis, doch dasausgelagerte
Antinationale Forum vermochte immerhin am meisten Teilneh-
merInnen anzuziehen.

"Esgibtkein richtigesLeben imFalschen" -
müssenwirdeswegenallesfalschmachen?
Wir haben in Köln zahlreiche Fehler gemacht, und es gilt, für
die nächste große Kampagne (z.B. Anti-Expo, Anti-WTO)
darauszu lernen. BeimG7-Alternativgipfel wurdeein Flugblatt
(aus autonomen antiimperialistischen Kreisen) verteiltmitdem
Titel "Neokeynesianische Illusionen", dassich kritisch mitdem
Programm des Alternativgipfels von "Bündnis Köln 99" aus-
einandersetzt: "Das dortige Programm erscheint bunt bis be-
liebig, radikalere und reformistische Ansätze stehen unvermit-
teltbiswidersprüchlich nebeneinander. So kann es kaum ver-
wundern, daßein Diskussionstitel fürden18.6. gänzlich unver-
hohlen nach 'Perspektiven neokeynesianischer Reformalterna-
tiven' fragt". Nach einer Darstellung der Rolle des Keynesia-
nismus im (sozialen) Krieg und der Bedeutung einer Rückkehr
zu alten Regulierungsformen, erklären dieFlugblattschreiberIn-
nen: "Wenn sie [diejenigen, die nur die Organisation des
Krieges verändern und verbessern wollen] nach Defizitfinan-
zierung rufen, dann muß ihnen gesagtwerden, daß die inter-
nationalen Finanzmärkte gewaltige Spielräume der Defizitfi-
nanzierunggeschaffen haben, daßderaktuelleG7-Keynesia-
nismus in der Form einer enormen amerikanischen Privatver-
schuldung den weltweiten Wachstumsmotor monetär füttert."
Undanschließendzitieren sieausdemManifestder Interkonti-
nentalen Karawane (ICC): "Diese Reformen bewirken keine
Veränderung in bezug auf die Ballung wirtschaftlicher, politi-
scher und technologischer Macht, in welcher all unsere Pro-
bleme wurzeln - im Gegenteil, sie haben die Tendenz, diese
Mechanismen zu verstärken." Angesichts der ICC, die ge-
meinsammitder"KarawanefürdieRechtederFlüchtlingeund
MigrantInnen" gegen dieUnterdrückungen undVerwüstungen
im Trikontsowiegleichzeitig gegen den rassistischen Abschie-
beterror demonstriert, kommen die AutorInnen zu folgendem
Ergebnis: "Allein in der konkreten Verknüpfung verschiedener
Auseinandersetzungsfronten [wie antirassistischen Fluchthilfen
und Widerständen gegen die sozialen Säuberungen in den
Städten, in Kämpfen gegen neofaschistische Formierungen,
gegen neue patriarchale Formen sexistischer Gewalt u.a.]
liegt die Möglichkeit, Widerstandsstrategien auf ein Niveau
zu bringen, dasderkomplexen Logikdesabgestuften sozialen
Kriegesentgegenwirken kann".

Synergieeffekteam18.6.
WennGruppen ausverschiedenen Spektren undausverschie-
denen Ländern sich miteinandersolidarisieren undzu einerge-
meinsamen Praxis kommen, können durch diese unerwarteten
Zusammenkünfte unberechenbare Aktionen geplant werden.
Aus dieser Interaktion zwischen verschiedenen Gruppen kön-

nen sich Synergieeffekte entwickeln, aus denen etwas neues
entstehen kann. Ein Beispiel füreine grenzüberschreitendeZu-
sammenarbeit ist der internationale Aktionstag, der von Re-
claim the Streets und vielen anderen Netzwerken initiiertwur-
de. Der globalerAktionstag beinhaltete koordinierteAktionen
in Nigerien, Australien, den USA, Kanada, Argentinien, Uru-
guay, in der Tschechischen Republik, Weißrußland, Zimbab-
we, Pakistan undzahlreichen anderen Ländern. In London pro-
testierten fast10000Menschen in der Innenstadtmitmehreren
Aktionen, und dieMedien berichteten über eine "antikapitali-
stischeDemonstration". Trotzdem fanddieserglobaleAktions-
tag wenig Echo in den Medien. Dies liegt vielleicht auch an
derUnvorstellbarkeitdesNeuen, daßGruppen in 43 Ländern

AusgewählteListe
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aufallen fünfKontinenten längereZeitaufein solchesgemein-
sames Datum hinarbeiten. Die Idee des internationalen Akti-
onstages, der in einerähnlichen Form bereitsam18. Mai1998
anläßlich derKonferenzderWelthandelsorganisation in Genf
stattfand, ist eine Verbindung von Kultur (Tanzen auf der
Straße), die auf ökologische Aktionsgruppen gegen Auto-
bahnbau (wie Earth First!) und gewerkschaftliche Basisgrup-
pen wie seinerzeit die Liverpool Dockers in England trifft.
Daraus können spannende Diskussionsprozesse entstehen mit
weiteren Verbindungen wo andere dazu bewegt werden,
mitzumachen, so daß die Aktion immer weitere Kreise zieht.
Friede, Freude, Eierkuchen oder Repolitisierung der Love Para-
de? Weder noch. Auch diese neue Aktionsform trifft schnell

aufdie Repression durch die Polizei. In Köln scheiterte die ge-
planteAktion am Nachmittag des18. Juni an einem Beinahe-
kessel amVersammlungsortundeinerEinkesselung von mehre-
ren hundertAktivistInnen an einerStraßenbahnhaltestelle. Ein-
zig die am Vormittag des18. Juni durchgeführte Demonstrati-
on gegen Bayer Leverkusen (vom Werktor in die Innenstadt)
blieb unbehelligt.
Es muß also versuchtwerden, noch mehr Leute für diese Akti-
onsformen zu gewinnen, gleichzeitig dürfen die Proteste nicht
inhaltsleer bleiben (was böse Zungen "puren Aktionismus"
nennen).

EinbindungdesProtestes
Gerade in bezug auf Bewegungen wie der Schuldenerlaß-
kampagne Jubilee 2000 werden auch Gefahren von breiten
Bündnissen mitNichtregierungsorganisationen (NGOs) sicht-
bar. Die Erlaßjahrkampagne unterscheidet sich fundamental
von den "IWF-Mördertreff und IWF zerschlagen!"-Parolen
1988 in Westberlin. Noch 1994 hieß es beim IWF-Weltbank-
Treffen inMadrid, alsdasBretton-Woods-System sein 50jähri-
ges Bestehen feierte, "50 Jahre sind genug". Die Nichtregie-
rungsorganisation WEED (World Economy, Environment and
Development) in Bonn lieferte mit ihren Analysen zur Schul-
denproblematik im Vorfeld und während desWeltwirtschafts-
gipfels die kritische Begleitstimme zur Schuldeninitiative der
Bundesregierung und mauserte sich so zur Regierungsberate-
rin. Die von WEED geleistete öffentliche Darstellung "ihres"
Alternativgipfels, dervon derStadtals Teil desoffiziellen Rah-
menprogrammszumWWGsubventioniertwurde, vernachläs-
sigte stark die anderen beiden Foren beim Alternativgipfel,
das Forum "Flucht und Migration" von "Kein Mensch ist ille-
gal" sowie das Forum "Zukunft der Arbeit" der linken NGO
"medico international".
In Zeiten desKriegesundbefriedetenVor-undNachkriegszei-
ten istdie vielbeschworene "Zivilgesellschaft", in der sich die
unterschiedlichen NGOs tummeln, ein umkämpftes Terrain. Es
gilt, sich nicht der neuen Mitte anzubiedern, die immer mehr
nach rechts tendiert. ÜberdieZivilgesellschaft läuftdie Stabi-
lisierung von Herrschaft und der Versuch der Einbindung einst
radikalererKräfte. Diese Einbindung gehtsoweit, daß ehema-
lige Teile der Friedensbewegung in derGrünen-Partei aufein-
mal humanitäre Bomben befürworten und mithelfen, einen
Krieg zu legitimieren und die Besetzung eines Landes als Frie-
densmission zu verkaufen. Die Antikriegsproteste in Köln und
anderswo (auch WEED und das Bündnis Köln 99 positionier-
ten sich gegen den Krieg) trafen aufwenig Resonanz in den
mainstream-Medien. In geordneten Bahnen, leicht kontrollier-
bar durch den Staat, ist Protest kaum mehr öffentlich sichtbar.
In KölnwurdeüberdieMedien ein solcherJubel überden Be-
such der Staatsgäste inszeniert, daß der vorhandene Ärger
überPersonenkontrollen undVerkehrsbehinderungen bishin zu
einem eigentlichen Belagerungszustand von 12000 PolizistIn-
nen, kaum eine kritische Äußerung fand. Während der Koso-
vo-Stabilitätskonferenz in Köln war keine Antikriegsstimme zu
hören, esblieb beim Schweigen im Blätterwalde.
Nur mit einer internationalen Vernetzung von sozialen Bewe-
gungen, die sich neue und unberechenbare Aktionsformen
einfallen lassen, kann die Lethargie in derGesellschaftaufge-
brochen werden. Es müssen Freiräume geschaffen werden, in
denenMenschen ausunterschiedlichen Bereichen zusammen-
kommen und sich gegenseitig informieren, weiterbilden und
versuchen, Gegeninformationen zurherrschendenMeinung in
dieWeltzu setzen, um Diskussionen in Gang zu bringen, die
schrittweise dazu beitragen, nebst fundierten Analysen der
gegenwärtigen Situation und der Veränderungen seit zwei
Jahrzehnten auch Perspektiven der Aufhebung der Verhältnis-
sezu eröffnen. MitAbgrenzungen gegenüberbreiteren Bünd-
nissen werden jedoch dieNichtregierungsorganisationen sich
selbst und ihren regierungskompatiblen Vorschlägen überlas-
sen, und auch die Linksradikalen bleiben unter sich, so daß
keine öffentlich wahrnehmbare Auseinandersetzung um diese
kapitalismusverbessernden Positionen stattfinden kann.

vonGegenaktionen
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DieVorbereitungs− Story:

AufdemWeg
zurDominanz
weniger
Die Köln−Aktivitäten sind nie "von unten" gewachsen. "Von
unten" meint hier nicht einen Teil der Bewegung, sondern ein
Prinzip von Organisation. Danach würden Ideen dann "von
unten" entwickelt, wenn organisationsfähige Basis− und Pro-
jektgruppen, Zusammenhänge und Einrichtungen gleichbe-
rechtigtmit− und nebeneinanderagierenwürden. IhrZiel wä-
re es, die eigene Handlungsfähigkeit genauso auszubauen
wie die andererGruppen. Informationen und Mittel ständen,
soweitmöglich, allen zurVerfügung.
Beide überregionalen Bündnisse setzten dagegen aufzentra-
listische Organisation und erhofften sich in der Geschlossen-
heit die größteWirkung. Das wurde schon sehr früh deutlich
− ebenso wie die Neigung vieler, die Kölner Aktivitäten gar
nicht als "Gegen"politik zu begreifen, sondern den in den
90er Jahren prägend gewordenen Lobbyarbeitsstil fortzuset-
zen, d.h. das Festlegen dereigenen Strategie aufeinen Bera-
terstatusbei denMächtigen.

ImOriginal: BerichtzumVorbereitungstreffen derEuromärsche
(und damit auch zur größten Demo im Zuge der Kölner Akti-
vitäten, nämlich deram 29.5.):

DasEuromarsch−Spektrum organisierte sich vorallem im Rah-
men desBündnisKöln 99, hieltaberauch Kontaktzum linksra-
dikalen Bündnis. Esgehörte zu den wichtigsten Teilen derKöl-
nerAktivitäten.

Organisationund
AusgrenzungimBündnisKöln99
Das "Bündnis Köln 99" war ein klassisches NGO−Bündnis.
EinzelfunktionärInnen von Lobbyorganisationen dominierten
das Geschehen, u.a. WEED, das Grün−alternative Jugend-
bündnis, die Jusos, die Erlaßjahrkampagne und der fzs. Wer
genau welche Dominanz aufbauen konnte, ist von außen
schwer zu erkennen. Deutlich wird z.B. der maßgebliche Ein-
fluß von WEED an den Auseinandersetzungen um den Aufruf
(siehe übernächsteSeite). DieAuswertung dergesamten Akti-
vitäten durch den WEED−Spitzenfunktionär Peter Wahl,
Hauptdrahtzieher des Bündnis Köln 99, zeigt zudem auch,
daß ihm spätestens während der Vorbereitungen zu den Ak-
tionen die Idee einer gefestigten Führungsstrukturen im
NGO−Spektrum gekommen sein muß (sieheSeite 31 ). Dabei
siehtWahl nicht einmal die wichtigsten Träger der tatsächli-
chen Aktivitäten im Mittelpunkt (z.B. erwähnter den fzs oder
Kein Mensch ist illegal gar nicht), sondern WEED−nahe Lob-
byorganisationen.
DasKürzel "NGO" stehtfür "non−governmental organizati-
on" (Nichtregierungsorganisation). NGOs grenzen sich aber
nur formal von den Regierungen ab, ansonsten steht der Be-
griff für ein Verständnis, das eine maximale Regierungsnähe
und oft die totale finanzielle Abhängigkeit von den Regierun-
gen vorsieht. Daswirkte sich im Konkreten in Köln so aus, daß
die als regierungskritisch bezeichneten Veranstaltungen z.B.
zu großen Teilen von der Regierung finanziert wurden oder
sich die Entwicklungshilfeministerin Wieszorek−Zeul selbst in
die Menschenkette der Erlaßjahrkampagne einreihte, wäh-
rend ihr ChefSchröder im Kreis derG8−Regierungschefs die
weitereökonomischeVerwertung derWeltbesprach.
NGOsstreben einedirekteBeteiligung an derMachtan, z.B.
fordern sieeinedritteKammer (neben Bundestag und Bundes-
rat), wo sie selbstsitzen, fördern unverbindliche Runde Tische
nach dem Motto "Dabeisein ist alles" (z.B. Agenda 21 , Me-
diationsverfahren usw.) oder wünschen sich, wie z.B. die Er-
laßjahrkampagne, den Aufbau von Kreditvergabeinstitutionen
in den ärmeren Ländern, wo sie selbst im Vergaberat sitzen.
Umweltverbände wie der BUND fordern nationale Ökoräte,
vonwosieein Stückmitregieren können. WEED regtevorkur-
zem den unverbildlichen Diskussionsprozeß "debate 21" an,
der im ZusammenhangmitderExpo2000 (!) stattfindet.
TrotzihresNamensgrenzen sich NGOsnichtin ersterLiniege-
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genüber den Regierungen und parlamentarischen Systemen
ab, sondern wollen teilnehmen. Klare Abgrenzungen gibt es
dagegen zu solchenGruppen, diedasSystem staatlicherund
wirtschaftlicher Macht ablehnen oder mindestens grundle-
gend verändern wollen. Zusammenarbeit zwischen NGOs
und selbstorganisiert−radikalenGruppen istdaherauch kaum
möglich, weil dieeinen um ihren guten RufbeidenMächtigen,
dieanderen um denVorwurfdesVerrats fürchten.
NGOs sind von den überkommenen Verbandsstrukturen ge-
prägt, d.h. von klaren Hierarchien, Zuständigkeiten, Abnei-
gung gegenüber Spontanität und Dynamik. Alles muß seinen
geregelten, legalen undzu den Zuschußanträgen undGeneh-
migungen passendenGanggehen. Im BündnisKöln 99zeigte
sich das vor allem dadurch, daß alle Vorgänge von zentralen
Gremien ausgingen. Diese zeigten die verbandstypische
Schwerfälligkeitund Vorsichtigkeit, zudem mußten alle zentra-
len Entscheidungen in den Trägerorganisationen abgestimmt
werden. Eine solche Organisationsstruktur unterscheidet sich
elementar vor vielfältigen, auf autonom agierenden Basis-
gruppen basierenden Aktionskonzepten, wie sie z.B. sei eini-
gen Jahren erfolgreich bei den Castor−Auseinandersetzun-
gen verwirklich werden ("Streckenkonzept"). Von Seiten der
Vorbereitungsgruppen wurden keinerlei Anstrengungen unter-
nommen, spontaneAktivitäten im Rahmen derKongresseoder
Aktionen zu fördern (PlatzfürfreieAK−Angebote, Stadtpläne,
Treffpunkte, Telefonnummer usw. im Vorfeld streuen). Dadurch
behielten siedasHeftden gesamtenAktionsmonatübervoll in
derHand.
VerbandstypischesVerhalten zeigtesich auch in denVorberei-
tungstreffen selbst. Hauptgesprächsthemen waren Abstim-
mungsprozesse (die bei vielfältigen Aktionskonzepten so nicht
nötig sind), Personal− und Finanzfragen.
Stil und Inhalte desBündnisKöln 99 führten während derVor-
bereitung und Umsetzung der Kölner Aktivitäten zu etlichen
Zerwürfnissen auch innerhalb der Bündnisse. Etliche aktive
Mitwirkende, z.B. ausdem fürdasBündniseingerichteten Büro
von Köln 99, verließen die Vorbereitungsarbeit und brachten
sich eher in lokaleKölnerVorbereitungszusammenhängeein.
Völlig unklar bleibt, warum es nicht zu stärkerem Protest ge-
gen Stil und InhaltedesBündnisKöln 99gekommen ist. Orga-
nisationen und Zusammenhänge wie der BUKO (der sogar
von PeterWahl in seinem Nachbereitungspapier als zukünfti-
ger Partner positiv erwähnt wird), Kein Mensch ist illegal,
JD/JL, akoderandereerscheinen völlig aktionsunfähig gegen-
überderDominanzderNGO−Kader.

DieTrennungderBündnisse
Die erste offensichtliche, aber gegenseitigeAusgrenzung ent-
stand durch die Teilung desVorbereitungskreises. Da die Kon-
zeption eben nicht vielfältig und offen war, gründete sich ne-
ben dem NGO−orientierten Bündnis noch das linksradikale
Bündnis. Zudem gab es ein lokales Kölner Bündnis, das sich
aberz.T. starkan dasBündnisKöln 99anlehnte. VielederKöl-
nerGruppen zogen sich ganzaus der überregionalen Vorbe-
reitung zurückund konzentrierten sich aufautonom organisier-
te Aktionen (Besetzung autonomes Zentrum u.ä.) und die
Schaffung einer Infrastruktur für die Proteste (Schlafplätze,
Infopoints, Stadtpläneusw.).
Das Bündnis Köln 99 hatte offensichtliche Schwierigkeiten,
überhaupt das Nebeneinander verschiedener Bündnisse zu
akzeptieren. So findet sich im Protokoll des "Arbeitsausschus-
ses" (AA), d.h. desKoordinationsgremiums, vom17.2. folgen-
dePassagezur linksradikalen Demoam 3.6.

Die Trennung der Bündnisse erfolgte nur scheinbar an über-
brückbaren inhaltlichen Unterschieden. Tatsächlich wurde an
mehreren Stellen deutlich, wiegutdieOrganisationsstrategien
der jeweiligen Führungskader der Bündnisse einander zuar-
beiteten. Selbstder sonst heikle Punktder Verhandlungen mit
der Polizei um Demorouten wurde von beiden Bündnissen zu-
sammen umgesetzt. Beide (!) strebten nach eigenenAussagen
an, auf jeden Fall einen Konsens mit der Polizei erreichen zu
wollen. Ebensowurden vieleVerhandlungen mitderStadtge-
meinsam geführt, wobei "respektable" Organisationen auftre-
ten sollten − eine Lesart, die auch vom linksradikalen Bündnis
mitgetragen wurde und so der Dominanz von NGOs weiter
Vorschub leistete, weil über diese alle formalen Vorgänge
(Genehmigungen, Raumanmietung, Zuschüsseu.ä.) liefen.
Auszugausdem Protokoll derCampvorbereitung am 9.2.:

EntscheidendesZiel fürdieBildungderBündnissewardasBe-
streben des Dominanzaufbaus − von Seiten einiger NGOs
über das etablierte politische Spektrum (Zitataus dem Papier
von PeterWahl, WEED, am 24.6. nach den Kölner Gipfeln:
"Bündnispolitisch istmitdem "harten Kern" der Trägerorgani-
sationen insbesondereBUND, BUKO, IPPNW, NRO−Frauen-
forum, OXFAM, medico international undWEED eine interes-
sante Konstellation entstanden, die über den Anlaß hinaus in-
teressant ist, vor allem fürmöglich werdende außerparlamen-
tarische Neustrukturierungsprozesse infolge der innenpoliti-
schen Entwicklung") sowie von Seiten der drei dominanten
Gruppen im linksradikalen Bündnis (Ökoli, RoteHilfe, Perspek-
tive). Beide Kreise verfolgten keine Dominanzüber die ganze
Breite, sondern überihrSpektrum politischerZusammenhänge.
Die Teilung beruhte dahervorallem aufdem "Klassiker", daß
jederZusammenhang nureineFührungsebeneverträgt.

LangeZeitwurdezwischen den Bündnissen noch versucht, ei-
ne gemeinsame Übergangsveranstaltung zwischen den bei-
den Kongressen zum EU−Gipfel zu organisieren. Etliche
Gruppen aus dem Bündnis Köln 99 lehnten das jedoch ab.
Letztlich konnten auch die weiteren Vorhaben gemeinsamer
Organisation nichtumgesetztwerden.

Auszugausdem Protokoll zu Campvorbereitung am 9.2.:

DievierVorschlägewurden nichtoderkaum verwirklicht.
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DasDramaumdenAufruf:

Bleiberechtohne
Bleiberecht!
Beide Bündnisse versuchten, über einen Aufruf bzw. ein
Grundsatzpapiereine inhaltliche Ebene und Einheitherzustel-
len. Letztlich hatten zwarbeidePapierkaum eine konkreteBe-
deutung für die Aktivitäten, sie fraßen aber erhebliche Zeit.
Zudem zeigen beide eher, daß es kaum innovative politische
Ideen gibtbzw. diese von den beiden Bündnissen nichtwahr-
genommen wurden. Aktuelle politische Positionen z.B. aus
den Anti−Expo−Gruppen, antinationalen Zusammenhängen
oderdem emanzipatorischen Umweltschutzwurden nichtauf-
gegriffen (weder in den Papieren noch aufden Kongressen).
Von besonderer Bedeutung ist die Debatte um einzelne For-
mulierungen desAufrufs im BündnisKöln 99− und hiervoral-
lem die abschließenden Forderungen. Bis Ende 1998 stand
hier noch die Forderung nach offenen Grenzen. AufNachfra-
gekonnte keineRderbefragten Personen sagen, warum diese
Position durch "Bleiberechtfüralle" ersetztwurde. Im Frühjahr
1999 gab es dann darum heftige Kontroversen. Eine Redakti-
onsgruppe hatte das Papier nochmals überarbeitet. Bemer-
kenswert war, daß dann inhaltliche Änderungen vorgenom-
men wurden von genau denen, die zuvor bei einer Debatte
um eineVerschärfung desPapier im Arbeitsausschuß von Köln
99 als Ablehnungsgrund noch organisatorische Hindernisse
vorgeschoben hatten. Klar war bereits (siehe Protokoll), daß
vorallem derBUND Problememitder Forderung "Bleiberecht
füralle" hatte− von ihm istbekannt, daßetlicheSpitzenfunkti-
onärInnen die Bevölkerungsentwicklung als Ursache von Um-
weltzerstörungen ansehen! Dennoch wurde genau er privile-
giertfürdieEndredaktion desAufrufesvorgeschlagen.

Auszugeausden Protokollen vom 6. undvom17.2.

In der redaktionellen Endbearbeitung sprach sich dann der
BUND für die Streichung der Forderung nach "Bleiberecht für
alle" und füreineBeschränkung desBleiberechtsaufbestimm-
teGruppen aus(zu bedenken: Ein halbesJahrvorherhießder
Satznoch "OffeneGrenzen", waswesentlichweitergehender
als"Bleiberechtfüralle" ist!).

Vorschlag für Änderungen, Rundmail des Bündnis 99 (siehe
auch kleineBilderaufdieserSeite):

Die Kampagne "Kein Mensch ist illegal" lehnte die neue For-
derung ebensoabwieandereOrganisationen undGruppen,
z.B. der fzs (sieheStellungnahme im Kasten rechts) und analy-
se&kritik.

Brief der Redaktion von ak und Mail aus dem Büro von Köln
99 (begleitend mit dem Versand der Änderungsvorschläge
oben):
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Trotz dieser deutlichen Unterstützung von "Bleiberecht für al-
le" konnten die NGO−FunktionärInnen sich weitgehend
durchsetzen − nichtargumentativ, sondern mittels organisato-
rischer Macht. Der BUND und WEED traten als Einheit auf.
Der BUND drohte mit seinem Ausstieg, WEED kündigte für
den Fall desBUND−Ausstiegsauch daseigeneEndederMit-
arbeit an − obwohl WEED nach eigenen Worten keine Pro-
blememitder Forderung nach einem Bleiberechthatte. Offen-
bar ging es nicht um politische Positionen, sondern rein um
Machtstrukturen und den Aufbau einer Führungsstruktur unter
denNGOs.
Mitdem Ausstieg vonWEED wäre die Finanzierung derAkti-
vitäten gefährdet gewesen. unter diesem Druck wurde dann
ein Kompromiß formuliert, derkeinegenauepolitischeZielaus-
sagemehrenthält.

Zum ZeitpunktderDebatte um die Forderung "Bleiberechtfür
alle" waren folgende Organisationen UnterzeichnerInnen.
Die meisten von ihnen nahmen dieÄnderungen derdominan-
ten NGOswiderstandsloshin.

Nach der Änderung kamen weitere Organisationen hinzu,
u.a. die Antirassistische Initiative Berlin, der BBU, der BUND,
derBUKO, dieCoordination gegen BAYER−Gefahren, diean-
tifaschistischeZeitungmorgengrauen, OXFAM, PlayFair Euro-
pe!, derVEN undderWeltladen−Dachverband.

WieDominanzausgeübtwird, zeigtderVersuch derOrgani-
satorInnen des Bündnis Köln 99, auch die AABO (Antifaschi-
stische Aktion/BundesweiteOrganisation) unter den Aufrufzu
bringen (dieAABOhatte sich zurTeilnahmean derDemoam
29.5., also innerhalb des Bündnis Köln 99, entschlossen und
prüfte, wieweitsiesich insgesamtdorteinbringenwollte). Aus-
zug ausdem Protokoll vom 24.3. von Köln 99:

Der fzs kritisierte im Nachhinein die gesamteVorgehensweise
um denAufruf. Auszug ausdem Protokoll vom 24.3.:
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Ergänzung zurSeitevorher:
Auszug aus dem Protokoll des linksradikalen Bündnis−Treffens
vom 27.3.:

ZehnkleineLinksradikale...

Linksradikale
Dominanz
undAusgrenzung
Am Anfang seien es 60 Leute gewesen, berichteten Mitwir-
kende im linksradikalen Bündnis, zum Ende hin, nach ständi-
gem Streit, nur noch 20 und fastausschließlich Männer. Doch
auch die zum Teil szeneöffentlichen Auseinandersetzungen
unddieReduzierungdes linksradikalen Bündnissesaufdiedrei
dominanten Gruppen (Ökoli, Rote Hilfe und Perspektive) plus
einigen die Vorbereitung kaum mittragender autonomer Zu-
sammenhängeausverschiedenen Großstädten führte nichtzu
Veränderungen im Kurs. DerVorschlagantinationalerGruppen
(z.B. Demontage aus Hamburg und Venceremos aus Berlin)
fürein Forum zurkritischen Auseinandersetzungmitnationalen
Bewegungen (z.B. Befreiungsbewegungen) wurde kurz vor
Beginn derGipfel rundweg abgelehnt. Dafür drohte die Rote
Hilfe sogar mit dem eigenen Ausstieg aus dem Bündnis, um
derAusgrenzungNachdruckzu verleihen.
Am Ökologieforum meldeten Gruppen aus dem neuen, radi-
kal−emanzipatorischen Zusammenhang in derUmweltbewe-
gung ihr Interesse an, wurden abervon derKoordinatorin aus
der Ökoli abgewiesen. Zunächst wurden die Anfragen
wochenlang gar nicht beantwortet, auf dem Bündnistreffen
am 15.5. dann wurde behauptet, es seien keineweiteren Re-
ferentInnen oder Mitwirkenden nötig − ein einfach Trick der
Ausgrenzung.

Das bundesweite linksradikale Bündnis setzte sich neben den
drei dominanten Gruppen vor allem aus verschiedenen Basis-
gruppen großerStädte sowie aus einigen Organisationen zu-
sammen, dieauch im BündnisKöln 99waren. Vorallem letzte-
rewaren in derEndphasederVorbereitunggarnichtmehrver-
treten. Die Basiszusammenhänge zeigten keinerlei Versuche,
derDominanzeigene Ideen entgegenzusetzen oder sich ent-
sprechendaufTreffen u.ä. gemeinsam vorzubereiten.
Beispiel: Anwesenheitslistevom Treffen am 27./28.2.:
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AuszugausdemAnti−EU−/WWG−InfoApril 99 (Nr. 8):
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Seite2desGhostbusters−Briefes:
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AuszugausdemAnti−EU−/WWG−InfoApril 99 (Nr. 8):
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BlockfürBlock:

Veranstaltungen
undDemos
Demoam29.5.
Mit ca. 30.000 Teilnehmenden war die Demo am 29.5. die
größte aller Veranstaltungen zu den EU− und G7−Gipfeln in
Köln − und auch die quantitativ größte politische Aktion der
letzten Zeit auf deutschem Boden. Das spiegelt sich aber in
der öffentlichen Aufmerksamkeit, die die Demo erreichen
konnte, ebensowenigwiderwie in den Inhalten. DieDemo litt
unter ihrer hierarchischen und inhaltsleeren Organisation.
"Unerfahrene Demoleiter" (Aussage eines Beteiligten) achte-
ten auf eine streng hierarchische Demonstrationsorganisation
mitGesamtleitung und durchorganisierten Blöcken mit jeweils
einereigenen Leitung.
Auszugausdem Protokoll desBündnisKöln 99vom17.2.:

DerWiderspruch zwischen Unerfahrenheit und zum Teil viel-
leicht aus Unsicherheit verstärktem Hang nach Hierarchie ist
nureineBegründung fürdenAblaufderDemonstration. Dane-
ben gab esdassichtbareBemühen, inhaltliche Positionen und
die Dominanz bestimmter Gruppen festzulegen. Dabei
herrschte ein interessengeleitetes Nebeneinander zwischen
den verschiedenen AkteurInnen, die jeweils einen Teil derDe-
mo für ihreZweckenutzenwollten.

Euromarsch: Die EuromarschteilnehmerInnen haben wahr-
scheinlich zu keinem Zeitpunktbegriffen, zuwelchen Zwecken
sie neben den politischen Zielen noch "benutzt" wurden. Auf
der Auftaktkundgebung am 29.5. begrüßten Euromarschfunk-
tionärInnen die anwesenden DemonstratInnen mit "Herzlich
willkommen aufdem Euromarsch". Damitwaren Tausendevon
Menschen, die gegen den EU−Gipfel demonstrieren wollten,
eingemeindet. Entsprechend bewertet Euromarsch auch das
Ergebnis: "Neue Füße fürden Euromarsch" lautetdie positive
Überschriftzu derDemonstration (sieheSeite ...) − esgingal-
so nicht in erster Linie um ein politisches Ziel, sondern um die
eigeneSelbstdarstellung und Stärkung dereigenen Organisa-
tion.

Köln 99: Das Bündnis hielt sich aufder Demoweitgehend im
Hintergrund. Allerdings zeigten sich RednerInnen aus diesem
Spektrum, zudemwurdedieDemo in den Alternativgipfel ein-
gebunden, der um den 29.5. herum lief und vom Bündnis or-
ganisiertwurde.

Antifaschistischer Block: Verschiedene anti-
faschistische Gruppen, vor allem der bun-
desweite, zentralistisch organisierte Zusam-
menschluß AA/BO (Antifaschistische Akti-
on/Bundesweite Organisation), hatten zu
einem internationalen Antifa−Block aufgerufen. "Antifa−Of-
fensive 99", die alte Losung "Antifa heißt Angriff" und das
Motto des Blockes am 29.5. "Fight Fortress Europe" (Kampf
der Festung Europa) ließen aufeine offensiveDemonstrations-
strategieschließen. Doch am 29.5. zeigtesich dasGegenteil.
DerAntifa−Block kesselte sich selbst (mitEinhaken und einem
Seil um den Block), wurde von vorne miteinem eigenen Laut-
sprecherwagen aufeinheitliche Parolen und Verhaltensweisen
getrimmtundzeigtevölligeHandlungsunfähigkeit, alsdiePoli-

zei einen harmlosen Vorgang zum Vorwand nahm, den Anti-
fa−Blockzu kesseln und teilweise aufAntifaschistInnen einzu-
prügeln.
In einerStellungnahmeaufderAbschlußkundgebungwürdig-
ten sich die AntifaschistInnen selbst mit einer deutlich über-
zeichneten StoryüberdieAuseinandersetzungmitderPolizei,
die tatsächlich vergleichsweise harmlos ausfiel. Mehr noch:
DerÜbergriffder Polizei aufden Antifablockwar das einzige
Ereignis, das der ganzen Demo vom 29.5. eine gewisse Aus-
strahlung vonWiderstand gegen die herrschende Politik gab.
Ohne ihn wäre die Demo ausschließlich friedlich und völlig
handlungslosverlaufen.
DieDemoleitung reagierteaufdieKesselungdesAntifa−Blok-
kes gar nicht. Das lag auch, aber nicht nur an völliger Un-
fähigkeit, spontane Reaktion umzusetzen. Vielmehrwar in der
Demoleitung die Devise ausgeprägt, auf keinen Fall irgendei-
ne Konfrontation mit der Staatsmacht zu riskieren. Daher ließ
mensch den Antifa−Block im Kessel schmoren, ohne mit der
Kraft von 25.000 weiteren DemonstrantInnen die Polizei zur
Auflösung desKesselsunterDruckzu setzen.
Auszug aus der Internetseite der FAU, dann aus der
ASTA−zeitung "Rückmeldung" vom14.6.:

Anarchistische Blöcke: Esdürfte lange her sein, daß aufdeut-
schem Boden mal so viele AnarchistInnen zu sehen waren.
Der Anarchismus ist in Deutschland eine kleine Bewegung
(während z.B. Antifa− und Anti−Atom−Gruppen in Deutsch-
land überdurchschnittlich stark sind, oft aber anarchistischen
Ideen anhängen, ohne sich dortzu organisieren). In Köln war
der anarchistische Teil der Demo der größte und bunteste.
Stolz schritten auch einige der deutschen AnarchistInnen−

Oberen (z.B. der FAU/IAA) fahneschwin-
gend vorneweg. Politische Botschaft aber
auch hier: Keine. Und was den Funkti-
onärInnen wichtig war, zeigt ihr Aufrufvor-
her und ihr Bericht anschließend − reine
Selbstdarstellung.
Texte von der FAU-Website (darf in linken
Medien veröffentlichtwerden mitdem Hin-

weis "DirekteAktion -www.fau.org"), zunächstalsMobilisie-
rung vordem 29.5., dann alsBerichtdanach.
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Die Kesselung des Antifa−Blockes machte deutlich, was die
ganze Demonstration auszeichnete. Alles sollte in einem klar
vorbestimmten Rahmen ablaufen− sowohl diegesamteDemo
wie auch innerhalb der einzelnen Blöcke. Die Blockbildung
diente insofern zur besseren Kontrolle, weil alle wichtigen
Blöcke nochmal durch einen Lautsprecherwagen und eine ei-
genestrategischeVorgabe in dasGesamtkonzepteinerreinen
Latschdemoeingebundenwaren.
Niemand von den OrganisatorInnen der Gesamtdemo oder
der einzelnen Blöcke hatte als Ziel die maximale öffentliche
Wirkung, die Symbolisierung von Widerstand, von Ge-
genentwürfen zum neoliberalenWeltbild. Und niemand hatte
dieDemonstrantInnen gezieltin die Lageversetzt, auch eigen-
ständigagieren zu können. AußerderKartemitden Infopoints,
erstelltausKölnerZusammenhängen, diezudem vorallem am
29.5. schlecht verbreitetwar, gab es keine Hinweise und In-
formationen. Zu keinerZeit(voroderwährendderDemonstra-
tion) wurdenGruppen aufgefordert, sich eigeneGedanken zu
machen, sich vorzubereiten auf den Aktionstag u.ä. Alle, ob
nun die EuromarschfunktionärInnen, Köln 99, dieOrganisato-
rInnen desAntifa−Blockes oder anderer Teile, versuchten nur,
für ihre Strategie willenlose Mitlatschende zu finden. Eigen-
ständige Handlungsfähigkeit wurde nicht gefördert, sondern

sogar bewußt unterbunden (siehe Debatte um das kritische
Flugbatt, dasgenau diesen Zustandkritisierte; sieheSeite23).
Tausende von linksradikalen AkteurInnen marschierten an
Bankzentralen, McDonalds, sexistischerWerbung, dem SPD−
Parteibüro (lag am Demokurs) usw. vorbei, ohne eine Aktion,
ohneeine klare inhaltlicheSymbolik. Schon die Routewarauf
Drängen der Polizei außerhalb der Innenstadt gelegen, die
Aktionsformen machten sie endgültig zu einem nicht wahr-
nehmbaren Ereignis.

Die Schuld an der zentralistischen, einheitlichen und dadurch
langweiligen Aktionsform "Latschdemo mit Fahnen und Ge-
sang" trugen aber nicht nur die Demonstrationsleitung sowie
die Blockleitungen und die hinter ihnen stehenden Organisa-
tionen. Sie hatten letztlich ihr (falsches!) Ziel erreicht− näm-
lich statt maximaler politischer Wirkung ihre eigene Profilie-
rung. Das zeigen klar die Bewertungen, in denen der 29.5.

von den OrganisatorInnen überwiegend als Erfolg dargestellt
wird.
Niemand aber befiehlt, wo niemand gehorcht− daher muß
die Verantwortung auch und, wenn es um Veränderungen
geht, sogar ganz im besonderen bei den Basisgruppen und
Zusammenhängen gesuchtwerden, die offensichtlich planlos
und ohne eigene Ideen nach Köln fuhren, um sich willenlos
den Vorgaben der dominanten Gruppen anzuschließen. Un-
wissenheit kann nicht vorgetäuscht werden, denn fast einen
Monat erschien das mit "Gruppe Landfriedensbruch" unter-
zeichnete Flugblatt, das über die Situation aufklärte und z.B.
überdie Interim auch verbreitetwurde.
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Auszugaus Interim Nr. 479, 1 . Juli1999 (S. 28):
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Abschließend noch einigeWorte zu den Inhalten der Demo
am 29.5. und des Alternativgipfels rundherum: Was mit der
breiten Mischung genau erreichtwerden sollte, ist unklar. Die
meisten der Redebeiträge aufderDemoam 29.5. gingen auf
dasThemaArbeitsplätzeein, einige forderten plumpmehrAr-
beitsplätze, die meisten verbanden das mit besseren Arbeits-
bedingungen. Die eigene Verwertung im Kapitalismus zu for-
dern, stelltaber keinegrundsätzlicheGegenposition zu neoli-
beralen Forderungen dar, sondern versucht sich als Korrektiv.
Von daher kann die Demo und der Alternativgipfel gar nicht
alsgegenpolitischeKraftbezeichnetwerden. DieOrganisato-
rInnen agierenmeistensundoffenbar lieberin den geschlosse-
nen Gesprächsrunden mit den Mächtigen. So wächst keine
Gegenbewegung. So reduziertsich politischeArbeitaufeine
BeraterInnenrollegegenüberdem Staatundden Konzernen−
ob nun an den Runden Tischen oderaufderStraße.

DerGegengipfel derLinksradikalen
"Hippie−Demo" kanzelte einE Antifa direktnach der Linksra-
dikalen−Demo am 3.6. selbige ab. "Total wenig Leute" hieß
es aufeinem nachbereitenden, überregionalen Treffen in Ber-
lin. Besonders der Dominanz− und Ausgrenzungsprozeß so-
wiediepolitischeVerwertung desGanzen füreigeneZwecke
seitensÖkoli, Roter Hilfe und der BremerGruppe Perspektive
wurden auch im Zusammenhang mit dem Kongreß kritisiert.
"Die alteML−Tradition istwiedergeboren worden", schimpfte
einE TeilnehmerIn aus Hannover, ein Berliner fügte hinzu: "Es
war noch schlimmer: Die Chefetage hat immer so getan, als
hätte sie alles im Griff. Etliches haben dann Kölner Gruppen
noch sehrkurzfristig hinkriegen müssen!".
Insgesamtliefalleswieam 29.5. ab: DiePolizei hattedieDe-
mo schon im Vorfeld und mit Zustimmung der OrganisatorIn-
nen aus den zentralen Bereichen herausgedrückt. Zu Beginn
verteilte sie dann Flugblätter nach dem Motto "Wenn Ihr
friedlich seid, sind wir es auch ...", die Linksradikalen hielten
sich brav daran. Als ereignislose Latschdemo wälzte sich die
Menschenmenge durch die Straßen. Ebenso wie beim 29.5.
schaffte nur die Polizei selbst die einzige Ausnahme, in dem
sie mit einer Razzia am Rande der Demo gegen daran gar
nichtBeteiligteeinigeStreitereien provozierte.
Dabeisein istalles− diesesMottoschien zu genügen. Und so
fanden sich dann auch entsprechende Formulierungen in der
Auswertung, die das Stattfinden einer Demo schon als Erfolg
werten.

Auszug aus der Kölner ASTA−Zeitung "Rückmeldung" vom
14.6.1999:

WerkeineZielehat, kann sieauch nichtverfehlen?

Zum linksradikalen Gegengipfel: Das Ökologie−Forum sei
völlig unvorbereitet gewesen, berichteten TeilnehmerInnen.
Das stand völlig im Widerspruch zu den Aussagen auf den
Vorbereitungstreffen, wo sich anbietendeReferentInnen abge-
lehnt wurden mit dem taktischen Hinweis, es sei alles schon
durchgeplant.
Die linksradikalen Gruppen aus Köln hätten sich nach Ein-
schätzungen aus einem Berliner Nachbereitungstreffen aus
Protestgegen dieAusgrenzung zurückgezogen.
Von besonderer Bedeutung war das antinationale Forum. Vor
allem aufBetreiben von RoterHilfe und Perspektivewaresauf
dem linksradikalen Kongreß nicht zugelassen, um nationale
Befreiungsbewegungen nichtzu verprellen (vertragen die kei-
ne Debatte?). Diese Ausgrenzung stand in offenem Wider-
spruch zu der Logik des Gegengipfels, der als "Diskussions-
kongreß" betiteltwar. Genau die aber war nicht gewünscht.
Der auf die politische Position der drei dominanten Gruppen
Ökoli, PerspektiveundRoteHilfezugeschnitteneKongreßwur-
dedann auch nurvon ca. 100 Personen besucht. Anderthalb-
mal so viele kamen aufdasaußerhalb des linksradikalen Kon-
gresses angesetzte antinationale Forum − der einzigeOrt in-
tensiver inhaltlicherDebattean diesemWochenende in Köln.

Aus: JungleWorld, 9. Juni (S. 22) und16. Juni (S. 13)
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GegendenWeltwirtschaftsgipfel18.− 20.6.
Erneut Stimmen aus dem schon zitierten Berliner Nachberei-
tungstreffen, zunächstzum vonWEED organisierten Forum auf
dem Kongreß: "Das Niveau war beschämend", dann folgte
ein Berichtüber einen frontalen Kongreß ohne echte Diskussi-
on, aber fragwürdigen inhaltlichen Positionen wie die Stär-
kung der Nationalstaaten. EinE VertreterIn aus Hamburg er-
gänzte zum zweiten, von Medico International organisierten
Forum: "Das kann ich alles auch aus diesem Forum bestäti-
gen. Alles war völlig überfrachtet, es gab kaum Diskussion.
Die Reden waren ohne Bezug zueinander. Und abends in der
Runde lasen drei Leute ihreManuskriptevor".
Einige erkannten in Redebeiträgen gleicheWortwahl wie etli-
cheJahrezuvorbeiden Protesten gegen denWeltwirtschafts-
gipfel in München und äußerten den Verdacht, daß hier alte
Reden einfachwiederholtwurden.
Bemerkenswert war der Auftritt
von RalfFücks, ChefderHeinrich−
Böll−Stiftung. Seine Einbindung
zeigt, wo einige der Veranstalte-
rInnen aus der NGO−Riege ste-
hen und wiewenig klare Gegen-
positionen aus radikaleren Grup-
pen in der Vorbereitung vertreten
wurden. Fücks gehörte zu den er-
sten KriegsbefürworterInnen bei
den Grünen, zudem hatten die
Grünen nur wenige Tage vor seinem Auftritt das u.a.
von MigrantInnen besetzte Parteibüro in Köln gewalt-
sam räumen lassen und so einige Menschen in die
Hände der Abschiebebehörden gebracht. Dennoch
war es den ZuhörerInnen überlassen, den Auftritt von
Fücks lautstark zu stören. WEED−Funktionär Peter
Wahl griff die StörerInnen an, ca. 2/3 der Anwesen-
den verließ bei der anschließenden Rede von Fücks
den Raum. Und auch in einem anderen Fall zeigte
WEED−MannWahl, woersteht. WährenddesAlter-
nativenWeltwirtschaftsgipfelskam esüberraschendzu
einer Konfrontation mit der Polizei, als die Gattinnen
derWeltwirtschaftsbosse direktneben dem Veranstal-
tungsort auftauchten und im Gerangel der Polizei ein
Funkgerätabhanden kam. Während draußen sich die
Lage zuspitzte, versuchte Wahl im Saal, den Wiederbeginn
derVeranstaltung nach einerPausedurchzusetzen.
Der Kongreß war von der Stadt Köln und der grünen Hein-
rich−Böll−Stiftung gefördert.

Für die Demonstration am 19.6. wurde, wie schon am
29.5. und am 3.6., wieder auf
ein klar hierarchisches Kon-
zept gesetzt. Auszug aus
dem Protokoll des Arbeits-
ausschusses (Bündnis Köln
99) am17.2.:

Die Linksradikalen bildeten er-
neut einen Block − trotz der
schlechten Erfahrungen ging es
dem linksradikalen Bündnis wie-
der vor allem darum, als groß
und wichtig wahrgenommen zu
werden, ohne öffentliche Wir-
kung zu erzeugen.

Völlig unkritisch wurde vor allem vom Bündnis Köln 99 die Er-
laßjahrkampagne in die Aktivitäten einbezogen, obwohl die
politischeKritik an derKampagnebekanntwar. So fordertdie
Kampagne unter anderem den Aufbau der sogenannten Ge-
genwertfonds in den ärmeren Ländern, die Kredite an Klein-
bäuerInnen, Frauenprojekte usw. vergeben sollen. Das Geld
soll ausden erlassenen Schulden gespeistwerden, in den Ver-
gaberäte sollen VertreterInnen der Schuldner− und derGläu-
bigerländer sowie die NGOs selbst sitzen. Damitwürde die
Schuldenkrise nicht mehr eine der Nationalregierungen, son-
dern derMenschen in den ärmeren Ländern sein− diereichen
Länder und ihre NGOs, also die MacherInnen der Erlaßjahr-
kampagne selbst, kämen in die Rolle von Banken, die die
Menschen in dieseVerschuldungen stürzenwürden.
Daswarnichtdaseinzige, wasan derErlaßjahrkampagnezu
kritisieren gewesen wäre. Auch dieAktionsformen in Köln wa-
ren merkwürdig, so unteranderem die Teilnahmeder Entwick-
lungshilfeministerin an derMenschenkette und die Überga-
bederUnterschriften durch AbgesandteanGerhardSchrö-
der innerhalb desabgeschirmten Bereiches, d.h. ohne jegli-
che öffentliche Wahrnehmung (außer vereinzelt über die
Medien).

Pressemitteilung desBündnisKöln 99zurDemoam19.6.:
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AuszügeausderJungleWorld vom 23. Juni1999 (S. 13,
links) und30. Juni (S. 14)
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ImSchattenderZentralen

Wenige,kleine
Aktionenmit
Wirkung
Insgesamt kam es nur zu drei öffentlich wahrnehmbaren, di-
rekten Aktionen, bei denen selbstorganisierte Zusammenhän-
ge den Rahmen der zentralistischen Bündnisse verließen. Zum
einen wardasdie Besetzung desGrünen Parteibürosvon Mi-
grantInnen undUnterstützerInnen, zum anderen dieBesetzung
eines Hauses als autonomes Zentrum. Beide Aktionen liefen
über einige Tage mit deutlich größerer Medienresonanz als
die großen Demos und Kongresse, wurden dann aber brutal
geräumt, ohne daß von Seiten der Bündnisse darauf reagiert
wurde. Ganz im Gegenteil: Die Räumung des Kölner Partei-
büros veranlaßten die Grünen selbst− grüne Funktionsträge-
rInnen und dasGrün−alternative Jugendbündnis waren aber
ebenso beim Bündnis Köln 99 dabei. Die Räumung mit nach-
folgender Abschiebehaft und die nur sanften Proteste gegen
genau solche Zustände stehen in einem personellen Zusam-
menhang!
Auch dasalsautonomesZentrum undÜbernachtungsplatzfür
Aktionsgruppen besetzteHaus in Köln blieb nurca. zweiWo-
chen erhalten.

Die dritteAktion wardie Besetzung einerZeitarbeitsfirma, um
gegen die Logik der nichtgesicherten, noch stärkere Abhän-
gigkeithervorrufenden Arbeitsverhältnissezu protestieren.

Zudem gab esdasZeitungsprojekt"DerGipfelstörer" und ei-
nige kleinereSpaß− und Kommunikationsguerillaaktionen wie
dieAufkleberaufAutos, daßdieseausSicherheitsgründen be-
schlagnahmtwürden, sowie die folgende Aktion, die zudem
Aufschluß darüber gab, daß nur wenige solcher Aktionen
stattfanden:

Quellen: Der"Gipfelsörer" und JungleWorld, 9. Juni (S. 22)
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Funktionärin desBündnis Köln 99an die vermuteten Flugblatt-
schreiberInnen der GruppeLandfriedensbruch:

Die krasse Reaktion der zentralen Bündnisse und die Nichtre-
aktion unabhängigerGruppen zusammen wirftaber in jedem
Fall ein deutliches Bild auf den Zustand der Bewegung. Köln
war in seiner Form möglich − obwohl die Vorgänge bekannt
waren!

Eigentlichwarallesklar...

Dominanzund
Trägheitpassen
zueinander
WenigeWochen vorden ersten Aktionen tauchtebundesweit
ein Flugblatt auf, in dem die organisatorischen Mängel und
Dominanzstrukturen benannt wurden. Zudem wurden alle
Gruppen aufgerufen, nicht planlos nach Köln zu fahren und
einfach auf die Qualität der zentral geplanten Aktionen zu
hoffen. DasFlugblatt(sieheAbbildung) wurdedirektund über
die Interim verbreitet− es hätte also ausreichend vieleGrup-
pen und Einzelpersonen erreichen können. Doch dieWirkung
blieb aus. Auch in direkten Gesprächen, aufNachfragen z.B.
während der Aktionen in Köln mußten viele Basiszusammen-
hänge zugeben, sich keinerlei Vorüberlegungen gemacht zu
haben.
Es sprichteinigesdafür, daß nichtnur kaum spontaneoderdi-
rekteAktionen bekanntwurden, sondern daßesauch tatsäch-
lich kaumwelchegab.

Von Seiten der zentralen Bündnisse war die Reaktion aufdas
Flugblatt entlarvend: Auf den Vorwurf der Ausgren-
zungwurdemitAusgrenzung reagiert. Euromarsch−
Leute recherchierten die Herkunft des Flugblattes
und fanden die Projektwerkstatt in Saasen − eine
autonom−politische Einrichtung, deren Wohnhaus
allerdings seitAnfang1999 leersteht. Daherkonnte
das Flugblatt von dort kaum kommen. Dennoch:
Köln 99 strich die verdächtigte Email−Adresse so-
fort aus dem Verteiler (der vorher als "offen" be-
schrieben wurde). Zwei Euromarsch−Funktionäre
besuchten am 15.5. das linksradikale Bündnistref-
fen. Dort verteilten auch Ökoli−FunktionärInnen
das Flugblatt und forderten eine Debatte sowie
Konsequenzen gegen die UnterstützerInnen des
Flugblattes (welche Konsequenzen das sein wür-
den, wurde allerdings nie formuliert). Die Euro-
marsch−Funktionäre versuchen, das linksradikale
Bündnis davon zu überzeugen, daß dieses Flug-
blattderGrund sein würde, daß die Polizei här-
terdurchgreifenwird− unddaherdieSchreiber-
linge Schuld wären an Polizeiübergriffen. Die
einzige beim linksradikalen Treffen anwesende
Person, die sich hinter das Flugblatt stellte, wur-
de von Euromarsch−Leuten als "Spinner" be-
zeichnet und von Ökoli−Leuten mit "Verpiß
Dich" und "Idiot" tituliert. Die Tatsache, daß
das Flugblatt anonym sei, sei ungeheuerlich
und sei so noch nicht vorgekommen, ereiferte
sich der Vertreter der Gruppe Perspektive. Al-
lein− zu einem Beschluß kam esnicht, den do-
minanten Gruppen fehlte an diesem Tag die
Mehrheit, weswegen sie auf einen formalen
Antrag gleich verzichteten.
Bleibtdie Frage, warum beide Bündnisse, das
linksradikale wie das NGO−Bündnis, sich
über dieses Flugblatt so intensiv aufregten,
obwohl frühere Aktionen immer ein Sammel-
surium verschiedenerAufrufe hervorbrachten.
Fühlten sie ihre Dominanz in Frage gestellt?
Immerhin gelang es ihnen in Köln in der Tat,
Aufrufe u.ä. von außerhalb der zentralen
Bündnisse weitgehend zu unterdrücken.
Oder trafdasFlugblattgenau insSchwarze?
Oderbeides?
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Interview:

Vielewaren
zuplanlos
Gespräch mitzweiAktivistInnen auseinerBasisgruppe inNie-
dersachsen, diediegesamteZeitin Kölnwaren.
•WaswarEuerZiel in Köln?WarumwarKöln füreuch wich-
tig?
H.: Ich wollte vor allem Widerstand bei einem so wichtigen
politischen Ereignis öffentlich sichtbar machen und außerdem
ein bißchen nerven und ärgern. Daneben hatte ich mir auch
vorgenommen, mal zu schauen, was in der FrauenLesbensze-
nesopassiert, da ich davonwenigAhnung habe.
S.: Kontakte knüpfen. Aktionen machen, Widerstand leisten
und nicht resignieren. Insgesamtwar ich auf Köln neugierig,
weil sich dortfürmich diederzeitige Linkewiderspiegelt.

•Hattetihreuchwasvorgenommen?
S.: Wirwollten uns als Kleingruppe an dortigen Aktionen be-
teiligen und z.T. eigene kleinere Aktionen machen. Dabei ha-
ben wir gemerkt, daß wir noch relativ viel uns darauf verlas-
sen haben, daß dortschon etwas läuft, woran wir uns beteili-
gen können. Das war ein Fehler! Darüberhinaus haben wir
auch gesehen, daß es mit unserer Kleingruppe noch nicht so
weither ist, und daß da noch auf jeden Fall Diskussions-, Ent-
wicklungs-und Erfahrungsbedarfist.

•Die Aktionsvorbereitungen waren ein riesiger Aufwand an
Papier, Personal und Geld. Hat sich das gelohnt?Wie beur-
teiltIhrdiegroßen Demos, Aktionen undGipfel?
H: Zu denGipfeln kann ich nichtviel sagen, ich bin nie hinge-
gangen. Ich finde es aber nicht sinnvoll, theoretisch zu arbei-
ten während in der selben Stadtdie Politik, gegen diemensch
ist, geradegemachtwird.
S.: Gelohntistrelativ. Wiewärsgelaufenwenn esdasGanze
nicht gegeben hätte. Aber insgesamt ist superwenig in der
Presse rübergekommen und ein gesellschaftliches Thema war
derGipfel bisaufin ein paarKirchenkreisen auch nicht.
H: Die großen Demoswaren jedenfalls ziemlich schlecht, an
politischen Forderungen wurde wenig sichtbar, es zählte
hauptsächlich, wievieleMenschen da sind.
•War das die Schuld der VeranstalterInnen? Oder der Poli-
zei?Oder von sonst jemandem?Welche Fehlerwurden eurer
Meinung nach gemacht?
H: Ich findeesschwer, von Schuld einzelnerodereinerGrup-
pezu sprechen. Ich glaube, daßdieVeranstalterInnen derDe-
mos und Gipfel das getan haben, was sie für richtig hielten.
Wenn das für viele andere nichtdas Richtige ist, müssen sich
diese aufraffen und was eigenes organisieren statt nur zu la-
mentieren. Viele Leute in den Campswaren jedenfalls zu ide-
en- und planlos, sie wollten zwar was machen, hatten aber
sich vorherkeineGedanken gemacht.
S.: Die Polizei waraus ihrer Sichtsehr erfolgreich. Ihre Strate-
gie ist voll auf gegangen. Wir sind zu berechenbar gewor-
den. Sie hatte fast alles im Griff. Einerseits haben die Veran-
stalterInnen mit ihren zentralistischen Latschdemo-Konzepten
eine "Teilschuld", andererseits haben sich die meisten Leute
auch führen lassen, indem sie sich an bestehenden Aktionen
beteiligt und sie konsumiert haben, anstatt Eigeninitiative zu
entwickeln und selbstAktionen zu machen.

•Habt Ihr direkt etwas von den Organisationsstrukturen mit-
bekommen?Oderwaralles ganzweitweg von der Basis der
Aktiven?

S.: Ich wurde sagen, daß von der Orgastruktur nicht so viel
rüber kam weil sie u.a. viel zu wenig Leute und überlastetwa-
ren.
H: Ich glaube aber auch nicht, das das gewolltwar. Jeden-
fallswasso im Internetfürallezugänglichwar, warnichtmehr
alsdasWann undWo.
•FehltedieTransparenzinsgesamtodergabesAusnahmen?
H: Bei den Camps und der ICC-Karawane war es auf jeden
Fall anders. Die Treffen waren zwaroffen, aber dadurch, daß
es so chaotisch war, war die Transparenz auch nicht gerade
toll.

•Was habt Ihr von der Presseresonanz und Wahrnehmung
derAktionen in derÖffentlichkeitmitbekommen?
H: Forderungen, die sich an dem realpolitischMachbaren ori-
entieren, sind die Inhalte, die in der Presse vermitteltwurden.
Daß auch noch andere Forderungen vertreten wurden, ist
kaum wahrgenommen worden. Die Kölner selber haben von
den Aktionen selber wohl etwas mitbekommen, vor allem in
der Innenstadt. Die Forderungen derLeutewurden abersogut
wieniedeutlich.
S.: Ich glaube das die Kölner nicht viel vom Widerstand ge-
gen den Gipfel mitbekommen haben außer ein paar Demos
(29.05. und 19.06; 03.06. war lächerlich). Und die massive
Polizeipräsenz.

•Wie steht Ihr zu den Inhalten derAktionen?Waren die klar
sichtbar, wurden die wahrgenommen?Was stand im Vorder-
grund von Flugblättern, Presseinfos und vor allem Transparen-
ten?
S.: Die InhaltewarenmeinerMeinungnachmittelmäßig rüber-
gekommen. Darum sollte noch mehr gearbeitet werden. Die
Ideen und Inhalte fand ich eher bescheiden, sowie im Allge-
meinen die derzeitige, deutsche Linke nicht gerade vor Visio-
nen übersprudelt− wasauch IhrProblem ist.

•Gab es außer den großen, durchorganisierten Aktionen
noch spontaneAktionen?KönntIhrmal von denen berichten?
S.: Es gab durchaus ein paar Kleingruppenaktionen von
denen die meisten jedoch wohl nicht bekannt gemachtwor-
den sind bzw. verschwiegen. Es gab einige Spaß- und Kom-
munikations-Guerilla-Aktionen und kleinereSabotagesachen.
H: Daneben wardurch dieCamps ja auch ein Treffpunktvor-
handen, um spontan in größeren Gruppen was zu starten.
Das hataber nichtbesonders gut funktioniert, da die meisten
einfach zu planloswaren. Gutfand ich dadieVorbereitung für
Aktionen aus dem FrauenLesben-Camp. Die waren größten-
teils gut organisiert, und zwar dezentral aus verschiedenen
Orten.
•WelcheöffentlicheWirkungen hatten dieseAktionen?
S.: Keine. Einerseits wurden sie verschwiegen, aber anderer-
seitswaren esauch viel zuWenige, um einen breiteren öffent-
lichen Effektzu erreichen.
H: Naja, wenigstensderHungerstreik und die Bürobesetzung
bei denGrünenwardoch Thema.

•Mal ganzspontan: waswürdet Ihr für die Zukunftvorschla-
gen?
H: Aufjeden Fall keinezentralistischen Demonstrationen.
S.: Mehr und besser vorbereitete konspirative Kleingruppen-
aktionen die z.B. durch kleinere und größere Sabotage und
Kommunikations- und Spaßguerilla von sich reden machen.
Darüberhinausaberauch eineVielzahl von Besetzungen und
Blockaden aller Art und Größe. In den Städten bzw. überre-
gional sollten sich vorherVorbereitungsgruppen gründen. Die
Spontanitätsollten wir unsaberauf jeden Fall bewahren, was
nichtheißtplanlosdurch dieGegendzu latschen. Wirmüssen
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glaube ich viel an unserer Selbstorganisationsfähigkeit arbei-
ten bzw. sieersterlernen. Sich insgesamtvorhermehrmitStra-
tegien auseinanderzusetzten, halte ich fürsehrwichtig.
H: Wichtig finde ich auch noch, daßdie inhaltlicheAuseinan-
dersetzung im Vorfeld, nichtwährend des Ereignisses stattfin-
den muß. Stattaufeinem Alternativ- oderGegengipfel nur in-

tern etwaszu bewegen, solltemensch lieber versuchen, spür-
bar oder öffentlich wirksam etwas zu machen − sei es durch
Demonstrationen, Sabotageodersonstwie.

•Dankesehrundviel Glückbei derDebatte in Euren eigenen
Zusammenhängen.

Statement

Zuviele
Aktionenfürzu
wenigMenschen
VonWernerRätz, ila (BündnisKöln 99)
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BewertungzudenEuromarsch−Aktivitäten

NeueFüssefür
denEuromarsch
VonAngela Klein, Euromarsch (BündnisKöln 99)

Die"Vorhutdersozialen Bewegung fuerein anderesEuropa"
nannte Karel Gacoms, Streikfuehrer bei Renault Vilvoorde
1997, die Erwerbslosen, die am Freitag nachmittag in Koeln
von ihrenMaerschen ausBruessel, Prag undSueddeutschland
eingetroffen waren, um am naechsten Tag mitGewerkschaf-
tern, Fluechtlingen und MigrantInnen, Vertretern der kurdi-
schen Befreiungsbewegung, AntifasundpolitischenOrganisa-
tionen zur zweiten grossen europaeischen Demonstration ge-
gen Erwerbslosigkeit, Ausgrenzung, Rassismus und Krieg zu-
sammenzukommen.
Vorhutdersozialen Bewegung, dassind die Erwerbslosen im-
mer noch - obwohl ihre Bewegung zurueckgegangen ist, ei-
nerseitsweil die sozialdemokratischen Regierungen neue Pas-
sivitaet hervorbringen, andererseits weil das Antriebsmoment
derMaersche: "Wirwollen eineneueWeltschaffen", bislang
nur zoegerlich von anderen sozialen Bewegungen aufgegrif-
fenwurde. Noch istniemandda, derdieErwerbslosen beerbt
in ihrer Funktion alsKatalysatordes sozialen Protests. Den po-
litischen Parteien fehlt die Glaubwuerdigkeit, die Gewerk-
schaften wollen in ihrer Mehrzahl nicht, und die Gewerk-
schaftslinke, die anfaengt, ein Verstaendnis fuer die europaei-
sche Dimension des Handelns zu entwickeln, stoesstan allen
Ecken und Enden aufdie Borniertheit und Hindernisse, die ih-
nen dergewerkschaftlicheApparatin denWeg stellt. Antiras-
sistische Initiativen wie Feministinnen nutzen den Windschat-
ten der europaeischen Mobilisierung, um sich selber zu ver-
netzen undeigeneeuropaweiteAktionen zu planen; ein euro-
paeisches Treffen der Antifa kam, obwohl gewollt, nicht zu-
stande. Die kurdische Befreiungsbewegung hat sich zum er-
stenmal in den Kontexteiner sozialen und europaeischen De-
monstration gestellt -- man kann nur hoffen, dass der Eindruck
bleibendwarundAppetitaufmehrgeschaffen hat.
Ein VolksfestzurVerteidigung derMenschenrechte nannte ein
afrikanischerAsylbewerberaus Jena, Teilnehmeran der Fahr-
raddemo aus Prag, die Demonstration am 29.Mai. In ihrer
Froehlichkeit, Buntheitund LautstaerkewareseineDemonstra-
tion, wie es sie in Deutschland noch nicht gegeben hat. Der
Mobilisierungserfolg von Amsterdam konnte wiederholt wer-
den. Mit 30.000 Teilnehmenden wurde dieselbe Groessen-
ordnung erreichtwievorzwei Jahren (dieAmsterdamerDemo
zaehlte nach Angaben der Organisatoren 35.000 Teilneh-
mende, eswardiePolizei, diedamalsvon 50.000sprach).
Die Zahlen verbergen jedoch Verschiebungen: Die Beteili-
gung der Erwerbslosen hat abgenommen, das schlug sich
auch in derhalbierten Zahl derMarschierenden nieder. In Am-
sterdam waren 600 zusammengekommen, in Koeln ueber
300. DiegewerkschaftlichePraesenzwargeringeralsdieUn-
terstuetzung fuer den Gewerkschafteraufruf hatte vermuten
lassen. Aus der BRD war nur die NGG zu sehen -- und eine
einsame OeTV-Fahne; die Beteiligung aus Griechenland und
Italien wurde durch den Krieg stark behindert. Die Griechen
hatten urspruenglich vor, mit einem ganzen Zug bzw. mehre-
ren Bussen zu kommen; wegen desKriegesschmolzdieDele-
gation auf 120 zusammen. In Italien fand am selben Wo-
chenende eine nationale Antikriegsdemonstration statt. Die
"sozialen Zentren" (Autonome) kamen deshalb nichtund mo-
bilisierten stattdessen nach Bari.
AusEngland fehlten dieLiverpoolerDockers; in Spanien istdie
Mobilisierung ueber die anarchosyndikalistische CGT nicht
hinausgekommen; Portugal und Norwegen fehlten ganz. Da-

fuer gab es in der schwedischen Delegation auch eine finni-
sche Beteiligung, der zum Abschluss der Demonstration die
Stafetteuebergebenwurde--dernaechsteEU-Gipfel findetin
Finnland statt.
Doch esgabandereGesichter, die in Amsterdam nichtdabei-
gewesen waren: die Fluechtlinge, darunter zahlreiche Afrika-
ner und Kurden; die Antifas; der kurdischeWiderstand; eine
kleine polnische Delegation; eine Gruppe Russen; die indi-
schen Landarbeiter, die die Interkontinentale Karawane bilde-
ten. Sie belegten eindruecklich, dass das "andere Europa",
dasdie Euromaersche im Sinn haben, sich nichtaufdieGren-
zen derEU undauch nichtaufdiegeografischenGrenzen Eu-
ropas beschraenkt. Hier bildet sich ein politischer Europabe-
griffheraus, der sich mitden Grenzen der EU und desSchen-
generAbkommensnichtdeckt.
DieGroessenordnungderMobilisierung konntegehaltenwer-
den, weil die Euromaersche ihrer Grundidee treu geblieben
sind: Sieverstehen sich nichtnuralsBewegung derErwerbslo-
sen, sondern als breite, europaweite soziale Bewegung ge-
gen Erwerbslosigkeitmit all ihren Begleitumstaenden und Fol-
gen. Deswegen haben sieaufderKoelnerKonferenzim Janu-
arden BegriffderAusgrenzung praezisiertund um die rassisti-
sche Ausgrenzung erweitert; dies machte es moeglich, dass
die Fahrradkarawane aus Prag von den Euromaerschen, der
Karawane der Fluechtlinge und MigrantInnen und der Kara-
waneGeldoderLeben gemeinsam durchgefuehrtwurde.
DieMaersche haben im April aufden Krieg mit einer Erklae-
rung reagiert, in der sie den Zusammenhang zwischen Armut,
Ausgrenzung und Krieg herstellen und den Willen derMaer-
sche betonen, konkrete Schritte fuer eine Vernetzung und
Kommunikation der Voelker untereinander auch auf dem Bal-
kan zu unternehmen. Frei von Reibungsmomenten war diese
Ausweitung nicht; vor allem die Losung "Nein zum Krieg"
stiess bei einigen TeilnehmerInnen aus Frankreich auf Ableh-
nung. Hier steht einer der Erwerbslosenverbaende (MNCP)
denGruenen nah, und dieGruenen in der franzoesischen Re-
gierung gehoeren zu den aergsten Kriegstreibern.
Die gewonnene soziale Breite hat auch dazu gefuehrt, dass
Maersche, Demonstration undGegengipfel, die in Amsterdam
noch getrennt liefen, diesmal unter dem gemeinsamen Dach
derMaersche, der Studierenden und der politischen Jugend-
organisationen durchgefuehrtwurden. Aufdem Abschlussple-
num desAlternativgipfels trugen verschiedeneNetzwerke die
Ergebnisse ihrer Arbeit und ihreweiteren Projekte vor: die Eu-
romaersche, "Kein Mensch ist illegal", die Studierenden, die
Frauen. Leider fehlte der Chemiekreis, der ein sehr erfolgrei-
ches eintaegiges Forum mit internationaler Beteiligung bestrit-
ten hat, leider auch die Antifas, deren europaeisches Treffen
wiegesagtnichtzustandegekommenwar.
Auch der Alternativgipfel hatte eine neue Qualitaet , und es
tatkeinen Abbruch, dassdieBeteiligung daran mit400Leuten
nurhalb sostarkwarwie in Amsterdam. Erwurdevon den so-
zialen Bewegungen, die nach Koeln mobilisiert haben, als
Forum fuer ihren Dialog und die weitere Planung ihrer Arbeit
genutzt. Damit legte er die Grundlage fuer eine weitere Zu-
sammenarbeit, dieweitueberdieEuromaerschehinausgeht.
Schliesslich haben zumGelingen desganzenwesentlich auch
solche Initiativen beigetragen, die fuer Essen, Schlafen und
Diskutieren die Infrastruktur stellten: dieNaturfreundemitdem
Zeltlager, das nach anfaenglichen Schwierigkeiten ein voller
Erfolgwurde; dasBuergerzentrum Alte Feuerwachemiteinem
hoechst angenehmen Rahmen fuer alternatives Zusammenle-
ben; das Kollektiv Rampenplan mit einer wohlschmeckenden
Essensversorgung.
Zusammengenommen kann man sagen: Dieeuropaeischeso-
ziale Bewegung istkeine Eintagsfliege geblieben; sie hat ihre
Mobilisierungsfaehigkeit unter Beweis gestellt, sie hat sich
ausgeweitet, sie hat die Zusammenarbeit verschiedener Net-
zebefoerdert.
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Dennoch sind die Euromaersche mit dieser Mobilisierung an
Grenzen gestossen. Das spontane Engagement freiwilliger
Kraefte reichtnichtmehr, um dievielfaeltigenAufgaben zu be-
waeltigen. Die personellen und finanziellen Mittel sind zu ge-
ring; und weil die Bewegung sich derzeit nicht spontan aus-
weitet, kommen auch nicht von selbst neue Kraefte hinzu. Je-
der Schrittdes Zusammenwachsens aufeuropaeischer Ebene
bedarfeines erheblichen Einsatzes; wo dieserwegen Ueber-
forderung fehlte, wurden gravierendeMaengel sichtbar:
-- Erstens auf den Maerschen selbst: Deren Empfang durch
oertliche Arbeitslosen- undWohnungslosenkollektive liess er-
heblich zuwuenschen uebrig. DieMaerschegerieten eherzu
einer Demonstration als zu einem Instrument der Kontaktauf-
nahmemitGruppen vorOrt. Damitwurdeeinwichtigespoliti-
sches Ziel derMaersche verfehlt (abgesehen von infrastruktu-
rellen Problemen, die durch verstaerkte Zusammenarbeit mit
Strukturen vor Ort leichter haetten geloestwerden koennen).
EineAusnahmebildete Luettich, wodieoertlicheArbeitslosen-
organisation eineArbeitsamtsbesetzung durchfuehrte, die von
demMarsch ausBruessel unterstuetztwurde. Die Folgewaren
Probleme im Zusammenleben und in derVersorgung derMar-
schierenden sowie Spannungen und Gereiztheiten unter ih-
nen.
-- Zweitens aufder Demonstration: dasVerhalten der Polizei,
die sich vorgenommen hatte, ihrMuetchen
an einer bestimmten, vorher auserkorenen
Gruppe zu kuehlen, haette eine Reaktion
der gesamten Demonstration erforderlich
gemacht, die jedoch in Ermangelung einer
internationalen Demonstrationsleitung nicht
moeglich war. An solchen Fragen zeigt
sich, welcheHerausforderung esbedeutet,
zu europaweiter Handlungsfaehigkeit zu-
sammenzuwachsen.
--Drittensaufdem Erwerbslosenparlament:
obwohl es eine voellig neue Form der Zu-
sammenarbeit darstellt, hat man sich im
Vorfeld darueber nichtgenuegendGedan-
ken gemacht und eine eher traditionelle
Veranstaltung mit vorher ausgesuchten Re-
debeitraegen durchgefuehrt. Erst der mas-
sive Protest der Erwerbslosen an seinem
Verlauf verdeutlichte, welches Potential in
der Idee eines solchen Parlaments steckt:
europaweit eine staendige Vertretung der
Erwerbslosen zu schaffen, dieAktionenwie
Inhalte diskutiert. Soforttratdie Frage nach
ihrer Zusammensetzung und Legitimation
auf; dies war im Vorfeld von den Gruppen
nicht diskutiert worden, musste folglich
auch in Koeln unbeantwortetbleiben. Aber
der Anstoss wurde gegeben. Das ist fast
ein wichtigeres Ergebnis als die ansonsten
gefassten Beschluesse.
Die inhaltliche Debatte des Erwerbslosen-
parlaments ist ueber die Bruesseler Erklae-
rung nicht hinausgekommen. Ein Teil hat
versucht, europaweit einheitliche Betraege
fuer Arbeitszeit und Mindesteinkommen
aufzustellen -- stiess dabei aber auf hefti-
genWiderstandvon anderen. Sobleibtdie
Frageoffen, ob diesderbesteWeg ist, die
Lebensstandards in Europa zu vereinheitli-
chen.
Die Debatte ueber die Niedriglohnpolitik
und die Herausforderung, die sie fuer Er-
werbslose und Gewerkschaften bedeutet,
steckt hingegen noch in den Anfaengen.
Sie mag sich konkretisieren, wenn im De-
zember anlaesslich des EU-Gipfels in Finnland der beschlos-

seneeuropaweiteAktionstag gegen Billiglohn und Zwangsar-
beitdurchgefuehrtwird.
Zusammen mitallen Kraeften, diean dieserMobilisierungmit-
gewirkt haben, werden die Maersche diskutieren muessen,
wie sie die genannten Maengel ueberwinden koennen, vor
allem im Hinblickaufdie naechste europaeischeGrossaktion,
die imWinterhalbjahr2000 in Frankreich stattfinden soll:
-- wie wir die Zusammenarbeitmit anderen Netzwerken und
Kraeften intensivieren undausbauen koennen; --wiewirunse-
reArbeitaufneue Fuesse stellen und die dafuer notwendigen
Mittel auftreiben koennen; --wiewirdieeuropaeischeKoordi-
nation der Maersche zu einem internationalen Organisati-
onszentrum ausbauen koennen.

DieeinzigeKartemitinforamtionen für
Demo−TeilnehmerInnen− meisteherspärlich verteilt.
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Statement

Wo
ansetzen?
VonAndreasMissbach
(Beginn links)

Statement

Interessante
Konstellation
Von PeterWahl,WEED
(BündnisKöln 99) (unten)
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Interview

Wirha-
benuns
über-
nommen
Interview mit Inga Havers, MAI-
AG Berlin und beteiligt an der
Organisation der InterContinen-
tal Caravan (ICC) in Deutschland
(Beginn rechts)
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•WiebewertestDu dieKöln Kampagne?
Inga: Ich denke, es gibt viele Sachen, die wir hätten besser
machen können, die unterschiedlichen Einschätzungen zu der
Kampagne hängen auch mit völlig unterschiedlichen Zielvor-
stellungen zusammen. Sowohl im Berliner Vorbereitungsple-
num als auch in der ICC haben wir von Beginn an verpaßt,
klar unsere Ziele zu formulieren. In der ICC hates nie ein Pa-
piergegeben, waswir in Europa eigentlich mitderKarawane
erreichen wollen, obwohl es ein solches geben sollte. Unter-
schiedliche Gruppen haben natürlich intern ihre Ziele formu-
liert, beispielsweise für Finanzanträge, aber es gab niewirkli-
che Auseinandersetzung darüber. Die Fragen hätten geklärt
werden müssen: Waswollen wir?Wollen wir Politik oder Be-
wegung verändern? Was wollen wir gerade in Köln? Diese
Fragen zu stellen und zu beantworten, kann auch jedeGrup-
pe für sich machen − aber es muß auf jeden Fall passieren.
Wir haben strukturelle Fehler in der Bündnispolitik gemacht:
Stattkonfrontativzusammenzuarbeiten hatman innerhalb bei-
der Bündnisse gewissen Leuten den Raum überlassen und
dann daseineNetzoderdieandereAbspaltunggegeneinan-
der gestellt stattStreitkultur zu pflegen, aufdie Pluralität stolz
zu sein und sich gegenseitig zu befruchten.

•Ich habe den Vorwurf gehört, Ihr hättet Euch mit der ICC
übernommen?
Inga: Ja, das stimmt. Und einige Leute haben auch nichtdas
gemacht, was sie zugesagt haben. Natürlich haben wir uns
mitdem ICC-Projektübernommen− ganzklar. Undwirhaben
die Bewegungen in Europa überfordert, aber auch heraus-
gefordert. Das haben wir von Anfang an gewußt und uns
trotzdem dazu entschieden, das durchzuführen. Die Schwie-
rigkeit bestand darin, einen Kompromiß zwischen den vielen
Beteiligten zu finden. Dabei haben wir uns auf jeden Fall zu
sehr der ursprünglichen Idee versklavt, statt anzuerkennen,
daß auch ein Netzwerk immer nur so stark sein kann, wie ihr
schwächstesGlied. Dashatdann zu erheblichen organisatori-
schen und demokratischen Mängeln geführt. Im Nachhinein
hätten wir uns mitder Forderung nach nur der Hälfte der Teil-
nehmerInnen durchsetzen sollen, daß wäre auf jeden Fall
schon Herausforderung genuggewesen.

•War Deutschland wie andere Länder oder gab es hier Be-
sonderheiten?
Inga: Die Situation war so unterschiedlich wie die beteiligten
Gruppen: Wenn Du nach Ländern fragst, könnteman generell
sagen, daß die Situation in derSchweizam besten, in Italien,
Belgien, den Niederlanden, Spanien, Großbritannien und Po-
len gut, und in Frankreich, Deutschland und Tschechien eher
problematischwar. In Frankreich lag dashauptsächlich an der
internen Kommunikation derGruppen untereinander, und völli-
ger Verantwortungslosigkeit dem Projekt gegenüber in Paris,
hier an der mangelnden Unterstützung. Es war hier viel
schwieriger, das Projekt durchzuführen: Im Augustwurde die
Ideezu dem Projektvon jemandem aus Indien vorgeschlagen.
Das nächste europäische Treffen fand im November statt. In-
zwischen hätten überall Treffen zwischen Gruppen stattfin-
den, und Koordinationskomitees gegründet werden sollen.
Das fand in Deutschland nie so statt. Trotzdem war es klar,
daß wenn die ICC stattfinden sollte, daß sie dann auch nach
Köln kommen mußte. Vom Bündnis Köln 99 gab es Signale,
daßwir von ihrer Seite unerwünschtwären. Dann haben eini-
ge Leute aus Berliner Gruppen gesagt, daß sie es versuchen
wollen, Gruppen zu finden. Der Prozeß entstand in Deutsch-
land also nichtvon unten nach oben, aufgrund des unglaubli-
chen Zeitdrucks wurde vieles nur noch irgendwie organisiert,
aber nicht entsprechend unserer basisdemokratischen Über-
zeugungen. Da gab esgroßeDefizite. Die Schwierigkeitwar,
daßwirwenigAhnung hatten, weil wirwenig Leutewaren, al-
le ziemlich jung, und daher mitwenig Erfahrung, und beson-
ders am Anfang nur ganz wenig Unterstützung hatten, und
kaum eineRan dieRealisierbarkeitdesProjektesgeglaubthat.

•Änderte sich das Verhältnis zum Bündnis Köln 99 im Laufe
derZeit?
Inga: Das war sehr schwierig. Wir haben weder richtig zu-
sammengearbeitet noch richtig gegeneinander, sondern es
warnurein unbestimmteskritischesVerhältnis. Ein Beispiel sind
dieCamps: Die ICC-GruppehatdasEU-Camp inOssendorf
mitorganisiert. Aber eigentlich war uns derOrtzu abgelegen
undwirwollten näher in die Innenstadt. Die Leutevon Köln 99
wollten abernichtdarum kämpfen, daß habenwirbeim zwei-
tenCampdann andersgemacht. Wirhaben von derStadtein
besseres Gelände gefordert und es am Ende auch bekom-
men.

•WiebewertestDu dasCamp in den Rheinauen?
Inga: Es istgeglückt, daß ein Rahmen geschaffen wurde zum
Wohlfühlen, wo sich Leute begegnen konnten, internationales
Networking Abends am Lagerfeuer stattfand. Generell hatten
wir uns erhofft, daß wir den Rahmen schaffen, innerhalb des-
sen Leute aktionistisch werden oder auch theoretische Debat-
ten führen. Dashatabernichtso stattgefunden.

•Wiekönnteman das in Zukunftbessermachen?
Inga: Es muß eine eindeutige Trennung zwischen den unter-
schiedlichen Aufgabenbereichen stattfinden. Zum Beispiel ei-
ne Dreiteilung in ein Orga-Team, das die Logistik organisiert,
eine Theoriegruppe, die organisiert, daß theoretische Debat-
ten laufen, Workshops angeboten werden, und drittens ein
Aktionsteam, das versucht, Kontakt zu halten zu Gruppierun-
gen, die spontan kleinere und größere Aktionen durchführen
wollen, undzu informieren, waswo läuft.

•Was fällt Dir noch ein an Verbesserungen, Köln ist ja hof-
fentlich nichtdasEndederBewegung?
Inga: Politisch muß man sich auf jeden Fall fragen wie eine
weitere internationale Aktionszusammenarbeit Aussehen soll.
Auf jeden Fall muß man sich im Einzelfall die Frage stellen, mit
wem man sich da überhauptvernetzt, und ob esnichtsinnvol-
ler ist, sich mitseinen Kapazitäten in schon bestehendeNetz-
werke einzubringen, statt neue zu schaffen, die dann der ei-
genen Kritik nichtstandhalten. Auch kann internationalesNet-
working nichtbedeuten, daß Teile desNetzwerkes durch ihre
hohen Erwartungen Druckauf andereGruppen innerhalb des
Netzwerkesausüben. Eskann nichtsein, daßvor lauterOrga-
Streß kein Raum mehr dazu da ist, das eigene Projektzu hin-
terfragen. Wir sind teilweise zu professionellen Jungmana-
gern mutiert, die 18h am Tag arbeiten, und mit Handy und
Laptop ausgestattet2000 km dieWoche zurücklegen. Damit
habenwirunszugunsten einer Ideeselberzu etwasgemacht,
was wir politisch ablehnen. Organisatorisch ist es wichtig,
sich klar zu machen, daß irgendwann im Verlaufeiner Vorbe-
reitung vor lauter Orgakram kein Platz mehr für theoretische
Diskussion ist. Auch wichtig ist, zu beachten, daß man bei ei-
nem Projekt wie der ICC am Anfang gar nicht wissen kann,
was nachher Teil der Kampagne sein wird. Darauf muß man
sich einstellen. Leute für Aufgabenbereiche zu bestimmen, ist
schwierig, weil am Anfang gar nicht klar ist, welche Aufga-
benbereiche da entstehen werden. Es sollte zwischen dem
Vorbereitungszeitraum, also der Phase lange vorher, und der
heißen Phasedirektvorundwährend derAktionen unterschie-
den werden. Am Schluß, also in der heißen Phase, kommen
dann immer ganz neue und andere Leute hinzu, die nicht nur
mithelfen, sondern auch mitgestalten. Ganzwichtig istes, sich
dieser Situation bewußtzu sein, und möglichstviele Leute mit
einzubeziehen, auch und gerade wenn man selber mit den
Nerven am Ende ist, und keineGeduldmehrhat.
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Statement

Bittebitte
bittekeine
Latsch-Demos
Von Kayos

Ich habemich hauptsächlich mitdiebeideCampsbeschäftigt,
soLogistikusw., undmein Eindruckwar, dieCampswaren gut,
haben Spassgemacht, eswarsonnig, gab ganzviele interes-
sante Leute, aberdasPolitikhatgefehlt.
Die Grundedafürwaren (fürmich),
1 ) wir Orga-Gruppe waren zu wenig. Wir haben uns das
ganzen Zeit an Zelte und Essen und werweisstwas, geküm-
mert, und nichtdafür sorgt, das die Leute sich zusammen set-
zen und reden und Aktionen planen und Strategien entwik-
keln, diewirbenutzen können.
2) Die Leute die gekommen haben waren entweder unmoti-
viertoder zu abhängig. Es solltetnichtnötig sein, das irgend-
jemand von Orga-Gruppe sagt 'Jetzt werden wir Aktionen
planen.' Es ist manchmal gut, Versammlungen zu haben, das
Leute die allein gekommen sind, Gruppen finden kannen, das
sie sich trauen Aktinen zu machen. Aber es kann auch sein,
das jemand ANDERS das organisiert! Und die Leute, die in
Gruppen gekommen sind, könnten sowiesoviel mehrgemacht
haben.
Es kann sein, wirwaren alle zu beschäftigt. Z.B. jeden Nacht
am EU Camp gab es Nachtwache wegen die Faschos, und
dieGeld oder Leben Karawane haben für die InderInnen und
anderen ICC-Leutegekocht. Aberesdarfnichtsein, dasesso
weiter geht, und wir verschwenden unser Kraft in Überle-
bungsnötigkeiten.

Verdammt, ich habesoviel zu sagen!
WWG(G8) Campwar schon besser, dieOrga-Gruppewar
'traniert' und hat sich kennengelernt (das ist übrigens total
wichtig, man kann nichtwissen, wer man solltet über irgend-
was am besten sprechen, wenn du weisstnicht sogarwie sie
aussehen oderwassinddiebesonderen Fähigkeiten von jeder
Mensch) und ich habemehrvon dieAktionen mitgekriegt.

KurzEvaluation: Schlechtgeplant (zumindest, die die am Pro-
gramm gestandethaben). Wir haben ziemlich wenig Impakt
(gibtdiesesWortaufDeutsch?) gemacht.
Laugh Parade hat am meist Potential gehabt, es war als kein
langweiliges Latsch-Demo (wie so viel von die Köln wider-
stand) geplant. Die Polizei haben mitgekriegt, möglicherwei-
seweil wir haben versucht 'en masse' zu unseren Ziel zu fah-
ren und sie sind dauerndmitihren Hubschrauberüber'sCamp
geflogen. DiezweitenGruppe in Ebertplatzhaben nixmitge-
habt, das sie benutzen können, ein unabhängiges LaughPara-
dezu machen, nach sie rausgefunden haben, die ersteGrup-
peeingekesseltwar.

Ichwerdeein PaarSachen vorschlagen.
1 ) Zuerst, es solltetein kleinesHeftgeben, mitwodie ganzen
interessante Gebäude und tückische Firmen sind. zB in Köln
wardasersten Camp um die Ecke von ein grossesCocaCola
Fabrik und wir (zu unsere Schande) haben sie ignoriert.
Wann laute Leutedie nichtvon derGegen kommen, und soll-
ten Aktionen selbst-organisieren, es wird viel bringen, wenn
sie sich ein bisschen auskennen.
2) Vielleichtein Vortreffen dazu, wo Leute könnten zu ein klei-
nen Camp füreineWochenendekommen, unddasStadtken-
nenlernen. Ein Paar Leute haben das diesesmal gemacht,
aber eswird viel bringen wann es eine bestimmte Termin, mit
Zeltplatzbesorgt, gab.
3) Jeder Aktion sollte für Katastrophenfälle geplantwerden.
Es sollte schwieriger sein, fdie Polizei uns hilflos zu machen.
Wir sollten kreativer sein und unsere Pläne schneller ändern
können.
4) Bessere und koordiniertere Presse-Arbeit. In Köln eswar to-
tal Chaos, z.B. für ICCesgab zu wenig Leute, und sie haben
(natürlich) auch gewollen die Aktionen mitzukriegen, also,
genauwann esamwichtigsten war, fürdie Presseda zu sein,
waren sieaufirgendwelcheDemo. Es solltetein richtigesPres-
se-Büro geben (statteinzige Leute überall) mitein festes Tele-
fonnummer (ein grosse ICC Problem!) und richtig ausgestättet
mit Computer und Fax und alles. Und vielleicht auch noch
eins, falls die Polizei das Presse-Büro räumen. Es hat oftes
passiert.
5) und bitte bitte keine Latch-Demos mehr, sie nehmen das
ganzen Wut und irgendwas Langweiliges davon machen.
Wir sollten kreativ sein, wir sollten Spass haben, wir sollten
die Bevölkerung überzeugen, wir sollten hunderte Sachen
abernienienie langweilig sein! Dann laufen die Leutediewir
schon aufunseren Seitehaben alleweg!

"ifi can'tdanceto it, it'snotmyrevolution " -RTSbanner

Letztemeldung:

Kurzeindruck
vomICC− treffen
DasAuswertungsmeeting der ICC in der Schweizwar extrem
intensiv. Es gab sehr harte Momente und auch sehr positive
Momente. Wir sind alsGruppe durch sehr heftige Selbstkritik
gegangen und hoffentlich wird in Zukunftwasbesseresentste-
hen.
All haben den Wunsch geäussert einen Prozess zu initiieren
um eine horizontale Vernetzung zu haben. Kein abstraktes

sonder ein reales Netzwerk. Und viele Leute wollen das. In
England, Italien, Schweiz, Niederlande sind schon solche
Strukturen da die ausserhalb der nationalen Grenzen aktiv
sein möchten und die ihre Aktivitäten in einem globalen Kon-
textempfinden.
Es kam die Idee auf (die auch schon andereGruppen hatten
aber nicht durchgeführt haben) eine Art Consulta zu organi-
sieren. Ein Prozesszu initieren dereinen Graswurzel-zu-Gras-
wurzel-Kontaktherstellenwird. DerProzesswird Leutedanach
fragen, wassietun, welcheProblemeundBeschränkungen sie
haben, welcheWiderstandsformen siehaben undwiesiesich
eine horizontale Vernetzung vorstellen. Den Prozess derCon-
sulta selbstzu definieren, soll schon sobreitwiemöglich sein.



DerKöln− Reader 35

BewertungvonKöln

Ein
englischerBlick
SentFrom ... CornerstoneResource
Centrewww.sol.co.uk/d/diffusion/cor-
nerstone/crc/crc.htm

I wasn't in London, but I have just
stayed up for the last half hour after
getting back from Cologne and loved
your coverage ofJ18. Colognewasa
bitofawash out16,000pigsandone
big 'well organised' march on 19th
June (read, planned bycompromising
reformists). Why didn't they let indi-
vidual groups get on with it and or-
ganise their own demos on the 18th
when Colognewas 'working' andG8
were 'discussing'? People could have
met publicly or secretly in different
parts of the city and done their AU-
TONOMOUSdirectaction.
All the big group going to the
Laughing Parade on J18 got pigged
after leaving the Inter Continental
Caravan ( ICC ) camp and walking
500 meters to the tram. No one got
round to running away from the
advancing RoboCops1000-2000 !!)
who took ages to get in position.
Instead everyone sat or stood around
like sheep and thepolicemadeevery-
one feel totally helpless, before
nabbing them, many pretty forcibly.
All ( 250+ ) were ID checked and
banded from going to the centre of
Koln fortheday. Several ofthe Indians
complained aboutwesternersblowing
whistlesand shouting /chanting atthe
police, saying that itshould be a non-
violent protest. All the time at the
camp it was really interesting to see
very big cultural DIFFERENCES (e.g..
non-violent definition ) and cultural
WRONGS like the way most of the
Indian men treated the womyn, looking down on them or
scorning them if they drank, smoked, showed their shoulders
or were highly vocal. They were definitely not all farmers -
some were lawyers and doctors and factory owners and
bigish landowners. However, othersweresinglewomyn, poor
farmers and men whowere critical ofthe castsystem and the
sexism. I foundmeeting the Indian peopleveryinspirational, a
great learning opportunity and a privilege. Also people from
MSTwere there ( Brazilian landlesspeasantsmovement) and
othermovementsfrom around theworld. Timewasagainstme
to try and get better understanding of the diverse range of
peopleon thecaravan, butI would liketoencourageothersto
trytoorganiseanothersothatbetternetworkscan beformed.

Having made criticisms above, I reallywant to pointout that
there were some brilliant German squats, amazing food;
skipped and brilliantly cooked, and the Inter Continental
Caravan campsitewasverydiverseandgreatfornetworking.
TheautonomousGerman directaction groupswereamazing;
doing lockpickingworkshopsand fucking shitup.
Asquatted firestationwasraidedbypolice, butlater, another
group of people in Cologne managed to get into a police

vehicle compound and screwup some of the vehicles. Banks
and Insurance companies doors were permanently secured
and rich geezer'scarsfailed tostart. Iranianwomyn stirredshit
up by having a demo outside the Koln Dom ( Cathedral ) on
Sundaywhen theG7+1 leaderswere trying to have a serv-
ice said in their honour - apparently the police were heavy

handed (again). More details of the Iranian
womyn's demo should be available from the ICC
whowentto do a solidarityaction after the Iranian
womyn gotsurroundedbyriotpolice.
love ... a squeakfrom LeedsEarth First!
PS I must say thatmostEuropean ecological social
change gatherings are very lacking in Welsh, Eng-
lish or Scottish eco-anarchists. There are very few
environmental activists with strong revolutionary
ideas / class analysis / understanding of working
class struggle or any understanding and direct
action on animal liberation, sport hunting, animal
testing issues from Britain going todiverseEuropean
gatherings.Wearereallygoodatworking together
on issues in Britain, butwe are isolationistwhen it
comes to Europe - language can be a barrier, but
not an insurmountable one. More of a problem, I
think, is people getting the idea thatwe - you and
me, need to network in mainland Europe. Hitch,
coach, or drive to mainland Europe to spread our
political ideas and learn from the amazing stuff
otherpeoplearedoing and help outfucking shitup
to sort shit out over there. Normally the penalties
are much slacker if you get caught and sometimes
the state's food and accommodation much better. (
Anyone for a game of Super Mario Brothers and
fresh vegwith medium grilled steakatagovernmen-
t'sexpense? ) Pleasegetoffyourarse, networkand
learn - Butdon'tgo just for a eco holiday! Contact
ASEED, German anarchist Summer camp, Danish
social ecological gathering, Ecotopia??, and many
others. ASEED havea lotofthecontactdetails, and
wehavesome.
PS Big respect to the train bunkers from Germany
and theNetherlands. Tons ofpeople from German
travelled freeon local trains and I've been told that
about50-60people tried jumping the train from the
Netherlands. Eventually 8 people made it through
to Koln, the rest
dropping out
because theydidn't
think the would
make it; it was
taking far too long;

loads of trouble and hassle of
theconductorsandpolice.
A group of Belgium people
made it to Britain for free,
although I think thiswasdown
to thegenerosityofan English
J18 group. However, as part
ofan ongoing campaign they
have loads of ID cards saying
that they will not pay public
transport fares in Brussels (
and the rest of Belgium? )
because itshould be free and
thattheywill appearin courtif
theyhave toanddefen d their
actions.

Die Bilder stammen aus Lon-
don (siehe folgendeSeiten).
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Statement

Eskalation?
EinE besorgteR FreundIn vonMenschenrechten
undDemokratie

Ich war am 19.6.1999 bei der großen Demonstration in Köln
und bin im linksradikalen-autonomen Antifablock mitgegan-
gen. Ich hätte es bei einem Ereignis, wie dem "WWG" für
angemessen gehalten, daß dieMedien gezwungen werden,
in derÖffentlichkeitmilitante Proteste zu zeigen und bin froh,
daß wenigstens in London Teile des Bankenviertels "entglast"
wurden. Welchen besseren Anlaß kann es geben, massiven
Widerstand gegen dasSystem derAusbeutung zu leisten, als
ein Ereignis wie der "Weltwirtschaftsgipfel", bei dem der
Staat und die Medien ein großes Interesse daran hatten, zu
verbreiten, daßallesbestens ist???
Ich will betonen, daß ich keineMassenschlägereimitderPoli-
zei herbeigesehnthätte− es gehtmir nur um die sogenannte
"Gewalt gegen Sachen". Nicht nur meiner Einschätzung
nach, standen durchaus viele Leute im linksradikalen Teil der
großen öffenlichkeitswirksamen Demo am 19.6. in der Innen-
stadt der Idee, ein paar Fensterscheiben von Banken einzu-
schmeißen, sehrpositivgegenüberundwaren mental aufeine
Eskalation vorbereitet. Die Wegstrecke ging zweimal durchs
"Bankenviertel" und die Polizei hätte ganzoffensichtlich nicht
sofort auf eine Eskalation reagieren können. Es liefen stellen-
weise nur ganzvereinzelt PolizistInnen am Rand mit, die nicht
einmal Helme trugen. Außerdem waren vor und hinter uns
noch viele andere Demo-TeilnehmerInnen was der Polizei ein
Eingreifen erschwerthätte. DieBedingungenwären alsoschon
gutgewesen. Das Hinarbeiten aufeine Eskalation hätte aber
bedeutet, Leute miteinzuziehen, die überhaupt keine Lustauf

Schläge von der Polizei gehabt hätten, was für mich absolut
blöd gewesen wäre. Um darzustellen, was das Dilemma der
"FreundInnen der Pflastersteine" gewesen ist, versuche ich
kurz den Verlauf der Demo zu kennzeichnen. Gleich zu Be-
ginn waroffensichtlich, daß− zusätzlich zu den anderen De-
moteilnehmerInnen − auch viele in "unserem Block" nichtmit
einer Straßenschlacht rechneten: Einige badeten zwischen-
durch in einem Springbrunnenbecken, es wurden kaum Paro-
len gebrüllt (und wenn, dann nur von wenigen), kaum Ketten
gebildet- kurzum -dieganzeDemowarsuperlahm und hätte
fast von den Grauen Panthern sein können. Versuche die Be-
reitschaftzurEskalation mitSprechchören undObstwürfen an-
zutesten, waren ernüchternd. Und so wollte keineR "den er-
sten Steinwerfen". EineganzbesonderseinschläferndeAktivi-
stin, die die Lautsprecherbeiträge für "unseren Block" domi-
nierte, tatein übriges, um uns einzulullen. Sie zog bereits be-
vor wir ein zweites Mal das "Bankenviertel" passierten, fol-
gendes Fazit: "Daswar also der "WWG"- nächstes Jahr ist
dieEXPO-dasehenwirunswieder-Bisdann !". DemTonfall
nach hörteessich nach :"Naja, man\frau kann sowiesonichts
machen, ist eh' alles Scheiße und bringt ja sowieso nichts,
wasmachen wir hier überhaupt, ich will wieder nach hause"
an. Energischwurdesieerst, alskurzdanach einE AktivistIn ei-
ne Flasche an die Wand eines Bankgebäudes warf und die
Scherben aufeine Polizistin rieselten. Sofort rief sie zur Fried-
lichkeit auf und mußte sich -als Folge- Beschimpfungen wie
z.B. Gandhistin und Hippie gefallen lassen (Hihi). Ab-
schließend möchte ich loswerden, daß ich es schade fand,
daß das Bild des "WWG‘s" in den Medien nicht nachhaltig
genug gestörtwurde, obwohl bei vielen die Bereitschaftdazu
bestand. Ich fändeestoll, wenn beim nächstenMal (Vielleicht
tatsächlich bei der EXPO 2000 in Hannover ??!!!) die Bedin-
gungen fürmilitantenWiderstandbesserwären. Denn bei sol-
chen Ereignissen militantzu protestieren, istsehr viel sinnvoller
(weil vermittelbarer), alseinmal im Jahr, am1 . Mai, derTraditi-
on gehorchend, Frust abzubauen und keine nennenswerten
Impulse für eine breitere Protestbewegung zu geben. Die Re-
volution wirdmitgroßerWahrscheinlichkeit(364:1 ) auch nicht
am1 .Mai stattfinden !!!

Statement

Erschreckend
schwach
VonAndreasausMannheim

Eswaren viele Menschen in Köln, aber passiert ist nicht viel.
Es gab die Demo, die wohl fast nur von den TeilnehmerInnen
wahrgenommen wurde. Es gab ein paar Infostände in der
Stadt, die m.E. auch wichtig sind, aber nicht sehr öffentlich-
keitswirksam. Direkte Aktionen wurden nur von kleinen Grup-
pen und auch nur sehrwenig durchgeführt. DasMedienecho
warerschreckend schwach. In denmeisten Zeitungen erschien
nur eine Randnotiz. Mein Vorschlag wäre beim nächsten
Großereignis direkte Aktionen, wie z.B. Blockaden, schon im
Vorfeld zu planen und dafür zu mobilisieren. Schönen Gruß
ausMannheim ... Andreas
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Vergleichbarodernicht?

Krawallegegen
Neoliberalismus
inLondon
Nichtin Köln, sondern in London ging die Postab ... am18.6.
gab es intensivvorbereitete und spontaneAktionen im Londo-
ner Bankenviertel. Eine genaue Einschätzung ist schwer. Klar
aber scheint zu sein, daß in London ein völlig abweichendes
Aktionskonzeptverwirklichtwurde− getragen von vielen akti-
onsfähigen Gruppen, vielfältig und ohne zentralistische
Vereinheitlichungstendenzen. Die öffentlicheWirkungwar um
ein VielfachesgrößeralsdieAktionen in Köln.
Istdie eigentlicheAktion gegen denWeltwirtschaftsgipfel an-
derswogelaufen?

Die folgenden Texte stammen ausdem Internet. FolgendeSei-
tenwurden ausgewertet:
− www.j18.org
− bak.spc.org.j1 8/site
− www.urban75.com/action/j18.html

Die Texte sind im englischen Original belassen. Es kann sinn-
voll sein, in die nötige Debatte eine Auswertung der engli-
schen Aktionsstrategien einfließen zu lassen ... oder ohnehin
stärker eine internationalistische Ausrichtung und Verknüpfung
des langweiligen deutschen (geografisch gemeint!) Wider-
standesanzustreben.

"Booze-fuelled hardcore anarchists turn anti-capitalistprotest
intoorgyofviolence." -DailyStar
It all started nicely enough - 500 cyclists staged a Critical
Mass blockade of the streets, Lloyds and NatWest banks
wereoccupiedandanimal rightsactivistsshoutedatan empty
building. No-one - leastofall the police could anticipate the
mayhem tocome.
"Just heard that the boys at Tullett and Tokyo whose office
overlooks London Bridge have been waving their gold cards
and shouting 'Wankers' at the eco-warriors going past." - E-
mail circulatingCity
Liverpool St. Station, 12 noon: Ten thousand ungrateful, work-
shydole-scroungersgathered tobiteboth thehand thatfeeds
them and the free sandwiches provided to lure them away
from consumer Utopia; colour-coded party masks distributed
amongst the crowd resulted in four separate columns of pro-
testers winding their way through the city streets to converge
on the belly of the beast - The London International Financial
Futures and Options Exchange (LIFFE). At this point the
Carnival - organised by and for a coalition of nice, peaceful
anarchists-washijacked bythedisgraceful, masked-up, beer-
swilling, black-clad, cop-hating psychopaths that give anar-
chyabad name.
And then the fun reallybegan.
"We're being beseiged by open-toed-sandalled hippy
vandals. We have armed our doorman, Bernard, with a
shotgun." - PartneratMaclay, MurrayandSpens ('The Lawy-
er')
To the noise ofpneumatic drill gabba from a sound-system, a
trained Class War hate mob trampled on the bare toes of
decent liberal protesters and embarked on a systematic
redesign of the urban environment. 'Imagine London with its
rivers unearthed and its valleys revealed' they screamed as
CCTV cameras were bagged up, revellers danced in a four-
storey fountain of their own urine and the front door of LIFFE
was bricked up with breeze blocks and cement hauled in by
crack-fuelled chaos junkies. Punk band P.A.I.N.- at least one
member sporting an outrageous mohican haircut- baited
rioters with angry hate music- with added percussion from
bootsgoing through thewindowsofaMercedesshowroom.
"Five activists are reported to have shaved the head ofa be-
suitedCitytype, whilepinning him againstFreshfield'swall." -
'The Lawyer'
Dreadlocked crusties disguised in Oxfam suits stormed their
wayinto the reception ofthe Liffebuilding, showering traders-
cowering behind piles ofphotocopied tenners-with fountains
of diseased blood as bare feet demolished the plate-glass
reception. The masked middle-class mayhem mongers
stormed the escalators in pitched battle with salt-of-the-earth
Cockneydealers before being squirted backouton the street
with champagnecannons.
"Bankers, traders and stockbrokers are the real working
class." -DailyTelegraph editorial
Other demonstrators attacked branches of McDonalds;
kamikazeveganshurled themselves through thewindowsand
bombarded police with frozen burgers, urging customers to
eat Edward and Sophie instead. Others covered themselves
with ketchupanddeceitfullyclaimedpolicebrutality.
"Schroederswere attacked byclimbing nuts, who attempted
to scale the building with ropes and crampons, but were
thwarted when traders urinated on their heads." - E-mail
circulating citytraders
Thankfully, citizens, such spontaneity is unlikely to happen
again. Assistant Chief Constable James Hart of City Police
has stated: "Wemay, if conditions call for it, be more asser-
tive next time; we'll come in harder, at significant risk to
innocentmembersofthepublicpeaceful protestersandpolice
officers." Or maybe they'll just ban dissent altogether.
Meanwhile...
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"NextFridaywill be the International CityDayofAction. On
this day, we ask you all to don your finest pinstripe, knot the
italian silk tie, booted with British brogue, apply your mono-
cles, glue mobile phone to ear and then head off down to
Brighton to disrupt as many dreadlocked soap dodging men
and women with dogs on string as possible." - E-mail
circulatingCitytraders (unfortunatelyeveryone in Brightonwill
beatGlastonbury).
--------------------------------------------------------------------------
WHOWERE THE VIOLENTMINORITY?
The actions ofa fewhundred troublemakers clearly intenton
causing mayhem and violence marredwhatwas otherwise a
great day out. This small, highly organised group, some of
them wearing suits and sporting mobile phones, managed to
getintobuildingshousingmajorfinancial institutions. Oneman
whodidn'twanttobenamed toldSchNEWS: "Theyhad little
ornoconnectionwith the thousandsofordinaryprotestersout
on the streets and were clearly intenton causing serious vio-
lence. They used computer and comms equipment and were
quiteawareofwhattheyweredoing. Wedid all wecould to
stop them but by the end of the day they had killed 11 ,000
kids. That may sound shocking, but these people are
responsible for that, through easily preventable poverty-re-
lated diseases, every day . They give protests like the one
today a very bad name, because they own the newspapers
that print complete crap about what's really going on. It is
very important that the public supports our efforts to bring
thesepeople to justice".
--------------------------------------------------------------------------
SOWHYTHECITY?
June 18th was the day when the world's seven most indus-
tralised countries and Russia (G8) met in Cologne, Germany.
On their agenda was more economic growth, more 'free'
tradeandmorepower for corporations. (checkback issuesof
SchNEWSto findoutwhythesearebad things)

The city was chosen because it is the place, as Anthony
Sampson described in the 'TheMidas Touch' where "people
buy and sell blips on an electronic screen. They deal with
people theynever see, they talk to people over the 'phone in
roomsthathavenowindows. Theysitand lookatscreens. Itis
almost like modern warfare where people sit in bunkers and
lookatscreensandpush buttonsandmake thingshappen."
It's a placewhere a small numberofpeople playtheworld's
largestand mostriskyvideo game - themoneygame. Butthe
consequencesofthisgameareveryreal: human lives, ecosys-
tems, jobs and even entire economies are atthemercyofthis
reckless system. To the frenzied traders it'smightbeaboutjust
gambling with blips on a screen, but to the Peruvian coffee
growerswho's justhad thevalueoftheircrophalvedovenight,
thegame's forreal.
As Business Week once observed "in this new
market...billions can flowin oroutofan economyin seconds.
So powerful has this force of money become that some ob-
serversnowseethehot-moneysetbecominga sortofshadow
worldgovernment." Perhapsonedemonstratorputitbest"the
damage to property that happened today, is nothing
compared to themisery these financial corporations create in
their never ending quest for profits."Are we all ready for a
terroristback-lash?
And nowfor a lesson on howmulti-national companies bribe
whole towns. One of the UK's biggest companies, Voda-
phone recently got planning permission to build a giant HQ
on a greenfield site on the outskirts ofNewbury. Vodaphone
refused to contemplate moving to other sites such as the va-
catedMOD siteatGreenhamCommon (which theyreckoned
was a security risk because of the peace women there - all
three of them!), they said to the town, give us permision or
we'll pack our bags and go. Vodaphone were also surpris-
ingly enough supporters of the Newbury bypass, which was
built, residents were told, to stop traffic congestion and infil
development.
* Did you witness, photograph or video an arrestor injuryat
the J18 protests in London? If so please send details (location
& time of incident) with your name, address & tel number to
Legal Defence &Monitoring Grp, BM Haven, LondonWC1N
3XX. * Adiscussion pamphlet on J 18 to be published soon.
Send contributions, analysis, critiques and graphics etc to
rts@gn.apc.org or RTS, PO Box 9656, London N4 4JY *
http://www.j18.org/
--------------------------------------------------------------------------
"OURRESISTANCEWILL BE ASTRANSNATIONALASCAPI-
TAL"

LondonEvents
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AusdemInternet

London:Details
reportfromReclaimTheStreets(18June)
Protesters slam police 'brutality' after pitched battles hitCity
Forty six protesters were tonight in hospital after police vio-
lence led to serious confrontations at a Reclaim the Streets
carnival in theCityofLondon. Onewoman had her legs and
abdomen run over by a police van as it accelerated through
the crowd. Shewas taken, clearly in greatpain, to the Royal
London Hospital, where staffwere still assessing hercondition
at9.40pm.Witnessessaidoneman becametrappedundera
riotvan when he fell behind itas it reversed. Fire crewhad to
jack up the vehicle to free him. In total up to fiftypeople have
been reported hurt. Manywitnesses told how, in both cases,
police failed to acknowledge warnings from bystanders that
peoplewere trapped under their vehicles. "I actuallysawthe
van bump up and down as it ran over the woman. But they
didn't stop, they just kepton accelerating through the crowd,
scattering people in all directions," said one witness.
Investment banker Simon McKeown reported later: "In ten
minutes, asa resultofthepolice actions theatmospherewent
from carnival toverytense."
Following these incidents, the atmosphere of the carnival de-
teriorated, and led toconfrontational situations in someareas.
Reclaim the Streets spokesperson Mark Sully said: "Today
thousandsofpeople came to theCityofLondon to partyand
protest. The carnival celebrations were unfortunately partly
overshadowed bypolice over-reaction, howevermostpartici-
pantsmanaged tokeepupapositivespirit." June18 isa loose
global network oforganisations, and protests also took place
today in 43 countries around the world. In Tel Aviv, Israel, a
street carnival was held, and torches lit for the victims of
corporate human and animal rights abuse. In Belarus,
picketers handed toilet paper to customers leaving McDon-
alds. Thirtypeoplewere arrested in NewYorkata carnival in
Wall Street.
For more information, contact Reclaim the Streets: 0171
2814621 0835536537.

violentconduct
We received this report anonymously along with the horrific
pictureofthegirl being run overbya policevan (seephotos).
It is unedited. I went with some friends to London that day,
and was in amongst the panic that resulted in a woman get-
ting run over bya police van. I'm emailing you a photograph
thatI tookofthiseventas I feel itneedstobeseen (sorryit'sa
bitblurry, itwas a bitofa crazy situation, I was trying to get
out of the way myself). I've heard reports of the incident
saying that the woman had been jumping on top of the van
and she'd fallen off, which, as itall happened right in frontof
me, I know is not true. The policeman who was driving that
van had absolutely no concern for the safetyofanyone, and
was hell-bent on getting out, no matter who didn't have the
time to flee. Thewoman who ended up under itswheels had
run forward, away from a vehicle whose speed increased
beyond anyone's sprint, lifting her onto its bonnet before she
could dodge it. Shedidn'tstand a chance. In awayit's lucky
she fell asshedid, asyou can see from thephoto, a coupleof
feet this way and her head would have met rubber not her
legs. Thevan justacceleratedaway, in full knowledgeofwhat
had happened. It took nearly half an hour for an ambulance
toarrive. I heardapolicewoman saying thattheyhad noway
of knowing which streets were blocked off so the ambulance
wasprobablydriving roundand round, backon itself. Whata
fucking load of bullshit... I am disgusted by the behaviour of
thepoliceandbythesubsequentreporting ofthisevent.
On saturdaywhen I processedmyfilm, I wastempted tosend

the picture to the press, butwas put off the idea after being
enlightened to the facts (unconfirmed by me) that under the
Criminal Justice act the police had the powers to search my
premises and take my films as evidencewhen they found out
who I was. Tell me if I'm wrong, perhaps I'm being too
paranoid, but there's no way I want to let any evidence that
condemspolice action getback into their hands, I'm sure that
once they'd used the film for their own purposes itwould 'go
missing' or something, I'm sure I'd never see it again. I also
wouldn'ttrustthateven ifa paperdid publish the photograph
theywould presentitin the rightcontext. I knowwhatI saw, it
was mighty shocking, and I feel someone needs to put the
truth forward. I don't condone the actions of a few who
taunted the police in the lead up to this happening - thiswas
supposed to be a peaceful protest -but the reaction of that
policeman, or all those policemen who were in those vans,
was inexcuseable. Please feel free to put this photo up on
yoursite ifyou feel itappropriate, alongwith an explanation. I
don'twanttocreatehostility, I justwanttospread the truth.
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Moretocome?
Unfortunately, global capitalism has obviously managed to
survive June 18th and so the process of stripping awaywhat
minimal protection the inhabitants and
environmentofplanetEarth currentlyenjoy
continues. After the big G8 shindig atCo-
logne, the nextdateon the calendarofthe
world's power elite is 29th November,
when the3rdMinisterial Conferenceofthe
World TradeOrganisation (WTO) will start
in Seattle, USA. Here high ranking repre-
sentatives of member states will continue
shaping what has been called 'the
constitution of a single global economy.'
Feeling nervous?You should be -thatquote
was from exWTO head Renato Ruggiero.
Since its birth in 1995 the WTO has,
surprise, surprise, become almost entirely
dominated by the big economic powers,
whohavevasttechnical, political and eco-
nomic resourcesdeployed toensure 'nego-
tiations' go their way. Most 'agreements'
are dreamed up in small, informal meetings
ofWestern officials, and then forced onto
developing nations, whose small, under-
resourced and overworked delegations
have little chance of getting a word in

edgeways. Even big powers like the EU can feel thewrath of
theWTO's unelected globalising maniacs - which iswhywe
are being forced to buyall our bananas from oneofClinton's

funders, not just the 70% we already
did buy from exploitative US firms in
Latin America. Its also why we shall
soon be importing US beefpumped full
of carcinogenic hormones. What can
we expect from Seattle99?More of the
same, of course. The Millennium Round
of"negotiations" will focuson amongst
other things TRIPs. This one is unfortu-
nately not about acid legalisation, but
the sinister stitch-up which allows US
agribusinesscompanies topatentplants
that farmers and herbalists have been
using of thousands of years, and them
charge them for the right to continue
using them. So, whatare we gonna do
about it? As SchNEWS went to press
we were awaiting info on the plans for
the resistance.Wecan tell you thatthere
will bea second Inter-Continental Cara-
van from Latin America, and expect J18
style antics.Watch this space.
PGA_Seattle99-subscribe@listbot.com

Weltweiter
Überblick
"OUR RESISTANCE WILL BE AS TRANSNATIONAL AS
CAPITAL" (international reports from SchNEWS 217, 25th
June 1999) Hey, it's wasn't just about one day: "It's about
building a movement. From the global to the local it's about
taking back control of our lives." Here's a quick round-up of
whatSchNEWShasheard so faraboutlastFriday...
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SOWHYTHECITY?
June 18th was the daywhen the world's
seven most industralised countries and
Russia (G8) met in Cologne, Germany.
On their agenda was more economic
growth, more 'free' tradeandmorepower
for corporations. (check back issues of
SchNEWS to find outwhy these are bad
things) The citywas chosen because it is
theplace, asAnthonySampson described
in the 'The Midas Touch' where "people
buyand sell blipson an electronic screen.
They deal with people they never see,
they talk to people over the 'phone in
roomsthathavenowindows. Theysitand
look at screens. It is almost like modern
warfare where people sit in bunkers and
look at screens and push buttons and
make things happen." It's a place where
a small numberofpeopleplaytheworld's
largestand mostriskyvideo game - themoneygame. Butthe
consequencesofthisgameareveryreal: human lives, ecosys-
tems, jobs and even entire economies are atthe mercyofthis
reckless system. To the frenzied traders it'smightbeaboutjust
gambling with blips on a screen, but to the Peruvian coffee
growerswho's justhad thevalueoftheircrophalvedovenight,
thegame's forreal.
As Business Week once observed "in this new
market...billions can flowin oroutofan economyin seconds.
So powerful has this force of money become that some ob-
serversnowseethehot-moneysetbecomingasortofshadow
worldgovernment." Perhapsonedemonstratorputitbest"the

damage to property that happened today, is nothing
compared to the misery these financial corporations
create in their never ending quest for profits."Are we all
ready for a terrorist back-lash? And now for a lesson on
howmulti-national companies bribewhole towns. One of
the UK's biggest companies, Vodaphone recently got
planning permission to build a giant HQ on a greenfield
site on the outskirts of Newbury. Vodaphone refused to
contemplate moving to other sites such as the vacated
MOD site at Greenham Common (which they reckoned
wasa securityriskbecauseofthepeacewomen there-all
threeofthem!), theysaid to the town, give uspermision or
we'll pack our bags and go. Vodaphone were also sur-
prisingly enough supporters of the Newbury bypass,
which was built, residents were
told, to stop traffic congestion and
infil development. l Did you
witness, photograph or video an
arrestor injuryattheJ18 protests
in London?

If so please send details (location &
time of incident) with your name,
address&tel number to Legal Defence
& Monitoring Grp, BM Haven,
London WC1N 3XX. l A discussion
pamphlet on J 18 to be published
soon. Send contributions, analysis,
critiques and graphics etc to
rts@gn.apc.org or RTS, PO Box
9656, London N4 4JY
http://www.j18.org/
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VersucheinesResümees:

NaheamTotal-
versagen!
Detailschilderungen, Kommentare, Presseberichte und Bewer-
tungen fürKöln zeigen ein bemerkenswertesBild: Fastalle, die
nicht in den Zentren der Organisation beteiligtwaren, halten
Köln für einen tiefgreifenden Mißerfolg, stehen aber bei der
Frage nach Konsequenzen oft genauso hilflos herum wie
schon in derPhasederAktivitäten selbst.
Die MacherInnen von Köln aber versuchen, die Ergebnisse
schön zu reden und schaffen es, mit einerMischung von vor-
sichtiger Selbstkritik an unwichtigen Punkten und Abfeiern der
KölnerAktionen eineWeiter−so−Stimmung zu erzeugen, um
vor allem ihre eigene Dominanz für die nächsten Aktionen zu
retten.

Eine Analyse muß daher vor allem zwei Ergebnisse klar be-
nennen:
1 . Köln war im Gesamten und in fastallen Details eineSache,
dienuralsschlechtesBeispiel dienen kann.
2. Fast alle beteiligten Gruppen, sowohl die dominanten als
auch die ideenlosen MitläuferInnen, scheuen davor zurück,
eineoffene, selbstkritischeStrategiediskussion zu führen− die
einen, weil sie ihre Dominanz erhalten wollen, die anderen,
weil sie zur ZeitWillen und Fähigkeit nicht haben, sich selb-
ständig zu organisieren.

Vor einem Text über mögliche Konsequenzen und
Perspektiven soll an dieserStelle derVersuch erfol-
gen, die Kölner Vorgänge zusammenfassend zu
analysieren. Dahinter stecken Bewertungen, Blick-
winkel und Prioritätensetzungen, die andere
Gruppen und Einzelpersonen vielleicht anders
vornehmenwürden− wogegen nichtsspricht. Die
Debatte kann und sollte sich noch deutlich über
den Rahmen diesesReadershinwegsetzen.

Kritik 1: Die politischen Positionen
waren anbiedernd, realpolitisch und
nicht geeignet, politische Gegenbil-
der zu den ökonomisch− neolibera-
len, militärischen und imperialisti-
schen IdeenderEU undG7zu formu-
lieren.
Die Debatten um inhaltliche Positionen waren gespenstisch.
Teilweise schien es so, alswäre es das Ziel politischer Bewe-
gung, Formulierungen zu finden, die direkt der Meinung der
Mächtigen entsprechen. DerAufrufdesBündnisKöln 99zeigt
das in vielen Punkten, weitreichende, d.h. visionäreGegenbil-
derzur neoliberalenWeltwerden kaum formuliertoderange-
deutet. Ganz imGegenteil beziehen sich die Forderungen im-
mer auf die realen Verhältnisse und versuchen, dort das
Schlimmst zu verhindern. In einer späten Änderung fügte das
BündnisKöln 99sogarnoch den BezugaufdieMehrheitsozi-
aldemokratisch regierterLänderein− ein Tributan dieRealpo-
litik.
WeitereBeispielez.B. ausden Redebeiträgen derDemonstra-
tionen ließen sich anfügen. Höhepunktwar die Erlaßjahrkam-
pagne, die mit ihren Vorschlägen nicht nur die globalen
Machtstrukturen akzeptierte, sondern sogarergänzenwollte.
Selbst in linksradikalen Zusammenhängen läuftdieser Prozeß.
Hießen die Parolen vor zehn oder mehr Jahren noch "Weg
mitden Knästen", so steigerte sich das linksradikaleBündnis in
Köln überden Satz"Freiheitfüralle politischen Gefangenen"

zu "Freiheitfüralle fortschrittlichen politischen Gegangenen".
Alsonurnoch ein paarfreilassen unddann istdasKnastsystem
schon inOrdnung ...?Am EndestandwiederderersteSatzim
linksradikalen Papier.
Diese inhaltlicheVerwässerung bishin zurvölligen Positionslo-
sigkeit liegt im Trend. Fast alle politischen Zusammenhänge
beziehen sich schon immer oder mindestens mit ihren Forde-
rungen auf die reale Politik. SeitAnfang der 90er Jahre wer-
den so immerneue Instrumentarien entwickelt, diemitneolibe-
ralen Ideen oder den neuen Weltherrschaftskonzepten kom-
patibel sind. Umweltschutzverbände schlagen Ökosteuern
und ähnliche marktwirtschaftliche Konzeptionen vor, um auch
in derwirtschaftsdominierten Debatte mit im Bootzu sein. In-
ternational reden viele NGOs vom "global governance" und
fordern handlungs− und durchsetzungsfähige Weltregie-
rungsinstitutionen. "Global governance" heißt in ihren Augen
meistnur, daß sie selbst, als selbsternannte VertreterInnen der
BürgerInnen, auch einen Teil derMachtabbekommen. Regie-
ren als Dreiklang von gewählten Institutionen, Wirtschaft und
NGOs− einModell, dasallen drei Beteiligten rechtwäre.
Die internationalen Frauenmärsche forderten eineWeltregie-
rung mit Zwangsmitteln (was das wohl ist?) gegenüber Län-
dern, die dieGleichberechtigung nicht sichern, undOrganen
(was das wohl ist?), die weltweit sexistische Gewalt verhin-
dern sollen. Umweltverbändewie derBUND, derClub ofRo-
me und andere fordern unabwählbare Ökoräte, um mitregie-
ren zu können. VieleNGOs fordern die dritte Kammer neben
Bundestag undBundesrat.

All diese Forderungen stärken ein System, das für Unterdrük-
kung, Ausbeutung und Zerstörung verantwortlich ist. Damit

stärken sie auch die Prozesse, die zu bekämpfen sie
vorgeben.
Eine Bewegung, die ihr Ziel in der
Teilhabe an der Macht definiert,
entfernt sich aber von den Visionen
einer emanzipatorischen Gesell-
schaft. Ihre Akzeptanz bei den Re-
gierungen und Konzernen mag
wachsen, die bei den meisten Men-
schen schwindet dahin. Das
schwächtdie Bewegung, läßtsie auf
abgehobene Apparate schrumpfen,
die sich dann noch mehr an Macht-
strukturen binden in Ermangelung an-
derer Aktionsmöglichkeiten. Sie sind
Täter undOpferderVeränderung po-
litischerAktionsstrategien zugleich.

Notwendig sind völlig neue politische
Positionen, emanzipatorische Leitbilder und der

Mutzu Visionen einerWelt, in der selbstbestimmtes Leben im
Vordergrund steht. Das Ringen um kleine Korrekturen einer
grundlegend falschen Politik istweder in der Sache noch hin-
sichtlich derMobilisierung von Menschen für eine emanzipa-
torische Gesellschaft sinnvoll. Die wenigen vorhandenen An-
sätze emanzipatorischer Entwürfe, wie sie ansatzweise in fe-
ministischen, internationalistischen oder emanzipatorisch−
ökologischen Debatten laufen, können aufgegriffenwerden−
nötig ist aber eine grundlegende Änderung von Positionen
undStrategien.

Kritik 2: Der Wille zur legal− konfliktfreien
Durchführung von Demonstrationen und Kon-
gressen schloß nicht nur etlicheAktionsformen
aus, sondern verschaffte auch eine schlechte
Verhandlungsposition gegenüber Behörden,
Polizei usw.
Prägend für die konkreten Formen der Köln−Aktivitäten war
unter anderem das krampfhafte Bemühen um einen Konsens
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mitStadt, Staatund Polizei. Währenddergesamten Vorberei-
tungszeit trieb die Bündnis nicht die Frage nach maximaler
Wirkung und klarer Positionen, sondern nach Finanzierung,
Personal undAkzeptanzdereigenen Aktionen bei derStaats-
macht. DiePolizei konntedieDemoorganisatorInnen fastnach
Belieben ständig auf neue Orte vertrösten und immer weiter
ausder Innenstadtherausdrängen.
Zudem machten zunächst das Bündnis Köln 99 und später
beideBündnisseerheblichen Druckgegenüberetwaigen nicht
legalen bzw. nicht gewaltlosen Aktionsformen. Köln 99 kün-
digte gegenüber dem linksradikalen Bündnis an, sich von de-
ren Demo distanzieren zu wollen, wenn die Gewaltfreiheit
nichtgarantiertwürde. DieserVorgang, dervöllig ohneReakti-
on in der politischen Bewegung blieb, ist unter verschiedenen
Gesichtspunkten bemerkenswert: Zum einen zeigtes, daßdas
dasBündnis Köln 99 neben sich nichtsanderesdulden wollte.
Zum anderen zeigtes, daßdieUnterdrückungvielfältigerAkti-
onsformen gewollt war. Zum dritten hätte Köln 99 auch ein-
fach daraufverzichten können, den Termin zu nennen, eineDi-
stanzierung zeigt, daß die FunktionärInnen nicht nur ständig
mit den Mächtigen kungeln, sondern offenbar zusätzlich Ab-
grenzung zu radikaleren Gruppen nötig haben. StattNicht−
Regierungs−Organisationen müßte es daher eher Nicht−Re-
gierungskritische−Organisationen heißen. Zum vierten bleibt
offen, wie das linksradikale Bündnis aufdieseAndrohung von
Köln 99reagierthat− schließlich kam esnichtzum Streit, son-
dern Köln 99 hat die linksradikale Demo sogar ab und zu
(wenn auch unter "ferner liefen") mitveröffentlicht. Der letzte,
aberbemerkenswerteste Punkte bleibtaber, wiesodieserVer-
gang ohne Konsequenzen in den Bündnissen und außerhalb
dererblieb. DieDrohung, niedergeschrieben in einem offiziel-
len Protokoll von Köln 99 (17.2.), muß danach von Organisa-
tionen wie fzs, Kein Mensch ist illegal, JungdemokratIn-
nen/Junge Linke, BUKO usw. mitgetragen worden sein. Oder
haben diese der Führungsetage blind vertraut? Auch seitens
der Linksradikalen gab es keine öffentlich sichtbare Debatte
um diesen Vorgang.
Gefolgertwerden kann auch hiernur, daß esden dominanten
Gruppen nur um die ungestörteDurchführung von Großveran-
staltungen zu ihrer Selbstdarstellung ging − und die anderen
Gruppen sich mit der Strategie und Organisation der Kölner
Aktivitäten nichtbefaßten.

Kritik 3: Es gelang wenigen Gruppen und Per-
sonen, die Kölner Bündnisse zu dominieren.
Schuld daran sind die geübt−machtorientier-
ten Funktionärsklüngel, die ihreDominanzge-
zieltaufbautenunddurchsetzen.
Die MacherInnen von Köln haben ganz bewußt ihre Domi-
nanzdurchgesetzt. DerWiderstand dagegen warangesichts
der organisatorischen Schwäche der Basiszusammenhänge
nicht groß, aber es gab ihn. Kritik wurde konsequent ausge-
grenzt.
Zudem wurden Versuche, breitere Zusammenhänge einzubin-
den und zu eigenständigen Aktivitäten zu bewegen, bewußt
unterlassen. Informationsmonopole, undurchsichtige Vorberei-
tungsklüngel und die Bindung formaler Dominanz (Zuschüsse,
Genehmigungen usw.) an wenige Organisationen taten ein
übriges.

Kritik 4: Es gelang wenigen Gruppen und Per-
sonen, die Kölner Bündnisse zu dominieren.
Schuld daran sind die zur Selbstorganisation
und strategischer Aktionsplanung zur Zeit un-
fähigen Basisgruppen und selbstorganisierten
Zusammenhänge.
DerDominanzaufbau derFührungsgruppen und−personen in
den Kölner Bündnissen waroffensichtlich. Reaktionen und Kri-
tik kam nur von einzelnen Gruppen, nicht jedoch organisiert.
PlumpesteMethoden der Dominanzgruppen (z.B. das ständi-
geGerede vom "wir haben alles im Griff" oderGedrohemit

"dann steigen wir aus" im linksradikalen Bündnis) fanden kei-
nerlei organisierten Widerstand von Basiszusammenhängen,
die sich eher wie Marionetten der Führungskader zeigten.
Niemand hätte Basiszusammenhänge gehindert, entweder
selbst zu agieren (wie bei wenigen Einzelaktionen oder dem
antinationalen Forum geschehen − aber das waren eher die
Ausnahmen von derRegel) oderklareGegenpositionen in die
Bündnissen einzubringen. Allein− esgeschah kaum.

Kritik 5: In der Vorbereitung der Kölner Akti-
vitäten gab es nie intensive Diskussionen um
Strategien undAktionsformen,auchkeineAus-
wertungfrühererKampagnenundAktionen.
Von Beginn an standen in allen Bündnissen zentral organisier-
te Großaktionen im Vordergrund − zudem mit Rücksicht auf
die Selbstdarstellungsmöglichkeiten dominanter Gruppen so-
wie die Zustimmung von Zuschußgebern und Polizei. Das Er-
gebniswaren kümmerlicheKonzepte, vorallem dieeinfältigen
Latschdemos. Es gabwederandere Ideen noch wurdezu an-
deren Aktionsformen aufgerufen bzw. das nötigeHandwerks-
zeug dazu verbreitet (Stadtpläne mit interessanten Punkten
usw.). Einzige Ausnahme war das Camp, wo der gegebene
Freiraum zur Entwicklung spontan−kreativer Aktionen jedoch
nicht genutztwurde. Die bewußte Unterdrückung von Vielfalt
derdominantenOrganisationen sowiedieUnfähigkeitderBa-
siszusammenhänge zur Selbstorganisationen ergänzten sich
gutund führten zu dem, was in Köln sichtbarwurde.
Bedauerlich ist das Ergebnis auch vor dem Hintergrund, daß
die Debatte um Aktionskonzepte nichtneu ist. So hatdie An-
ti−Atom−Bewegung jahrelang um richtige und falsche Akti-
onsformen gestritten (verwiesen sei z.B. aufdieGewaltdebat-
te), um dann als Ergebniseine Lösung zu finden, die ganzbe-
wußt das Nebeneinander verschiedener Formen wollte und
aufdie Selbstorganisationskraftder einzelnen Zusammenhän-
gesetzte. BeidenAuseinandersetzungen umdenCASTORhat
sich dieses"Streckenkonzept" deutlich bewährt. Zentralistisch
geplante Strategien hätten dagegen weniger Wirkung ge-
habtundwahrscheinlich (wie in Köln) zu etlichen Ausgrenzun-
gen geführt.
Ebenso sei aufdie Erfahrungen mitanderen Kampagnen, Ak-
tionen, Camps usw. verwiesen: Immer haben die offenen, auf
selbstorganisierte Aktionsgruppen setzenden Strategien mehr
Wirkung entfaltet als zentralistische Organisationsformen.
Deutlich wird das am Vergleich zwischen der IWF−Kampa-
gne1988 in Berlin, dieauseinerbuntenMischung verschiede-
nerTrägerInnen undAktionsformen bestand, undKöln. Dazwi-
schen lag1992derWeltwirtschaftsgipfel in München− quasi
das Zwischending, d.h. im Vergleich mit Berlin betrachtet
schon deutlich phantasieloserund von mehrDominanzeinzel-
nerGruppen geprägt, aber dennoch im Vergleich zu Köln er-
heblich offenerunddirekter.
Bei derAnalysederKölnerEreignisse sollteauch derBlickauf
frühereAuseinandersetzungen bzw. aufsolcheaußerhalb von
Deutschland gerichtet werden, um wegzukommen von der
Phantasielosigkeit, dieaugenblicklich herrscht.

Kritik 6: Im technischen Bereich traten un-
faßbareMängel auf, z.B. bei der Pressearbeit,
Mobilisierung,Kommunikationusw.
Angesichts der Führungsstrukturen waren viele der Mängel
nicht überraschend − sie waren von den zentralen Personen
und Organisationen ja gewollt. Bemerkenswert aber ist, daß
zudem eklatante Mängel z.B. in der Öffentlichkeitsarbeit
auftraten, obwohl hier die MacherInnen der Kölner Aktionen
zweifelsfrei übererheblichesKnow−Howverfügen.
Als einziger Grund scheint in Frage zu kommen, daß die öf-
fentlicheWirkung nichtdas Hauptanliegen der zentralen Or-
ganisationsstäbe war, sondern ihre interne Dominanz in der
Bewegung. Sonst hätte auch mehr Akzeptanz gegenüber
spektakulären Einzelaktionen bestanden, unter Umständen
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auch gegenüberMilitanz− denn diese verschafft angesichts
der sensationslüsternen Presse immer mehr Aufmerksamkeit,
diedann auch für inhaltlicheDebatten genutztwerden kann.
Ein Beleg fürdieseThesesinddiewenigen Einzelaktionen, die
in Köln dann außerhalb der Bündnisse stattfanden (Besetzun-
gen). Sie erregten deutlich mehr Aufmerksamkeit insgesamt
und in derPresse, wobei immerauch inhaltliche Positionen mit
eingebrachtwerden konnten.
Organisatorische Schwächen zeigten sich neben derÖffent-
lichkeitsarbeitim Informationsfluß (oderwaresmangelndes In-
teresse an breiter Informationsstreuung?), bei der Organisati-
on von Übernachtungsplätzen und dem Camp (oder war es
Desinteresse an Leuten, die längere Zeit und dann möglicher-
weise selbständig in Köln agieren wollten?). Diese Fragen
wurden ständig vernachlässigt, obwohl sie fürden Erfolg poli-
tischer Aktionen unerläßlich sind. Zum Vergleich sei hier auf
dieAnti−CASTOR−Aktivitäten verwiesen, diewegen unklarer
Daten undOrteungleich schwerersind, in derRegel aufstaat-
liche Zuschüsse und Hauptamtliche ganz verzichten müssen,
aber es doch hinbekommen, mehrere gutorganisierteCamps
anzubieten, vorher detaillierte Informationen und Kontak-
tadressen, Sammel− und Infopunktezu streuen usw.

Kritik 7: Der Unwille zur Strategiedebatte
scheintauchnachKölnvorhandenzusein.
Die bisherigen Reaktionen zeugen eher von einem "Weiter
so". DievorsichtigeSelbstkritikdienteherderSicherungderei-
genen Position. WährenddiedominantenOrganisationen z.T.
die KölnerAktivitäten positivdarstellen und, wie derWEED−
Funktionär PeterWahl, von zukünftigen Dominanzstrukturen in
einerneu organisierten NGO−Szeneträumen (siehesein Sta-
tement), verzichten die meisten Basiszusammenhänge auf ei-
ne Auswertung der Kölner Aktionen und damit auch auf eine
selbstkritischeBetrachtung ihrerUnfähigkeit, Dominanzzu ver-
hindern undeigeneAktionsformen zu entwickeln.
Den wichtigsten Hinweis darauf bildeten die Aktivitäten rund
um den Weltwirtschaftsgipfel (1 8.−20.6.). Obwohl die
MißerfolgederAktionen rund um den EU−Gipfel völlig offen-
sichtlich waren, gelang es den dominanten Organisationen
erneut, mitdenselbenMethoden (überfrachteteKongressemit
ausgewählten RednerInnen, Blockbildung und zentralistische
Demoführung) fastalle AkteurInnen zu disziplinieren und viel-
fältige Aktionsformen zu verhindern. Krasses Beispiel dafür ist
dererfolgreicheAufrufzu einem linksradikalen Blockam 19.6.
− trotz der dramatisch schlechten Erfahrungen am 29.5. und
3.6. ließen sich viele linke und linksradikale Gruppen in die-
sem Block "gleichschalten" und verzichteten auf eigene Akti-
onsformen. Spätestensam19.6. wardasErgebnisdieserStra-
tegie aber vorherzusehen: Dominanz und Selbstdarstellung
wenigerGruppen, keineAußenwirkung.
DieDebattebedarfoffenbarnoch vielerAnstösse− undauch
der klaren Analyse, daß sich die politische Bewegung in Köln
in einer Art verhalten hat, daß sie als Gegenbewegung zur
herrschenden Politik abdanken kann. Diese Kritik trifft aufalle
Beteiligten undUnbeteiligten zu, denn nichtnurdieDominanz-
strukturen, sondern auch die massenweise Desorganisiertheit
sindZeichen fürfehlendeAktionsfähigkeit.

All dieseSchwächenwerden nichtüberneuegroßeMobilisie-
rungen, neue Parolen oder Durchhalteaufforderungen über-
wunden werden können, sondern nur durch eine Neubestim-
mung politischer Position und Organisation der Bewegung
"von unten". Das bedeutet, daß im Mittelpunktder Reorgani-
sation bzw. des erstmaligen Aufbaus politischerGegenbewe-
gung die Basiszusammenhänge und ihre Vernetzung (ein-
schließlich gemeinsamer Aktionsfähigkeit) stehen müssen.
Folglich muß auch die kritische Auseinandersetzung mit Köln
(und anderen Vorgängen) vor allem dort stattfinden: In den
Basiszusammenhängen, angefangen von radikalpolitischen
Gruppen (Antifa−, feministische, radikalökologische, Anti−
Atom− und viele andere Initiativen) bis zur Basis deretablier-

ten bzw. hierarchischen Organisationen, von denen aus die
Veränderung derNGO−Szeneausgehen kann.
Wo sonst könnte der Ansatzpunkt für die Organisation einer
vielfältigen, offenen undemanzipatorischen politischen Bewe-
gung liegen?

Zusammenfassung
DiepolitischeBewegung istin verschiedeneTeile zerlegt. Das
istkein neuerZustand, wohl aberändern sich dieTeile.

Den größten Teil nehmen dieNGOsund ihnen nahestehende
Organisationen ein. Sieverfügen vorallem überenormefinan-
zielle und hauptamtliche Kraft. Damit überdecken sie ihre
Schwächebei derMobilisierung vonÖffentlichkeit. Selbstihre
eigene Basis (Mitgliedsgruppen, Mitglieder) erreichen sie
kaum und versuchen es auch nicht. Ihre Arbeitsstrategien sind
voll aufdie (Lobby)ArbeitderApparateausgerichtet.
DreiGrundtendenzen zeichnen dieNGOsaus:
•DieNähezumStaatsowiez.T. auch zurWirtschaft. Struktu-
ren undArbeitsformen/−inhalte sind soausgerichtet, daß eine
Einbindung in halboffizielle Gremien und Beiräte sowie die
ständige BeraterInnentätigkeit in den Machtstrukturen effizient
möglich sind und dieOrganisationen vom Staatals PartnerIn-
nen akzeptiert werden. Radikale oder anders organisierte
Gruppen und Zusammenhänge werden von den NGOs aus-
gegrenztodernichtwahrgenommen.
•Meistherrschteine typischeVerbandsorientierung. Das be-
deutet, daß das eigene Image wichtiger ist als der Erfolg in
derSache. Abgrenzungsbemühungen undschnelle, beleidigte
Reaktion aufKritikam Verband kommen hinzu. Typisch fürVer-
bände sind zudem Hierarchien sowie die Hauptsorge um fi-
nanzielle Förderungen. All dasstehteinerwirkungsvollen, viel-
fältigen ArbeitsowiederBündnisbildung entgegen.
•Viele Organisationen oder auch Einzelpersonen neigen zu
dominantemVerhalten, um sich oderihrenVerband in denVor-
dergrund zu bringen.

Neben diesem etabliert−organisierten Teil der Bewegung
gibt es viele selbst− oder heute leider meist unorganiserte
Gruppen und Zusammenhänge, autonome Einrichtungen usw.
Siezeichnen sich aktuell vorallem ausdurch:
•Ein−Punkt−Bezogenheit, d.h. die Gruppen agieren nur an
extremen Reizen am Rande des gesellschaftlichen Gesche-
hens (Castor, Faschoaufmärsche), übersehen aber die viel
komplexeren Angriffspunkte in der gesellschaftlichen Mitte.
Zudem werden gesamtgesellschaftliche Themen und Visionen
gemieden. Vergleichbar mit Ein−Punkt−Orientierung ist die
Reaktion auf Repression, z.B. Räumungen, die immer wieder
kurzzeitigeAktivitäten aufflackern lassen.
•Diemeisten dieserGruppen sind desolatoder nichtorgani-
siert, leben von der Substanz früherer Jahre (z.B. materiell)
und schaffen esnicht, sich mitanderenGruppen zu vernetzen,
um politischeZieledurchzusetzen.
•Auch in selbstorganisierten Kreisen spieltder Dominanzauf-
bau eine wesentliche Rolle. Einigen MacherInnen stehen oft
vieleKonsumentInnen gegenüber.

In allen Teilen herrschen oft
•Abhängigkeit von staatlichen Geldern, Genehmigungen
oder Gebäuden − selbst die meisten autonomen Zentren
gehören dem Staat, der damit die eigene Spielwiese für ver-
meintlicheGegnerInnen schafft).
•Abgrenzung, Vereinsmeierei und Hang zu zentralistischen
Aktionskonzepten.
•Inhaltslosigkeit, mangelnder Mut zu klaren Positionen, Wi-
derstand undvisionären Entwürfen.
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Perspektiven

Füreineauto-
nome,aktions-
fähige,politische
Bewegung
"Bewegung" entsteht und besteht nicht aus Apparaten, aus
Hauptamtlichen oder Verbandsgremien, die ihre Arbeit tun
(müssen) unabhängig von Visionen, Zielen, Positionen und
Anlässen. Daher istdieaugenblicklichepolitische"Szene" al-
les andere als eine Bewegung. Sie existiert in meist isolierten
Basisgruppen, die, wenn überhaupt, ein oder zwei Einzelthe-
men nachgehen − von Biotopbetreuung über Deutschunter-
richtoder Rechtsberatung für Flüchtlinge bis zu Demos gegen
NaziaufmärscheoderdieBlockadevon Atommülltransporten.
Und in davon meist völlig abgehobenen Apparaten der Ver-
bändeundOrganisationen, vieler InstituteundZentren, die ih-
re Aktionsstrategien meist danach ausrichten, welche politi-
schen Vorgaben bestehen (Verwaltungsstrukturen, parlamen-
tarischeVorhaben, Geldtöpfeusw.).
DerTrendzu diesen beidenArbeitsformen hatsich in den letz-
ten Jahren verschlimmert und dazu geführt, daß an Deutsch-
land (wieauch in etlichen anderen Ländern) innovativeDiskus-
sionsprozesse und Strategieentwicklungen weitgehend
vorbeigingen − z.B. der in ganzanderen Teilen der Erde ent-
standeneWiderstand gegen neoliberaleWeltordnungen und
fürdasRechtaufSelbstbestimmung.

Damit(wiederodererstmals?) "Bewegung" entsteht, dieGe-
gengewicht istzu derGestaltungsmachtvon Regierun-
gen, Konzernen und Institutionen, muß sich politische
Arbeit grundlegend verändern. Vier Prinzipien müssen
dieserdabei zugrundeliegen.

DasPrinzipautonomerBasis
Bewegung existiert nur dort, wo sie auf einer großen
Zahl selbstaktionsfähigerGruppen basiert. Überregio-
nale Mobilisierungen oder Apparate können die
Schwäche einer Bewegung nur kaschieren, nicht aber
ersetzen. Diese Kaschierung kann die Lage eher noch
verschlimmern, denn durch siewird die Schwächewe-
nigerwahrnehmbar.
Eine nüchterne Bestandaufnahme der Basis politischer Bewe-
gung aber zeigt sowohl innerhalb der Organisationen wie
auch in autonomen Zusammenhängen ein erschreckendesBild
organisatorischerund inhaltlicherSchwäche.
Erfolg oderMißerfolg einer jeden Bewegung hängen von ei-
nerautonom aktionsfähigen Basis und ihrer Fähigkeit, Ziele zu
formulieren, zu verfolgen und dafür Bündnisse einzugehen,
ab. DahermußdieReorganisation derBasis imMittelpunktder
Strategieentwicklung stehen. Im einzelnen bedeutetdieses:
•Diskussion und konkrete Schritte in den einzelnen Basiszu-
sammenhängen zur Entwicklung autonomer, d.h. eigenständi-
ger Aktionsfähigkeit. Dazu gehören die eigene Fortbildung in
organisatorischen Fragen, die finanzielle undorganisatorische
Unabhängigkeitsowie derAufbau eigenerAktionsformen (di-
rekteAktion, Öffentlichkeitsarbeitusw.).
•Veränderung der Prioritätensetzung in Verbänden und Or-
ganisationen: Materielle, personelle Mittel, Bildungsarbeit,
Kommunikationsstrukturen usw. müssen nicht zum Aufbau
staatsberatenderApparate, sondern einer starken, eigenstän-
digen Basissowie ihrerVernetzungundgemeinsamenAktions-

fähigkeiteingesetztwerden.
•Durchsetzung basisdemokratischer Entscheidungsstrukturen
innerhalbvon festen Zusammenschlüssen undOrganisationen.
•Weiter− oder Neuentwicklung klarer politischer Positionen
undZielebishin zuVisionen emanzipatorischerGesellschafts-
formen. Ohne sie verkommtdieAlltagsarbeitan Einzelproble-
men zu einem zusammenhanglosenWurschteln, ohne sie ent-
faltet politische Arbeit aber auch keine Mobilisierungswir-
kung. Angepaßte Kompromißformeln oder Pseudoprojekte
können Menschen nicht begeistern, radikale Ideen und Ent-
würfe sind viel besser geeignet, gesellschaftliche Debatte zu
initiieren. Diese fehlen zurZeitaber ganz− übrig sind nur re-
alpolitischeKonzepteund radikaleParolen.

DasBündnis− undVielfaltsprinzip
Für die Umsetzung emanzipatorischer Politik muß mehr ge-
schehen als nur die Arbeit in einzelnen Gruppen und Zusam-
menhängen. Zusammenarbeit für emanzipatorische Ideen
oderWiderstand kann abernicht"von oben" organisiertwer-
den. Bündnisse selbständiger Basiszusammenhänge sind da-
her eine bessere Organisationsstruktur als Verbände oder
zentralistische Apparate. Alle beteiligten Gruppen behalten
ihre Autonomie, ihren Namen und agieren als eigenständige
Aktionseinheit innerhalb von Bündnissen, die für verschiedene
Zwecke geschaffen werden. Alle Entscheidungen und Hand-
lungen werden aus diesen handlungsfähigen Gruppen und
Zusammenhängen herausentwickeltund getragen. Dafürgibt
eszweiModelle, die sich ergänzen können:
•Entscheidungen und Aktivitäten, wo viele mitwirken wollen,
müssen basisdemokratisch entschieden werden, d.h. die
Gruppen undZusammenhängesind die tragendeBasis.
•In der Regel sind konkrete Aktivitäten aber mehr die Sache
eineroderwenigerGruppen, die sich dafür interessieren bzw.
sie umsetzen wollen. Hier ist muß das Autonomieprinzip gel-
ten, d.h. dieseGruppen entscheiden und handeln selbst, tre-

ten unter ihrem Namen auf und
bringen sich nach eigener Ent-
scheidung in gemeinsame Aktio-
nen ein.

Grundlegend falsch ist immer und
überall derAufbau vonApparaten.
Wenn fürbestimmteAktivitäten die
Notwendigkeitvon hauptamtlichen
Strukturen u.ä. gesehen wird, so
werden diese bei den dazugehöri-
gen Gruppen und Zusammenhän-

gen angesiedelt. Niemand ist befugt, für alle zu sprechen
oderzu agieren.
Bündnisse sind offene Zusammenschlüsse handlungsfähiger
Gruppen, Zusammenhänge oder auch Einzelpersonen. Sie
schaffen keine Apparate, sondern versuchen, vielfältige Akti-
onsformen zu koordinieren, um z.B. gebündeltenWiderstand,
politische Positionen u.ä. gemeinsamwirkungsvoller rüberbrin-
gen zu können. Bündnisaktionen aufderBasisvon Vielfaltund
Autonomie leben aus der Stärke der mittragenden Gruppen
und versuchen, die Ressourcen so einzusetzen, daß die Akti-
onsfähigkeit der Beteiligten maximal wachsen kann. Das
Bündnis soll nicht selbstagieren, sondern die Aktionsfähigkeit
derGruppen undZusammenhängen stärken, diedieAktionen
tragen.
Zurkonkreten Arbeitvon Bündnissen gehören damit:
•Koordination, Informationsaustausch, Organisation gegen-
seitigerHilfe.
•Schaffen von Plattformen und Begegnungsorten, ausdenen
heraus Gruppen sich nach eigener Entscheidung zu gemein-
samen Teilaktionen treffen oder ihreAktionen aufeinanderab-
stimmen.
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•Bündelung undVerteilung gemeinsamerRessourcen.
•Abstimmung des gemeinsamen Rahmens von Aktionen (in-
haltlicheAussage, Zeit, Ortusw.).
•Gezielte Fortbildung zu organisatorischen und politischen
Fragen in Bezug auf den Zweck des Bündnisses (inhaltliche
Seminare, Trainings) mitdem Ziel, dieAutonomiederhandeln-
denGruppen zu stärken.

Beispiel

DasklareZiel
Vielfalt istaber nichtdasselbewieGleichgültigkeit. Politische
Aktionen müssen klare Ziele haben. Den politischen AkteurIn-
nen scheinen diesezurZeitweitgehend verlorengegangen zu
sein. Daher ist wichtig, daß vor allem die Basisgruppen und
−zusammenhänge nicht nur ihre Aktionsfähigkeit wiederbe-
gründen, sondern sich mitden eigenen Positionen, Zielen und
Visionen auseinandersetzen.

Gesamtziel: Politische Einzelfragen (Umweltschutz, Gleichbe-
rechtigung von Frauen und Männern, Deutschen und Nicht-
deutschen, Alten und Jugend usw.) separatklären zu wollen,
bedeutet immer, ein System anzuerkennen, daß verursachend
ist für dieMißstände, die beseitigtwerden sollen. Daherwird
eine solche Strategie immer nur Detailverbesserungen brin-
gen, die einer generellen Verschlechterung gegenüberstehen.
Letztlich aber istpolitischeArbeitsogarsinnlos, wenn sie nicht
diegesamtgesellschaftlicheFrageklärt.

•Welchen Sinn machtdieEinzelhilfe fürFlüchtlinge, wenn die
gesamte Politik sich weiter so entwickelt, daß es immer mehr
werden und ihre Lage immerbedrohlicherwird (Krieg, Vertrei-
bung, Zerstörung der Lebensgrundlagen, Unterdrückung, Ab-
schiebung usw.)?
•Welchen Sinn macht der Kampf um einzelne Biotope, ge-
gen einzelne Straßen oder Tierquälerei, wenn insgesamt ein
System gestärkt wird, daß die Verwertung der menschlichen
und nichtmenschlichen Natur immer stärker in den Mittelpunkt
rückt?
•Welchen Sinn machen kleineFortschrittezurGleichberechti-
gung, wenn sich die Herrschaftsstrukturen insgesamt so aus-
weiten, daß sich dieUnterschiedezwischen Privilegierten und
Nichtprivilegierten immerweiterausdehnen− seieszwischen
Männern und Frauen, Erwachsenen und Kindern, Reichen und
Armen o.a.?
•Welchen Sinn machtder verhinderteNaziaufmarsch, wenn
in der Mitte der Gesellschaft faschistoides Gedankengut im-

mer mehr heranreift, Militarismus und Nationalismus
sindbis in dieehemalige Linkeausdehnen?
Es gibt gar keine Alternative dazu, ein politisches
Gesamtziel zu formulieren und zu verfolgen. Das
machtdieVerfolgungvon Teilaspekten nichtüberflüs-
sig. Aber es stellt sie in einen anderen Zusammen-
hang und schafftdie Voraussetzung für gemeinsame
Aktionen füreinen gesamten Anspruch aufpolitische
Veränderungen.
DasGesamtziel istdaseineremanzipatorischenGe-
sellschaft, von einem selbstbestimmten Leben, in dem
freie Menschen in freier Vereinbarung zusammenle-

ben. Die politischen Ziele des Schutzes der natürlichen Le-
bensgrundlagen, der nicht nur formalen Gleichberechtigung
und der Freiheitvon Unterdrückung istdann zwar noch immer
nicht gewährleistet, aber die Debatte darum vollzieht sich
zwischen den Menschen und nichtmitApparaten und Institu-
tionen, die ganzandere Ziele verfolgen als die einer emanzi-
patorischenGesellschaft.
Das gemeinsame Ziel politischer Bewegung spielt eine dop-
pelte Rolle. Zum einen istes eigenständiges Ziel, d.h. eswird
als politische Position benanntund darum gerungen, konkrete
Aktionen, Widerstand, Modell und Symbole können sich auf
dieses Ziel beziehen. Zum anderen dientes als integraler Be-
standteil allerTeilaktivitäten, denn diese sollten beitragen zum
Gesamtziel, d.h. in ihren Bereichen emanzipatorische Ziele
verfolgen.

Teilziele: Internationalistische oder Eine−Welt−Gruppen,
Ökos, feministischeKreiseoderAntifas− sie und anderewird
esweiter geben. Und das ist gut so. Vielfalt ist eine wichtige
Stärke politischer Bewegung. Diese Vielfalt aber wird kon-
traproduktiv, wenn sie gegeneinander steht, d.h. keine ge-
meinsamen Ziele verfolgtbzw. die eigenen Ziele gegenseitig
ausspielt. Das aber istRealitätpolitischer Bewegung zur Zeit.
Ob bei den knapperwerdenden staatlichen Zuschüssen, Per-
sonalstellen oder beim Ringen um öffentliche Aufmerksamkeit
stehen sich die verschiedenen politischen Gruppen oft als
GegnerInnen gegenüber. Zudem richten sich ihre inhaltlichen
Positionen ständig gegeneinander. Rechte Positionen oder se-
xistischesVerhalten z.B. inÖkogruppen istebensonormal wie
völliges Desinteresse an den Folgen des eigenen Konsumver-
haltens bei Antifas. Umweltschutz gilt dagegen bei vielen
Frauengruppen schon per se als patriarchal usw. Insgesamt
heben sich dieWirkungen derpolitischen AkteurInnen so teil-
weise auf. Und da fastalle den Staatals Zielfeld ihrer Aktio-
nen verstehen, sei es als Lobbyarbeitoder als Ziel von Forde-
rungen, kann dieser aus der Zahl der gegenläufigen Positio-
nen sich die ihm passenden herauspicken und für sich sowie
oftgegen andere instrumentalisieren.
Für die Entwicklungen einergesamtpolitischen Bewegung des
Widerstandes und der emanzipatorischen Gegenentwürfe
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zum "mainstream" wirdnötig sein, daßdieTeilzielezum einen
auf ihren emanzipatorischen Gehaltabgeklopftbzw. in diese
Richtungweiterentwickeltwerden. Insbesondere die Rolle von
Staats− und wirtschaftlicher Macht bei der Umsetzung der
Forderungen ist zu prüfen − Gleichberechtigung, Ökologie
oderAntifaschismus "von oben" ist niemals emanzipatorisch!
Zum anderen sollten die Teile zusammengefügtwerden zu ei-
nem emanzipatorischen Gesamtentwurf, aus dem der ge-
meinsameKampffüreineemanzipatorischeWeltentsteht.
Wir brauchen eine Ökologie, die feministische, antifaschisti-
sche usw. Positionen einbindet. Wir brauchen eineGleichbe-
rechtigung, ohnedaßbei derForderung fürbestimmteVerhält-
nisse die anderen als unwichtiger diskreditiert werden. Der
Schutz der Lebensgrundlagen ist für selbstbestimmtes Leben
immer und überall wichtig, daher ist ein emanzipatorischer
UmweltschutzThemaaller. Und der faschistoideKern derGe-
sellschaftistesebenso. Wievielesandere.
Beispiel:

Konkret: BeiträgezurStrategiedebatte
Alle folgenden Ideen zusammen können Ansatzpunkte fürdie
Entwicklung einer emanzipatorischen, politischen Bewegung
bieten. Die Einzelvorschläge sind zum einen selbstwichtiges
Aktionsfeld, zum anderen aber Aufhänger für eine über den
Einzelpunkt hinausgehende Bewegung, die der Durchorgani-
sierung der Gesellschaft nach reiner profit− und machtorien-
tierter Verwertungslogik von
Mensch und Natur wirkungs-
voll entgegensteht und eige-
ne, emanzipatorische Bilder
entgegenstellt.
Eine politische Bewegung
muß mehr sein als Ein−
Punkt−Aktionen und −Kam-
pagnen. Ihre Ziele undOrga-
nisationsebenen müssen dar-
über hinausreichen und für ei-
ne selbstbestimmte Gesell-
schaftkämpfen. Dafürwerden
im folgenden Vorschläge un-
terbreitet, die die Möglichkeit
dazu bieten.
Klar ist aber: Es sind nur Vor-
schläge, entwickelt aus der
Analyse politischerAktionen derVergangenheit. Sie bedürfen
derDebatte, Veränderung, Ergänzung oder Korrektur. Zentra-
le Voraussetzung ist, daß sich politische Bewegung neu von
unten organisiert, d.h. daß lokal oder überregional Projekte,
Aktionsgruppen oder Organisationen sich selbst wieder zu
handlungsfähigen, in politischen Entwicklungen gestaltend
teilnehmendenGruppen entwickeln. PolitischeBewegung ent-
stehtdann, wenn an derBasisStrategien undZiele, Bündnisse
und Aktionsformen diskutiert, vorbereitet und umgesetztwer-
den. Der Einsatzvon Personal undGeld kann das nichterset-
zen. DashatKöln klargezeigt!

ReorganisationpolitischerBewegung
1. Basisgruppenreorganisieren
Voraussetzung für alles ist die Reorganisation der Basisgrup-
pen, egal ob in Verbänden oder als autonome Gruppe. Ihre
Handlungsfähigkeit istz.Zt. stark eingeschränkt, sie sind in ih-
ren eigenen Themenbereichen oft nur noch begrenztaktions-
fähig. Bei Bündnisaktivitäten zeigen sie sich völlig unfähig, ge-
staltendzu agieren. DieDominanzderApparate istoffensicht-
lich − ganz besonders in den Verbänden, wo die Basisgrup-
pen auf die Politik und Strategie ihres Verbandes kaum noch
Einfluß haben.
Hinzu kommen auch klare inhaltlich−politische Schwächen in
vielen Basiszusammenhängen. Oftfehlt jeglicheallgemeinpo-
litische Orientierung, die AkteurInnen konzentrieren sich auf
ihreEinzelaktionen und−themen.
Reorganisation der Basiszusammenhänge bedeutet u.a.
•Klärung dereigenen politischen Ziele.
•Wiederherstellung der organisatorischen Selbständigkeit,
z.B. derKommunikationsstrukturen, materiellen und räumlichen
Basis.
•Eigene Wege in die Öffentlichkeit über eigene Medien
oder Kooperationen ohne Abhängigkeit mit selbstorganisier-
tenMedien.
•Gezielte Fortbildung in organisatorischen und politischen
Themenfeldern.

2.AutonomeStrukturenaufbauen
Aktions- und Kommunikationsstrukturen für jede Aktion neu
aufzubauen, wäre anstrengend und dumm. Daher istes sinn-
voll, autonome, d.h. selbstorganisierte und unabhängige
Strukturen zu schaffen, dieneben den jeweilszuAktionen auf-
gebauten Arbeits- und Vernetzungsstrukturen dauerhaft nutz-
barsind.

a. Orte, Plätze, Zentren
Politische Freiräumebrauchtdas Land! Infoläden, Projektwerk-

stätten, Wagenplätze, Kommunen
usw. sind wichtig − wenn sie sich
denn als politische Plattform begrei-
fen und nicht nur als Rückzugsidylle,
Fetenraum und/oder alsOrtmaxima-
lerAnpassungan den Staatodersei-
ne finanziellen Förderstrukturen). Ka-
tastrophal: Die meisten autonomen
Zentren gehören dem Staatoderder
Stadt. Dieser Zustand spiegelt wie-
der, wieweitentwickeltdas strategi-
sche Potential autonomer politischer
Bewegung ist. Wo Wagenplätze
oder Zentren in Gefahr sind, wird
nach Mami/Papi Staat gerufen, et-
was Neues zu geben. Peinlich!
Gruppen und Basiszusammenhänge
müssen stattdessen eigene, unab-
hängige Plätze schaffen − durch

(kollektives) Eigentum oderdurch politischeBesetzung.
Wo aber solche Plätze bestehen, müssen sie auch Aktions-
plattform sein und bleiben fürdie politischeArbeit. Rein priva-
te Häuser oder Plätze sind privat und damit nicht-politisch −
egal ob sie von BänkerInnen oder Anarcha/os bewohntwer-
den! DasPrivate istwichtig, aberes istnichtpolitisch!
Es muß Anliegen sein, an unabhängigen Orten Arbeitsmög-
lichkeiten für politische Gruppen, selbstorganisierte Bildungs-
und Öffentlichkeitsarbeit usw. zu schaffen: Medienwerkstät-
ten, Bibliotheken und Archive, technische Infrastruktur, Werk-
stätten undmehr in jedemOrt!!!
Durch geschickte Formen kollektiver Verfügungsgewalt über
die politischen Räume müssen diese auf Dauer vor Privatisie-
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rung und Kommerzialisierung geschützt sein − also im Zwei-
felsfall müssen sie auch vor denen geschütztwerden, die sie
einstmalsaufgebauthaben, damensch davon ausgehenmuß,
daß jedeR zu derMehrheit politisch Aktiver gehört, die nach
einigerZeitpolitischerArbeitetablieren unddann dasmitpoli-
tischen Zielen Geschaffene für die eigene Lebensidylle bzw.
-absicherung nutzenwollen.

b. Medien undVeranstaltungen
Der inzwischen fastabgeschlossene Niedergang selbstorga-
nisierterMedien nimmtuns einewichtigeMöglichkeitder Ein-
flußnahme in das gesellschaftliche Geschehen. Als Alternati-
ven bleiben einem nur noch die Anbiederung an die bürgerli-
che Presse (deren Ausrichtung der Krieg gegen Jugoslawien
nicht veränderte, wohl aber mal wieder besonders deutlich
machte!) oder der Rückzug in eine Nische ohne Wahrneh-
mung von außen.
Dabei ist die Gesellschaft eine Mediengesellschaft. Viele
grundlegende Ideen lassen sich nicht auf Spucki oder Plakat
unterbringen. Dahermüssen eigene Zeitungen, Radioprojekte
(legal oder illegal ist scheißegal, wichtig ist: selbstorganisiert
und politisch) und auch Bildungsarbeit aufgebaut werden −
von Einzelveranstaltungen bis zu Ideen wie Volkshochschulen
von unten u.ä.
Auch bei Aktionen können
zeitlich befristeteZeitungen
oder ein Piratensender
bzw. ein Kanal im vorhan-
denen Radio sinnvoll sein.
Es gibt viele Ideen − aber
kaum jemand setztsieum!

c. Betriebe, Verlageusw.
Was für Medien gilt, kann
auch für Betriebe im allge-
meinen gelten− von Verlagen überKneipen biszum Kino. Be-
triebe sollten als politische Plattform begriffen werden. In vie-
len Kommunen oder ähnlichen Projekten dienten Betriebe
zunächst der finanziellen Absicherung der AkteurInnen und
der Projekte. Nur wenige Jahre später war alles eine An-
sammlung von kommerziellen Einheiten zum allein privaten
Nutzen. Teil einer politischen Bewegung aber sind Betriebe
nurdort, wo sieein politischesZiel (Bildungs- oderÖffentlich-
keitsarbeit, Bau von Aktionsmaterial, Renovierung von Häu-
sern oderWägen, Kommunikation usw.) verfolgen sowie Pro-
jekteundAkteurInnen materiell absichern.

d. Kommunikation undVernetzung
WelcheVernetzung existiert? Krampfhaftwerden einige, bun-
desweitwenigerbedeutsamenZeitungen erwähnt(Interim, ra-
dikal usw.), wenn die Frage darauf kommt. Aber es gibt nur
wenige Versuche, das breiter anzulegen, viele zu erreichen.
Im Antifa-Bereich gibt es einige Vernetzungsblätter, im Um-
weltbereich seit kurzem die "Ö-Punkte", aber in vielen Berei-
chen nichts. Übergreifende Debatten, Telefonketten und Tref-
fen: Fehlanzeige. Vernetzung zwischen Wagenplätzen, In-
foläden und/oder Häusern: Schwach. Gegenseitige Hilfe
oder Aufbau gemeinsamer Strukturen: Kaum. Dabei ist Infor-
mationsaustausch eine wichtige Grundlage strategischer Ar-
beit. Ihn zu schaffen, ist ein wichtiges Ziel. Dabei wird es,
auch hier nach dem Konzept der selbstorganisierten Vielfalt,
verschiedene Wege geben. Im Optimalfall ist das Geflecht
von Zeitungen, Email-Vernetzung, Telefonketten, Rundbriefen
usw. aber durchschaubar und jedeGruppe und Einzelperson
kann sich dorteinbringen, wo es ihr am sinnvollsten erscheint.
Möglichkeiten derKoordination (auch hiermuß es die Vielfalt
derSelbstorganisation bringen): Adreßbüchlein, Kalenderpro-
jekt(e) u.ä. Einiges gibt es schon und könnte weiterentwickelt
werden − aber bislang sind fast alles Nischenprodukte, jede
Szenebearbeitetsich selbst.

3. Lebensperspektiven
fürdieEinzelnenentwickeln
AutonomeWohnprojekte sind meist nichts anderes als unver-
bindliche WG, die ökonomisch von der Substanz der Orte,
vom Überfluß derGesellschaftoder, am häufigsten, ausganz
normalen Quellen gespeistwerden: Eltern, BaFöG, Staatszu-
schüsse, Maloche oder Sozialamt. Solange aber für die ein-
zelnenMenschen keinePerspektivebesteht, daseigeneLeben
selbst zu organisieren, bleiben die Zwänge des Alltags ein
wichtigerGrund fürdas ständigeWegetablieren derehemals
politisch Aktiven. Stattdessen müssen autonome Wohn- und
Lebensformen entstehen, die die einzelnen Menschen heraus-
lösen aus den Zwängen der Normalität und ihnen damit erst
die Freiheitgeben, politischesEngagementundauch dasAus-
probieren alternativer, u.a. herrschaftsfreier Zusammenlebens-
formen zu verbinden. Die bisherigen Versuche (Kommunen,
Ökodörfer, Öko-WGs, Wagenplätze usw.) konnten den Pro-
zeß nichtaufhalten, da mitzunehmendem Alter von Personen
und Gruppen der Hang zu Absicherungen, mehr Luxus und
Einnischung in dieNormalitätnichtdurch ein positivesGegen-
modell aufgehoben wurde. Hier gilt es, eine strategische De-
battezu führen. AlternativeLebensprojektemüssenWillen und
Fähigkeit der Einzelnen zur Auseinandersetzung mit der Ge-
sellschaft erhöhen und selbst Plattform dazu sein. Dumpfe
Rückzugsprojekte, legitimiert über "unsere Existenz ist poli-
tisch", "echteVeränderung kommtvon innen" oderden Glau-
ben an spirituelle bis esoterische Kräfte, sind entpolitisierend
und befrieden kritisches Potential. Was gebraucht wird sind
Projekte, die Gegenmodelle darstellen, sich öffentlich zeigen
und reiben an derRealität, sich selbstals politische Speerspit-
zeeinerVeränderung und Teil politischerBewegung begreifen
− und trotzdem nichteine unverbindlicheWGohne langfristi-
ge Perspektive für die Einzelnen sind, wo es sich für die paar
Jahre der Unzufriedenheitsphase vor der Etablierung aushal-
ten läßt, abermehrauch nicht.

4. InpolitischeBewegungeinmischen
Wirkungsvolle politische Arbeit besteht aus einer Mischung
ausAktionen, Zeitschriften, Veranstaltungen, langfristigen Pro-
jekten undmeistweiteren vielfältigen Formen. RadikalePositio-
nen haben fastüberall ein Schattendasein. Nur selten gehtes
schon in der Vorbereitung darum, daß Aktionen, Zeitschriften
oder Veranstaltungen basisdemokratisch bzw. in autonomen
Gruppen organisiert werden Solche Strategien und radikale
Inhalte sind eswert, prägend zu sein für politische Bewegung
und sich alsdurchsetzungsfähig gegenüber reformistischen bis
kapitalismuskompatiblen Positionen, vor allem aber gegen-
über herkömmlichen Organisationsmodellen in Bündnissen zu
erweisen. Dafür abermüssen selbstorganisierteGruppen sich
in die politischen Zusammenhänge, Medien, Netzwerke und
Aktionen einmischen, um ihreVorstellen politischerOrganisati-
on dort einzubringen. Sie dürfen sich nicht länger von
zentralen Apparaten odergarden NGOsdominieren lassen,
sondern müssen eigene Durchsetzungsformen für autonome
Strategien finden, sich absprechen undvorbereitetagieren.
PositivesBeispiel:

SchlechtesBeispiel: Köln.

5. IngesellschaftlicheProzesseeinmischen
Emanzipatorische Politik steht heute sehr stark am Rande der
Gesellschaft, kaum noch wahrnehmbar. Schuld daran sind ih-
re VertreterInnen (d.h. Menschen, die eine solche Politik wol-
len) auch selbst, denn sie ziehen sich seit Jahren immer mehr
ausderöffentlichen Debatte zurück und schmoren im eigenen
Saft. DerWille zur inhaltlichen Konsequenzführtzum völligen
Rückzug aus Bündnissen oder wird nicht so umgesetzt, daß
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emanzipatorische Ziele immer klar und unmißverständlich for-
muliertwerden, sondern daß vor allem daraufgeachtetwird,
daß derRahmen und dieVeranstalterInnen z.B. von Diskussio-
nen die politisch richtige Meinung haben ("pc" sind). Diese
Strategie hatzur Folge, daß emanzipatorische Ideen zur Zeit
(fast) nur innerhalb einer kleinen Szene überzeugter Men-
schen diskutiert oder verbreitet werden. In dem bedeutend
größeren Teil etablierter Bewegungen und Organisationen,
erstrechtin derNormalitätderGesellschaft, auch in ihren Bil-
dungs- und Diskussionskreisen (Schulen, Hochschulen, Volks-
hochschulen, Verbänden und Vereinen, Bildungszentren, Me-
dien usw.) gibt es die Themen Herrschaft, Ausbeutung usw.
nicht. Es wirkt fast, also hätten Menschen mit emanzipatori-
schen Ideen Angst, sich in der Realität zu stellen und für ihre
Ideen zu kämpfen. Oder fürchten sie um ihre sozialen Bezie-
hungen in der"Normalität", in derdiemeisten von ihnen auch
existierenwollen (Job, Hobbies, NachbarInnenschaftusw.)?
EmanzipatorischePolitikmußausder Isolation befreitwerden.
Dafür istwedernotwendig noch sinnvoll, daß InhalteoderPo-
sitionen aufgegeben werden. Es ist aber keine Anbiederung,
aufeinerVeranstaltung, die nichtselbstemanzipatorischeZie-
le hat, aber die Formulierung solcher zuläßt, für die eigenen
Positionen zu kämpfen. Politischer Verrat geschieht erst dann,
wenn Verhaltensweisen oder inhaltliche Positionen zwecks
besserer Akzeptanz oder Anbiederung verändert oder
verschiwegen werden. Notwendig istaber, radikale, emanzi-
patorische Politikinhalte und Aktionsformen an vielen Orten
dieserGesellschaftoffensiveinzubringen − und sich auch of-
fen zu zeigen als Gruppe, Projekte, Kommune o.ä., die be-
wußtund sichtbarfüreineWeltvon unten eintritt. Kein Stamm-
tisch, kein Podium, keineVorlesung, kein Seminar, kein Arbeits-
platz, keineSchulstunde, keineWGoder Familie und kein an-
dererOrtistzu schade füreineDebatte füreineWeltvon un-
ten. Werandersagiert, isoliertsich im eigenen Saft und
hat auch ein falsches Verständnis
einer Welt von unten − denn
"von unten" ist ein Prinzip, sicher
aber kein Wort für die selbstiso-
lierten linken Kader.
DieMenschen, dieemanzipato-
rische Politik vertreten wollen,
sollten sich direkt in Veranstal-
tungen, Kongresse, Diskussio-
nen und auf den Podien einmi-
schen, wo über zukünftige
Strategien geredetwird. Diese
Plattformen sind gute Gele-
genheiten, die Dominanz der
kapitalismuskompatiblen Poli-
tikkonzepte der Marken Hu-
manität, Nachhaltigkeit,
Agenda oder Bündnis für Ar-
beitzu brechen. RadikalePo-
sitionen müssen dort unge-
schminkt vertreten werden.
Aus dem Rahmen zu fallen,
ist angesichts des Rahmens
der realen Gesellschafts-
form einfach nötig! Nicht
die anderen Personen auf
den Podien oder die Ver-
anstalterInnen sind unsere
Zielgruppe (Kritik an ihnen
kann daher auch kein
Grund der Verweigerung
von Debatten sein!), son-
dern die Menschen, die
zu solchen Veranstaltun-
gen kommen. Sie der
"anderen Seite" zu
überlassen, ist schlicht
dumm!

6.ModelleundKristallisationspunkte
schaffen
Kaum einepolitische IdeewirdohneSymbolikdurchsetzungs-
fähig sein. Allgemeinpolitische Symbole können der Aufhän-
gerfürdieKritikam Bestehenden sein oderdem Entwurfneuer
Ideen, Konzepte oder Visionen dienen − im Einzelfall sogar
für beides. Sie haben vielfache Bedeutung für die politische
Arbeit:
\als Mobilisierungspunkt, an dem die verschiedenen Grup-
pen, die sonst"nur" aufein Thema spezialisiert sind, zusam-
men agieren und so Kräfte bei den umfassenden Zielen bün-
deln.
\als öffentlich wahrnehmbares Modell für Alternativen oder
Symbol für die aktuelle Normalität, d.h. die Herrschaftsfor-
men, Ausbeutungsstrukturen u.ä.
\als Bündelung verschiedener politischer Stoßrichtungen, um
gemeinsameZielezu formulieren.
Beispiele für folcheModelle und Kristallisationspunkte können
die besonderen Symbole von HerrschaftundAusbeutung sein
(Kriege, SpitzenpolitikerInnen-Gipfel, thematisch passende
Veranstaltungen, Knäste, Wahlen, Banken, großtechnische
Baustellen oderObjekte, Expo2000). Ebensokönnen esposi-
tiveModelle sein, also Visionen, Versuche alternativer Projek-
temitpolitischen Zielen undalsein Kern politischerBewegung
usw. Solche gemeinsamen Aktionen ersetzen nicht die weiter
notwendigen Ein-Punkt-/Ein-Themen-Gruppen und -Initiativen,
sondern bieten dieChancezum gemeinsamen Agieren− bei-
deszusammen ergibtdiesinnvolleMischung.



DerKöln− Reader50

GesamtpolitischeKampagnen

Aktionstageund
-wochen inder
kommendenZeit
Die folgenden Vorschläge zeigen Möglichkeiten, die sich aus
den Ereignissen und Themen der kommenden Monate erge-
ben. Sie können daher Anknüpfungspunkte sein, politischen
Widerstand und perspektivische Bewegung zu (re)organisie-
ren. Möglicherweise sind einzelne Vorschläge oder Details
ungeeignet, andere mögen fehlen. Ansatzpunkte aber bieten
sie in jedem Fall.
Ausgewählt sind nur Vorschläge für gesamtpolitische Aktio-
nen. Darüberhinaus bestehen selbstverständlich die leider un-
zähligen Aktionsfelder in vielen politischen Teilbereichen, die
Aktionen undWiderstand notwendigmachen.

1 . InternationaleWiderstandstage
gegenNeoliberalismus
Der internationale Widerstand gegen die Durchökonomisie-
rung der Gesellschaftstrukturen ist in Deutschland schwach
ausgebildet. Das ist erschreckend, ist doch dieses Land einer
derAusgangspunkte von Unterdrückung und Ausbeutung glo-
bal. Umsowichtigerwäredaher, hierdenWiderstandzu Rah-
men einer internationalistischen Perspektive für ein selbstbe-
stimmtesLeben.
Die Aktionstage und Kampagnen, die international stattfin-
den, bieten Anknüpfungspunkte aus allen Blickwinkel, denn
das ökonomische Diktat, das sich mitdem Neoliberalismus in
allen Teilen derWeltund in allen Lebensbereichen durchsetzt,
führt zur Ausbeutung, patriarchalen Ordnungen, Unterdrük-
kung sowie zur Zerstörung der Umwelt (und damit auch der
FähigkeitderMenschen, selbstorganisiertzu leben).
AlsAktionsformen sinddenkbar:
•Zentrale Aktionstage z.B. reihum in verschiedenen Städten,
woBasisgruppen dieVorbereitung übernehmen.
•Dezentrale Aktionen in bestimmten Zeiträumen (Aktionswo-
chen u.ä.) oder jederzeit, organisiertausden Basiszusammen-
hängen selbst.
In allen Fällen istwichtig, dasSelbstorganisationsprinzip auch
innerhalb der Aktionen zu verwirklichen. Dominanzgehabe
und ähnliches, wie in Köln allgegenwärtig, wirkt politischer
Bewegung entgegen.

Konkret: Es gibt immer wie-
der gemeinsam festgelegte
oderaufentsprechendeKon-
ferenzen abgestimmte Termi-
ne für internationale Aktions-
tage. Dienächsten sind:

Foto:
Baumbesetzung gegen Ex-
po-Projektin Braunschweig

2.Anti− Expo−Arbeit
Vom 1 .6. bis 31 .10.2000 findet die Expo 2000 in Hannover,
aber zudem mit kleineren Projekte und Veranstaltungen auch
überall bundesweit und in vielen Ländern derWelt statt. Die
Expo 2000 dürfte den besten Anknüpfungspunkt für den Auf-
bau eines emanzipatorischen Widerstandes in Deutschland
bieten − aufgrund der klaren Symbolik und aufgrund ihrer
flächendeckenden Angreifbarkeit.
Die Expo2000bieteteinen BlickaufdieZukunftausderSicht
nachhaltig−neoliberaler Verwertungslogik von Mensch und
Natur. Im Kern wird ein komplettes Zukunftsbild vorgestellt−
erschreckend von den allgemeinen Positionen der Marginali-
sierung desMenschen aufseine Rolle als Ressource fürArbeit
und Reproduktion sowie als KonsumentIn bis zu den Details
neue Atomkraftwerke, Gentechnik überall, Transrapids, unge-
bremster Marktwirtschaft, deutschem Weltführungsanspruch,
Reproduktionstechnologie und−kontrolle, weltweiterAusbeu-

tung usw.
Die Expo bietet die Möglich-
keit, aus verschiedenen The-
menzusammenhängen Kritikzu
formulieren und insgesamt
emanzipatorische Gegenbil-
der der "Welt von oben" ent-
gegenzustellen. Die Auseinan-
dersetzung richtet sich dabei
nicht nur gegen die aktuell
Mächtigen (Regierungen, Kon-
zerne und Institutionen, die
alle zusammen die Expo aus-

richten), sondern gegen das Prinzip einer die Selbstbestim-
mung zerstörenden Politik und Wirtschaft. Zudem richtet er
sich gegen die gesellschaftlichen Gruppen (NGOs u.ä.), die
als BeraterInnen oder Mitmachende in diesem unmenschli-
chen Projekt dessen Akzeptanz sichern. Anti−Expo−Arbeit
bedeutet daher von sich aus auch die Debatte um politische
Strategien und die Auseinandersetzung mit den Apparaten
politischer Organisationen, die fast alle bei der Expo mitwir-
ken.
DieExpozu demaskieren undzu demontieren, istnichtalleini-
ges Ziel. Die Expo ist nur Anlaß − optimal geeignet, an die-
sem Symbol politischenWiderstandaufzubauen, derdarüber
hinausreicht. Also das nachzuholen, was in Köln vergessen
wurde!
Wegen der möglichen Bedeutung der Anti−Expo−Arbeit für
den Aufbau eineremanzipatorisch−politischen Bewegung fin-
den sich im Anhangdetailliertere Informationen zurExpo.

Konkretgibtes jetztschon:
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3.DezentraleAktionen
Widerständige, die Lebensverhältnisse im allgemeinen thema-
tisiertendeAktionsformen breiten sich zurZeitallmählich auch
in Deutschland aus. IhrThema: Die Rückeroberung desöffent-
lichen Raumes fürdas Leben. "Reclaim−the−Streets−Parties"
aufStraßen, Plätzen oder Kreuzungen gehören ebenso dazu
wie dieCritical−Mass−Fahrten (weltweiteAktiosntagean je-
dem letzten Freitag imMonat). Ähnlich, meistmitVeranstaltun-
gen und Öffentlichkeitsarbeit verbunden, sind die Innen-
stadtaktionstage. Überall dortwird versucht, verschiedenepo-
litischeThemen zu verbinden.

DieDebatteanzetteln
Eine Debatte um Strategien muß selbstkritisch sein, d.h. scho-
nungslos aus eigenen Erfolgen und Fehlern lernend. Sie kann
und sollte aufdie Erfahrungen aus den vielen Jahren selbstor-
ganisierter politischer Arbeit schöpfen, aber nicht daran kle-
ben. DieautonomePolitikhatzurZeitnichtnurgegenüberder
herrschenden Politik undNormalitätdasNachsehen, sondern
auch gegenüber der Art nichtautonomer politischer Arbeit,
wie sie von den etablierten, meist staats- und oftwirtschafts-

nahen Verbänden (neudeutsch: NGOs) betrieben wird. Auto-
nomiebzw. Selbstorganisation darfabernichtdasreineWeg-
bleiben von Strategie sein − genau sowie Anarchie nicht nur
dasWegfallen desStaatesunddasHeraufkommen reinerUn-
organisiertheit bedeutet. Nein: Eine politische Autonomie be-
steht sogar erst dann, wenn sie sich organisiert, denn "allein
machen siedich ein"!
Politischer Widerstand braucht eine wirkliche Qualität, die
wehrhaft ist gegen Repression, Abhängigkeiten und Einverlei-
bung, die Alternativen bietet und durchsetzungsfähig ist
gegenüberdenWegen derNormalität(auch dernormal-eta-
blierten politischen Arbeit z.B. der NGOs). Autonome Politik
ist nicht nur ein Inhalt, sondern auch eine Strategie. Und sie
hatnurdann eine Existenzberechtigung, wenn siediebessere
ist, alsoderwirksamereWeg, dieseVon-oben-Gesellschaftin
Richtung einerWeltvon unten, einem emanzipatorischen Ziel
zu verändern. Die Existenz autonomer Gruppen als Selbst-
zweckkann und darfesnichtsein. Notwendig istdie Entwick-
lung einerStrategie, die den Aufbau von Infrastruktur, Kommu-
nikationsformen und Aktionsfähigkeit beinhaltet einschließlich
eigenerWege in die Öffentlichkeit, Modelle und Kristallisati-
onspunkte, ökonomische Absicherungen, Solidarität und Per-
spektiven fürdieeinzelnen AkteurInnen.

Unvollständig...

Ausgewählte
Beispiele

... fürAktionenalsSchrittezueiner
emanzipatorischenBewegung

DenAnhangbilden einigeProjektemitemanzipatorischenAn-
spruch und dem Ziel, neue Zusammenhänge und politische
Durchsetzungskraftzu organisieren.

Zunächst folgen Informationen zum Expo−Widerstand. Die
ersten drei Seiten dokumentieren einGrundsatzpapierdesAn-
ti−Expo−Bündnisses TIPP−EX (Raum Hannover/Bremen), in
dem die Ziele und Wege des politischen Widerstandes ge-
gen die Expo 2000 formuliert wurde. Dieses Papier trifft im
wesentlichen das Verständnis der bisherigen Anti−Expo−Ar-
beitbundesweit.
In derZwischenzeithaben bundesweiteTreffen stattgefunden,
zudem haben sich ersteregionaleBündnisseformiert(Baden−
Württemberg, Hannover, Berlin).
Dieweiteren zwei Seiten zum Thema Expo sind ein Überblick
überAktivitäten, Adressen undMaterialien.
DenAbschlußbildetderVersuch, dieErfahrungen ausdenAk-
tivitäten von Köln in Thesenform fürden Expo−Widerstand zu
nutzen.

Neben den Unterlagen zur Expo werden noch zwei weitere
Bewegungsansätze vorgestellt, die jeweils in Teilbereichen
von Bedeutung sind.
Das Bündnis "Umweltschutz von unten" ist ein Zusammen-
hang von Basisgruppen und Einzelpersonen, dieStrategien für
einen radikalen, emanzipatorischen Umweltschutz entwickeln
und in der Umweltbewegung gegen die Mainstream−Strate-
gien von Agenda, Nachhaltigkeit, Ökosteuern & Co. durch-
setzenwollen, da letztereHerrschaftund Kapitalismusnichtin
Frage stellen, sondern eher stärken. Umweltschutz von unten
kann füralle interessantsein, die im Umweltschutznach konse-
quenten, emanzipatorischenWegen suchen, und für alle, die
ökologischeFragestellungen in ihrepolitischeArbeiteinfließen
lassen wollen bzw. Bündnisse mit solchen Umweltschutzgrup-
pen suchen.
Zudem wird das Projekt "FreiRäume" beschrieben − ein Ver-
such, autonome Häuser, Plätze und Infrastruktur aufzubauen
undzu sichern. Interessantkann diesesThema füralle Projekte
sein, die nach Wegen zu Sicherung von Arbeitsfähigkeit und
Autonomiesuchen.
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Dokument: PapierderGruppeTIPP-EX

EXPONO−
denndieWelt
siehtandersaus!
Im Jahr 2000 soll in Hannover die Weltausstellung EXPO
2000 stattfinden. Als die Idee dazu Ende der 80er Jahre vor-
gestelltwurde, standen noch die lokalen Kapitalinteressen der
hannoverschen »Deutsche Messe AG« im Vordergrund. Das
Projekt sollte ein immenses Wirtschaftsförderungsprogramm
werden, das derMesseAG in kürzesterZeitden Ausbau und
dieModernisierung ihresMessegeländes und der Verkehrsin-
frastruktur bringen sollte, um im Konkurrenzkampf derMesse-
standorte weiter eine der ersten Geigen spielen zu können.
Ein Konzept, das sich nicht nur auf dasMessegelände selbst
beschränkte, sondern in Hannover immer wieder Motor und
Argument war, um die gewünschte Stadtumstrukturierung im
Sinne der derzeit überall dominierenden
Standortlogikzu forcieren. Heute istdieEX-
POweit mehr als eine der üblichen Groß-
veranstaltungen: Wir sehen in der EXPO
2000 eine groß angelegte Propagandas-
howzur Durchsetzung der Zukunftsentwür-
federHerrschenden, die nichtnuruns rund
umHannoverangeht, sondern alle, diesich
mit der bestehenden Weltordnung immer
noch nicht abfinden wollen und Wider-
standdagegen leisten.
Als offenes Anti-EXPO-Bündnis
von Gruppen und einzelnen Leu-
ten aus Hannover, Bremen, Hil-
desheim und Wunstorf wollen
wir nun mit diesem Papier unse-
re Einschätzungen zur EXPO zur
Diskussion stellen und andere
auffordern, sich an der Neufor-
mierungdesWiderstandsgegendiesesProjekt
zubeteiligen.

WeltausstellungEXPO2000inHannover
Vom 1 . Juni bis 31 . Oktober 2000 präsentieren sich Regierun-
gen von mehr als 170 Staaten in sog. »Länderpavillons«,
Großunternehmen zum Teil ebenfallsmiteigenen Pavillons so-
wie internationale Organisationen (EU, UNO, Rotes Kreuz,
...). Veranstalterin der EXPO 2000 ist die Bundesregierung,
Vorbereitung und Durchführung wurde an die eigens gegrün-
dete EXPO2000GmbH übertragen. Auffünfderzehn Sessel
im AufsichtsratderEXPOGmbH sitzen Vertreterderdeutschen
Wirtschaft, die restlichen fünfteilen sich Vertreter der Bundes-
regierung, des Landes Niedersachsen, der Stadt Hannover
und ein Gewerkschaftsfunktionär. Unter dem Motto »Mensch-
Natur-Technik« soll den erwarteten 20 Millionen BesucherIn-
nen v. a. in einem sogenannten Themenpark»LustaufZukunft«
gemachtwerden. Über Hannover hinaus sollen die EXPO-In-
halte erstmals auch durch sog. »Dezentrale Projekte« in Nie-
dersachsen, der BRD undweltweitverbreitetwerden. Die da-
miteinbezogenen Projekte haben sich− wiealle anderen EX-
PO-Beiträge auch − an der Nachhaltigkeitskonzeption der
Agenda 21 zu orientieren und sollen füreinebreiteAkzeptanz
undeinen zusätzlichen grünen Anstrich derGroßveranstaltung
sorgen. Angesprochen werden sollen durch die EXPO vor al-
lem Kinderund Jugendliche, die fürdie ProblemsichtderHerr-
schenden und die präsentierte Technik gewonnen werden sol-
len.
Tatsächlich istdieEXPO2000, wieauch schon dieersteWelt-

ausstellung von 1851 in London, nichts anderes als ein Schau-
fensterder»industriellen Revolution«unddes Imperialismus, ei-
ne Selbstinszenierung von patriarchalem Technikfetischismus
und kapitalistischer Macht. Daran hat sich bis heute wenig
geändert. Bei Weltausstellungen geht es darum, Fortschritts-
glauben zu verbreiten und Identifikation mit dem Kulturver-
ständnis der Mächtigen zu festigen. Früh in der Geschichte
derEXPOswurdevon denMacherInnen erkannt, daßdiePrä-
sentation technischer Neuerungen allein nicht ausreicht, son-
dern zurAkzeptanzschaffung ideologisch untermauertwerden
muß. Ein recht passendes Beispiel dafür ist das Motto der
Weltausstellung in Brüssel 1958, »Bilanz der Welt für eine
menschlichere Welt«. Mit dem Wahrzeichen des Atomiums
wurde damals für die »friedliche« Nutzung der Atomenergie
geworben, so wie heute in Hannover unter dem Vorzeichen
der Agenda 21 für die Gentechnologie geworben wird. So
kann es kaum verwundern, daß als Wahrzeichen der EXPO
2000 eine riesige Darstellung desmenschlichen DNS-Strangs
in derDiskussionwar.

InhaltederEXPO2000
DieEXPOhatsich nichtsgeringeresvorgenommen, als»Lösun-

gen« für die »globalen Probleme« wie Armut, Hun-
ger und Umweltzerstörung zu präsentieren: »Die EX-
PO 2000 [...] soll an der Schwelle zu einem neuen
Zeitalter ein völkerverbindendes Signal für dieMen-
schen setzen. Ein Signal dafür, daß wir erkannt ha-
ben, daßwirMenschen aufdieser Erde alle zusam-
men in einerWelt leben. Esmachtkeinen Sinn mehr,
uns in eine erste, zweite, dritte oder vierteWeltauf-
zuteilen, wenn wir neueWege suchen. Wege, da-
mitMenschen einen menschenwürdigen Lebensstil in
Freiheit und Selbstbestimmung finden können und
zugleich künftig das Gleichgewicht des globalen
Ökosystemsbessergewährleisten und das friedliche
Miteinandernichtgefährden.« (EXPOGmbH 1995)
Probleme, Wege und Lösungen sollen vor allem im
Themenpark präsentiertwerden, der in die Themen-
schwerpunkte »Der Mensch«, »Umwelt: Landschaft,
Klima«, »Basic Human Needs«, »Die Ernährung«,
»Die Gesundheit«, »Die Energie«, »Die Mobilität«,
»Die Zukunft der Arbeit«, »Wissen: Informationen,

Kommunikation«, »Die Zukunft der Vergangenheit« und »Das
21 . Jahrhundert« untergliedert ist. Die Konzeptionen hierfür
wurden von LobbyistInnen vor allem ausWirtschaft, Wissen-
schaftund Politik entwickelt. Mitallen Bereichen soll dieselbe
Botschafttransportiertwerden: Es gäbe keineAlternative zum
Kapitalismus; nur durch »Globalisierung«, »Liberalisierung«
und »freienWelthandel« ließen sich dieProblemederWeltlö-
sen. DiealleWidersprücheglättendeStrategie, um dieseBot-
schaftdurchzusetzen, heißt»NachhaltigeEntwicklung«.

Alleskleber»NachhaltigeEntwicklung«
ZentralesWerk der »Nachhaltigen Entwicklung« istdie Agen-
da 21 . Diese haben die EXPO-MacherInnen − händeringend
auf der Suche nach Inhalten, die diese Mammutschau recht-
fertigen − erst relativ spät, nämlich 1994, für sich entdeckt.
Die Agenda 21 ist das »Aktionsprogramm«, das als Ergebnis
derUN-Umweltkonferenzin Rio1992beschlossenwurde.
»NachhaltigeEntwicklung«wird in diesem UN-BerichtalsEnt-
wicklungdefiniert, »diedieBedürfnissederGegenwartbefrie-
digt, ohne zu riskieren, daß künftige Generationen ihre Be-
dürfnisse nicht befriedigen können.« Das Konzept behauptet,
es wäre möglich, gleichzeitig Wirtschaftswachstum, Ressour-
censchonung und den Abbau der weltweiten sozialen Un-
gleichheiten zu erreichen − selbstverständlich unter Beibehal-
tung bzw. durch die Intensivierung der bestehenden patriar-
chal-kapitalistischenWeltordnung. Tatsächlich istNachhaltige
Entwicklungein von oben betriebenesProgrammzurModerni-
sierung derHerrschaftsverhältnisse.
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»AlleineinemBoot«
In den Konzepten zur »Nachhaltigen Entwicklung«, die von
derEXPOübernommenwerden, sindHerrschafts- undMacht-
verhältnisse zwischen Männern und Frauen, zwischen Kapital
und Arbeit, zwischen Norden und Süden ausgeblendet. Es
wird ein Weltbild frei von Interessensgegensätzen konstruiert.
DieBotschaftlautet: Wirsitzen alle in einem Boot. Überdiese
Strategie und aufgebauten moralischen Druckwerden Kritike-
rInnen zurMitarbeitam kapitalistischen Weltrettungskonzept,
zu dem es keine Alternative gäbe, genötigt: Eine »Ethik glo-
balerVerantwortung«zwingeunsallean dieBootsriemen und
zum Rudern in dieeineRichtung. Verantwortlich fürdieProble-
me seien irgendwie »wir alle«, und wer sich weigere mitzuru-
dern, machesich schuldig amWeltuntergang.
Nach dieser Logik können die Ursachen für Armut, Hunger,
Kriege und Umweltzerstörung auch nicht in rassistischer und
patriarchaler Herrschaft und kapitalistischer Ausbeutung von
Mensch und Umwelt liegen. Als Ursache für all diese Proble-
mewird im nachhaltigenWeltbild undden Broschüren derEX-
POGmbH stattdessen einmal mehrdie Legendevon der»Be-
völkerungsexplosion« in den armen Ländern des Südens
bemüht. Da offensichtlich repressive Bevölkerungskontrollmaß-
nahmen zunehmendamWiderstandbetroffenerFrauen schei-
tern, werden Kontrollmaßnahmen heute subtiler unter dem
Stichwort»Empowerment«, d. h. als (scheinbare) Stärkungder
Rolle der Frauen verkauft: Die Experten wollen Frauen den Zu-
gang zu Bildung und Erwerbsquellen v. a. deshalb verschaf-
fen, weil BildungundWohlstand− nachwestlichemVorbild−
die »Geburtenraten« senkten. DieMittel werden modernisiert,
der technokratische Zugriff, der Menschen nur als Zahlen
wahrnimmt, bleibtdergleiche.
Das gesamte Konzept »Nachhaltige Entwicklung« istgeprägt
von solchen patriarchalen Rollenzuschreibungen: Männerent-
werfen Weltrettungspläne, definieren sich als Experten, die
die Lage dank modernster Technologien weltweit »im Griff«
haben und den technologischen ZugriffaufdieWeltper»Effi-
zienzrevolution« optimieren. Frauen haben zu funktionieren:
indem sie im Norden artig den vonMännern ersonnenenMüll
sortieren, damit die kostbaren Ressourcen nicht im privaten
Konsum verschwendetwerden, sondern der Industriezurprofi-
tableren Ausbeutung zur Verfügung stehen, und indem sie im
Trikontdafürsorgen, daßdaszum zentralen Problem bestimm-
te»Bevölkerungswachstum«ein Endehabe.

»TechnikakzeptanzundZukunftsfähigkeit«
Im übrigen lägen die Probleme daran, daß die angeblich zu
vielen Menschen in den »Entwicklungsländern« mit veralteter,
»nichtnachhaltiger«Technologiewirtschafteten. Hiersetztder
Norden mit seiner vermeintlichen Lösungskompetenz an.
Westliche Industrienationen undMultinationale Konzerne ent-
decken ihre »internationale Verantwortung«, belehren den
»unvernünftigen« Süden - und mehren durch
»Technologietransfer« ihre Profite. Bio- und Gen-
technologie sei notwendig, um dieNahrungsmit-
telerzeugung sicherzustellen, Atomtechnik sei er-
forderlich, um denwachsenden Energiebedarfzu
decken und die »Klimakatastrophe« zu verhin-
dern, und die Informations- und Kommunikati-
onstechnologien werden als einzige Mittel dar-
gestellt, um dieangeblich »zunehmendeKomple-
xitätderProbleme«bewältigen zu können.
Dementsprechend und um ihren weltweiten Füh-
rungsanspruch zu unterstreichen, will die deut-
scheWirtschaftaufder EXPO um Technikakzep-
tanz werben. So sollten an der EXPO beteiligte
Firmen
»1 . Problembewußtsein, z. B. in Umweltfragen,
zeigen, dann jedoch
2. Lösungskompetenz der Unternehmen demon-
strieren unddabei überzeugen, daß

3. nurmitTechnikdiedrängenden Umwelt-, Entwicklungs- und
Bevölkerungsprobleme zu lösen sind, um so aufder EXPO für
eineunverkrampfteHaltung zurTechnikzuwerben unddamit
4. die Zukunftsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes Deutsch-
landeinemweltweiten Publikum zu demonstrieren.
Im Kern zielt dieses Gemeinschaftsprojekt ab auf die Errei-
chung von Technikakzeptanz: Der Mangel an Technikakzep-
tanz und die irrationale Diskussion über Technikfolgen sind
schuld daran, daß viele Zukunftschancen in Deutschland ver-
spieltwerden.« (EXPO-BeteiligungsgesellschaftderDeutschen
Wirtschaft1995).
DieseAussageverdeutlichtbeispielhaftden strategischen Um-
gangderMächtigen mitdem Konzeptder»Nachhaltigen Ent-
wicklung«: Die herrschenden Eliten sehen angesichts wach-
sender ökologischer und sozialer Probleme ihre Akzeptanz
schwinden. Was läge näher, als die »Schwelle zum 3. Jahr-
tausend« zum Anlaß zu nehmen, sich der Weltöffentlichkeit
aufeinerWeltausstellunggeläutertzu präsentieren unddieLö-
sungen für die - wohlgemerkt selbst definierten - Probleme
gleich mit? Ziel dieser ganzen Bemühungen bleibt jedoch
nach wie vor, die Profite zu maximieren und die bestehenden
Herrschaftsverhältnisse durch die scheinbare Integration aller
Widersprüchezu stabilisieren.

»Vision:WeltfriedendurchWelthandel«
Auch weiterhin wollen sich die Industrienationen und interna-
tional operierenden Konzerne den ungehinderten Zugriff auf
Menschen undUmweltressourcen sichern. Von den Ländern im
Trikontund den ehemaligen »sozialistischen« Staaten wird die
Bereitschaft verlangt, sich den Weltmarktstrukturen zu unter-
werfen. Versprochenwird ihnen, amWohlstand und »Entwick-
lungs«vorsprung des Nordens teilhaben zu können. Westli-
ches Kultur- und Demokratieverständnis wird zum Maßstab
undzurBedingung fürdasExistenzrecht.
»Globalisierung« und »Liberalisierung des Welthandels« sol-
len angeblich dazu führen, daß »immer mehr Menschen am
Wohlstand teilhaben« können. Die EXPO-MacherInnen ver-
breiten diese Ideologie über die Formel »Weltfrieden durch
Welthandel« (EXPO GmbH 1997). Dem Konkurrenz- und
Wettbewerbsprinzip soll weltweit mit Nachdruck bis in die
letzten geographischen und gesellschaftlichen Bereiche zur
Durchsetzung verholfenwerden. Dieneoliberale»Modernisie-
rung« des Kapitalismus wird angepriesen als Lösung der
(durch den Kapitalismusverursachten) Probleme.
Entgegen dieser Darstellung nehmen die Gegensätze zwi-
schen Arm und Reich immer dramatischere Formen an. Die
Ausbeutungsstrukturen, die im Kolonialismus begründet wur-
den, haben weiterhin Bestand und bilden die Grundlage der
weltweiten Ungleichheiten. Auf Basis dieser Ungleichheit
kommt jeder Region - gemäß ihrem »Standortprofil« - eine

Funktion innerhalb der weltweiten Arbeitstei-
lung zu. Die kapitalistischeSystematikwird im-
mer eine (abhängige) Peripherie benötigen,
dieRohstoffeundbilligeArbeitskraftliefert.

"GelebteMenschlichkeit"
Die verstärkte Durchsetzung des Konkurrenz-
prinzips und die sich daraus ergebende
»Standortlogik« hat veränderte Formen der
staatlichen Politik auch in den Metropolen zur
Folge: An die Stelle des Befriedungsinstru-
ments »Sozialstaat« tritt zunehmend der »Re-
pressionsstaat«. Um Leistungsbereitschaft zu
erzeugen, wird die Entsolidarisierung der
Menschen nach rassistischem Muster weiter
vorangetrieben. Durch die Sortierung der
Menschen nach Verwertungskriterien, d. h.
den gezielten Ausschluß bestimmter gesell-
schaftlicher Gruppen, wächst die Angst vor

der eigenen Ausgrenzung und damitdie Bereitschaft, sich mit
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dem bestehenden System zu identifizieren und nach seinen
Regeln zu funktionieren.
Dabei gehtes nichtmehrnurum einen Rassismus, der sich auf
Hautfarbe und Paß beruft, sondern zunehmend um einen »Lei-
stungsrassismus«, dessen GrundlageArbeitswilligkeitund Un-
terwürfigkeit sind. Ein Ergebnis ist, daß nun nicht mehr nur
»Ausländer« als Schuldige ausgemachtwerden, sondern ver-
stärkt arme Menschen und jene, die sich nicht kapitalistisch
verwerten lassen wollen oder können, als Bedrohung aufge-
bautwerden. Die »Russen«, »Polen«, oder sonstwie »Mafia«,
Flüchtlinge, die kriminalisiert werden, oder all jene, die sich
angeblich derLeistung fürden »Standort« verweigern, werden
als »ordnungszersetzende Elemente« gebrandmarkt; entspre-
chend hartwirdgegen siepolizeilich vorgegangen.
AufderEXPOwill sich dieBRD alsGastgeberin dagegen mul-
tikulturell, verantwortungsbewußt und richtungsweisend prä-
sentieren: »Bei der EXPO 2000 können wir zeigen, wie wir
sind − weltoffen, mit gelebter Menschlichkeit, mit der Fähig-
keit zur internationalen Solidarität« (Helmut Kohl 1997) − im
Gegensatz zur ihrer rassistischen MigrantInnenpolitik und der
Politik der »Inneren Sicherheit«. Durch die EXPOwird in Han-
nover forciert, was in allen größeren Städten vorangetrieben
wird: Menschen werden zu »Randgruppen« stigmatisiert, kri-
minalisiert und aus den Konsumzonen der Reichen vertrieben
− häufigmitdemArgumentderbevorstehenden EXPO.

»DasBildderDeutschen imAusland«
Bedeutung hatdie EXPO2000 auch als nationalesGroßpro-
jekt: »Das Bild der Deutschen im Ausland wird mit der EXPO
2000vielfach neu bestimmt. [...] DeutschlandkannmitderEX-
PO 2000 einmal mehr beweisen, daß es aus dem Schatten
dieses Jahrhunderts mit zwei Weltkriegen herausgetreten ist
und sich zu einer lebendigen Demokratie gewandelthat. Und
zehn Jahre nach der deutschen Vereinigung, bei der so viele
Mitglieder derVölkergemeinschaftHilfe geleistethaben, kön-
nen wir dieGelegenheit nutzen, 'Danke' zu sagen - und zei-
gen, waswirdarausgemachthaben: ausderChance, mitein-
ander neu zu beginnen.« (EXPO-Generalkommissarin Birgit
Breuel 1996).
DieBRD-Regierungwill das»weltoffeneund fröhlicheFest« EX-
PO 2000 nutzen, um 10 Jahre »Wiedervereinigung« abzufei-
ern und dieNS-Vergangenheitendgültig als abgeschlossenes
Kapitel der Geschichte zu besiegeln. Im Kampf um Märkte
und Ressourcen will die BRD weg vom Image des bedrohli-
chenGroßdeutschland. Solchermaßen von derBürdederNa-
zi-Vergangenheitbefreit, hatdieBRD keineSkrupel mehr, ihren
politischen und ökonomischen Führungsanspruch weltweit
auch militärisch durchzusetzen. Auch diese nationalistischen,
geschichtsrevisionistischen und imperialistischen Aspekte der
EXPO 2000 machen unserer Meinung nach Widerstand ge-
gen diesesProjekterforderlich.

EXPOdemaskieren ...
Die EXPO ist nicht »verantwortlich« für die
beschriebenen Formen modernisierter Herr-
schaftssicherung. Die EXPO hat lediglich
die Funktion, für diese »neueWeltordnung«
zu werben, Akzeptanz zu schaffen, die
Weltsicht der Mächtigen in Millionen
Hirnen zu verankern - nichtmehr, aberauch
nichtweniger. Großkonzerne und Regierun-
gen präsentieren uns mit immensem Auf-
wand einen kompletten Zukunftsentwurf,
der die verschiedenen Aspekte der herr-
schenden Politik in Zusammenhang setzt -
einen Entwurf, der sämtliche gesellschaftli-
cheBereicheumfaßt.
Um 1992 − anläßlich einer »Bürgerbefragung« zur EXPO −
hatte der Schwerpunkt desWiderstands zwischenzeitlich vor
allem aufderAuseinandersetzung mitden lokalen Folgen der

EXPO gelegen, mitdem Ziel, v. a. in Hannover zur Verhinde-
rung derEXPOzumobilisieren. Heute liegtunserSchwerpunkt
jedochwiederdarauf, die EXPO2000- in Anlehnung an eine
Parole desWiderstandesgegen die EXPO '92 in Sevilla− zu
»demaskieren«, ihre Herrschaftsfunktion deutlich zu machen
undzu kritisieren.
Die EXPOversuchtmitihrem »Weltrettungsanspruch« und ihrer
»Nachhaltigkeit« sehr viele Menschen einzubeziehen, nicht
zuletzt aus dem Bereich der Umwelt- und Internationalismus-
gruppen. Demaskieren der EXPO heißt dementsprechend,
dieseVereinnahmungdeutlich zumachen undeineAblehnung
der EXPO ohne »wenn« und »aber« einzufordern. Hierzu
reichtesunsererMeinung jedoch nichtaus, lediglich dieHerr-
schaftskonzepte zu entlarven. Wir müssen vielmehr auf die
Fähigkeitzurpolitischen Interventionsfähigkeithinarbeiten.

...Widerstandorganisieren
Überden Prozeß derDemaskierung und eineDiskussion linker
Alternativen zum herrschenden System erhoffen wir uns letzt-
lich, neueOrientierungen radikaler linker Politik zu erarbeiten.
Wesentlich dafür wird sein, über die Kritik an einzelnen
Aspekten patriarchal-kapitalistischer Herrschaft hinauszuge-
hen und die verschiedenen Widerstandsfelder zusammen zu
denken. OhnedieEXPOpositivumdeuten oderüberbewerten
zu wollen, denken wir dennoch, daß sie sich dafür gerade
aufgrund ihresallumfaßenden Anspruchsanbietet. Wieange-
deutet findet sich in der Programmatik und dem Auftreten der
EXPO eine ganze Bandbreite von Herrschaftsaspekten. Die
EXPObietetsich deshalb als gemeinsamerAnknüpfungspunkt
für linke Gruppen aus völlig unterschiedlichen Teilbereichen
an: feministischeGruppen, Initiativen gegen Gen- und Repro-
duktionstechnologie, Menschen aus der Internationalismusbe-
wegung, antirassistische Gruppen, Umweltgruppen, Anti-
AKW-Bewegung, AntiFa, antimilitaristische Zusammenhänge,
Anti-Repressions-Gruppen u. v. a. m.
Ziel unsererPolitik istdahernichtan ersterStelledieMobilisie-
rung aufdieZeitderEXPOhin, sondern Ansätze, diedarüber
hinaus reichen und eine kontinuierliche Zusammenarbeit mit
anderen ermöglichen. Aktionen wollen wir in diesem Sinne
wenigeran ihrerQuantitätundGrößealsan ihrem Beitrag zur
Weiterentwicklung unserer praktischen als auch theoretischen
Positionen messen. Wir möchten aufeinen Prozeß gemeinsa-
mer linker Organisierung hinarbeiten, der über bloße Vernet-
zung und Aktionsabstimmung hinausgeht. Uns schweben For-
men der Zusammenarbeitvor, wie sie sich in den letzten Jah-
ren füreinzelneBereichez. B. im Rahmen derKampagne»kein
mensch ist illegal« oder der »Innen! Stadt! Aktion!« ergeben
haben. ...
»Neuorientierung« der radikalen Linken bedeutet für uns, Dis-
kussionen zu beginnen, die den Vereinzelungstendenzen lin-

ker Gruppen und der mitunter mangelnden Auseinan-
dersetzung mit aktuellen gesellschaftlichen Entwicklun-
gen entgegenwirken. Fragen für gemeinsameDiskussio-
nen hätten wir genug: Welches sind die zentralen Ele-
mente des Herrschaftsmodells der Zukunft?Welche ge-
meinsamen Ursachen haben aktuelle Tendenzen, die
sich in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen ab-
zeichnen?Wo liegen dieGemeinsamkeiten unserer Kri-
tik, was istdas»Linke«daran?Wasunterscheidetunsere
»linke« Weltsicht von der auf der EXPO präsentierten?
Welche Perspektiven linker Politik könnenwir in derAus-
einandersetzung mit den Konzepten der Herrschenden
entwickeln?Wie kommen wir aus der augenblicklichen
Situation gesellschaftlicher Isolierung heraus, wie ma-
chen wir unsere Kritik am auf der EXPO präsentierten
Zukunftsentwurf und unsere eigenen Vorstellungen an-
dererGesellschaftsformen sichtbar?WelcheAktionsfor-

men können vor, während und nach der EXPO unsere Kritik
und unserePositionen deutlich machen?
Kontakt:Tipp-Ex
Treffen für IntergalaktischePerspektiven gegen dieEXPO
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ThesenzurStrategiedes
Anti− Expo−Widerstandes

Anregungen, Gedanken und Entwürfe
(GruppeLandfriedensbruch, Juli1999)

These1:ZielesindDemaskieren,WiderstandundGegenbilder
PolitischerWiderstand gegen die Expo 2000 umfaßtdas Demaskieren der Expo, den offenen Widerstand und den Entwurf von
Gegenbildern. Das Demaskieren soll die Expo als Zukunftsentwurfzeigen, der Herrschafts− und Profitinteressen dient, dieMen-
schen zu einerRessourcedegradiert, umMensch undNaturderVerwertung zu unterwerfen. Widerstand sind alle denkbaren For-
men deröffentlichenAuseinandersetzung undAktion gegen dieExpooderTeilevon ihr. Gegenbilderschließen sowohl dieDebat-
teum emanzipatorischeGesellschaftsentwürfe, dasöffentlicheEintreten fürdieseunddasSchaffen vonModellen ein.

These2:DieZukunftmußdenMenschengehören!
Zentrale Frage der Auseinandersetzung um die Expo 2000 ist die Machtfrage. Emanzipatorische Politik strebt das Selbstbestim-
mungsrechtderMenschen an. Die Expo2000setztdagegen auftechnologische Innovation und ProfitalsMaßstab. DieWeltder
Expo wird in Laboren entworfen im Interesse der Verwertung von Mensch und Natur. Emanzipatorische Gegenbilder sehen die
Menschen und ihre freien ZusammenschlüssealsselbstbestimmteGestalterInnen derZukunft.
Diese Kernfrage muß deutlich herausgehoben werden. Anti−Expo−Widerstand bedeutet, die Grundfrage der Gesellschaft zu
stellen: Wem gehörtdieZukunft?

These3:DieExpo2000istAufhängerfürdenAufbaueinerpolitischenBewegung
Die Expo istSymbol füreineWelt, in derMensch undNatureinerVerwertungslogik unterworfen werden. DerWiderstand gegen
die Expo richtetsich nichtnurgegen die Expoals solcheodergegen Detailsderdortgezeigten GegenwartundZukunft, sondern
er nutztdie Symbolik der Expo, um insgesamteine breite emanzipatorische Bewegung zu begründen, die über die Expo hinaus-
reicht. Ziel ist dieOrganisation politischer Debatte, Vernetzung und politischenWiderstandes für eine emanzipatorischeGesell-
schaft. DiesesAnliegen istzeitlos.

These4: EineemanzipatorischeBewegungistvielfältigundoffen!
Dominanzverhalten, Hierarchien undVereinheitlichung haben in eineremanzipatorischen Bewegung nichtszu suchen. Zum Ziel ei-
neremanzipatorischen Gesellschaftführen vieleWege. VerschiedeneAktions− undOrganisationsformen können nebeneinander
bestehen, sich ergänzen und stärken. AlleAktionsformen sindmöglich, esgibtkeineStelle, die imNamen allerbewertet. Bei jeder
Aktion, jedem Papierund jedemAufrufentscheidetjedeGruppen autonom, ob siedaran teilnehmenwill odernicht. Sobilden sich
immerneueBündnisse, eine institutionalisierteGesamtorganisation gibtesnicht.

These5: BasiseineremanzipatorischenBewegungsindhandlungsfähigeBasisgruppen
Anti−Expo−Widerstand muß sich "von unten" heraus entwickeln, d.h. die entscheidende Entwicklungsarbeit zu einer durchset-
zungsfähigen Organisationsstrukturmuß vorOrtund in regionalen Bündnissen laufen. Aktionsfähige, autonomeGruppen und Zu-
sammenhängebilden dieBasis, sieentscheiden übergemeinsame, überregionaleAktivitäten.
Alleorganisatorischen Aufgaben im Anti−Expo−Widerstandwerden von den Basisgruppen und regionalen Bündnissen übernom-
men. Einenwieauch immergearteten ApparatfürdasGanzegibtesnicht.

These6:Anti− Expo−Widerstandistnichtalles
Eswird nichtgelingen, alleGruppen und Zusammenhängemitemanzipatorischen Zielen aufdie Symbolik der Expo zu bringen.
Das istauch nichtdasZiel. Vielmehrmüssen von Beginn an Kontakte und Bündnissemitweiteren Teilen derBewegung hergestellt
werden, dieemanzipatorischeZieleverfolgen.

These7: Die IdeedesExpo−Widerstandesund der emanzipatorischen Politikmuß offensiv in alle
TeilepolitischerBewegunghineingetragenwerden
ObNGOs, Netzwerke, Jugendverbände, Kampagnen oderandereOrganisationen− die IdeederAnti−Expo− bzw. dereman-
zipatorischen Arbeit insgesamtmuß überall mitNachdruckeingebrachtwerden. Unteranderem sind geeignet: Texte in Zeitschrif-
ten undRundbriefen, Seminare, ReferateundWorkshopsaufCampsundKongressen,Mitwirkungbeigeplanten Kongressen, wenn
diesedasThema Expozum Schwerpunktwählen. Auch dieAuseinandersetzung undderoffeneStreitkann einesinnvolleStrategie
sein. Die Expo istgeeignet, politischeGruppen zu einerEntscheidung zu zwischen− füreineemanzipatorischeZielsetzung oder
fürdieBeraterInnenfunktion in einer"Weltvon oben".

These8: PositiveErfahrungennutzen
Aufdie Erfahrungen mit autonomieorientierten Kampagnen, Netzwerken und Aktionen sollte aufgebautwerden. Unter anderem
seien genannt die IWF−Kampagne 1988, die Strukturen der radikalen Jugendumweltbewegung (1988 bis 1993) sowie heutige
Ansätze bei derVeranstaltungsorganisation, derCastor−Widerstand und die Vernetzungsstrukturen derAnti−Atom−Bewegung,
frühere und heutige autonomieorientierte Vernetzungsstrukturen in Bündnissen und Kampagnen sowie die internationalen Vernet-
zungsstrukturenwiePGA, ICCu.ä.
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PolitischeStrukturensichern

FreiRäume
Immerwieder entstehen neue, öffentliche Räume− in besetz-
ten Häusern, aufWagenplätzen, als Infoläden oder Infozen-
tren, Tagungshäuser, Bibliotheken, Infocafes und vieles mehr.
Dennoch werden es insgesamtnichtmehr ... Etablierung, Pri-
vatisierung und Kommerzialisierung zehren an den politischen
Räumen. Repression, z.B. Räumung oderVerdrängung, tun ein
Übriges.
Um diesem entgegenzuwirken, wird die Gründung einer Stif-
tung vorbereitet− einerganzbesonderen allerdings. Die Idee
ist eigentlich einfach: Die Stiftung wird Eigentümerin von Pro-
jekten, die nicht privat sein sollen, sondern kollektiv und poli-
tisch. Die Stiftung hataber gar keine andere Aufgabe als die
Rechtsstrukturzu stellen und den öffentlichen Raum zu sichern.
Ansonsten schließtsiemitden NutzerInnen, d.h. den in einem
Projektwohnenden Menschen, den Gruppen und Einrichtun-
gen dort, einen nur einvernehmlich kündbaren Vertrag, der
den NutzerInnen die volle Autonomie zubilligt. So wird Zen-
tralisierung verhindert.
Die Stiftung "FreiRäume" ist im Aufbau. Gesucht sind interes-
sierte Menschen, die sie mit entwickeln wollen ... und natür-
lich Projekte, d.h. Plätze, Häuser oder auch Einrichtungen, für
die eine kollektiv−politische Eigentumsstruktur erwünscht ist.
Wenn alles klappt, kann die Idee der Stiftung vielleicht auch
noch mehr leisten: Vernetzung, Bildungsarbeit usw. − immer
aberaufderBasisdervollen AutonomiederProjekte.

StattÖkosteuern,Agenda&Co.

Umweltschutz
vonunten!
Große Teile des Natur- und Umweltschutzes sind immer Ver-
fechterInnen eines starken Staates gewesen. Die Menschen,
seien esdieBürgerInnen im allgemeinen oderHausfrauen und
-männer, NaturnutzerInnen usw. im speziellen, stehen bei ih-
nen immer nur in der Rolle des Objektes, noch dazu eines
dummen und unbelehrbaren. Die Menschen müssen per Be-
wußtseinsbildung, Gesetz oder Umweltbildung zu etwas ge-
brachtwerden, wassie scheinbarnichtselbstwollen undwas
sich »oben« irgendwelche Mächtigen oder deren BeraterIn-
nen ausgedacht haben. NaturschützerInnen fordern immer
wieder härtere Strafen oder Polizei- und Behördeneinsätze
gegen UmweltzerstörerInnen. International gipfeln dieMacht-
visionen der NaturschutzstrategInnen in wilden Phantasien
von Grünhelm-Kampfeinsätzen, Schuldenerlaß gegen Um-
weltschutzleistungen, Großschutzgebieten, wie sie im eige-
nen, zerstörten Land nichtmehrmöglich sind usw.
Kaum besser sind ihre theoretischen Entwürfe: Ob National-
parkkonzepte, die Agenda 21 oder die Studie »Zukunftsfähi-
ges Deutschland« − überall ist die Herrschaftsfrage ausge-
klammert (im Film "Zukunftsfähiges Deutschland", beworben
undvertrieben u.a. vom BUND, darfErnst-Ulrich vonWeizsäk-
kersogarfürdieMonarchiewerben: "DieheutigeDemokratie
tut sich schwer mit einer Legitimierung für Langfristanliegen.
Das war in religiösen Gesellschaften viel einfacher, das war
selbst in der Monarchie einfacher"). Das »Oben« und »Un-

ten« soll unangetastetbleiben, nur daß dieNaturschutzfunkti-
onärInnen gerne oben dabei wären. Statt vor Ort mit den
Menschen um gemeinsameRegelungen zu ringen odergegen
steigenden Machtmißbrauch (wozu auch die Umweltzer-
störunggehört!) zu kämpfen, fühlen siesich an runden Tischen
miterlauchter Atmosphäre wohler. Sie hoffen, dieMächtigen
für ihreAnliegen zu gewinnen, damitdann überderenMacht-
apparatedieeigenen Ideen umgesetztwerden.
Der Naturschutz hatzudem eine düstere Vergangenheit. Sei-
ne Instrumentarien stammen ausdemKaiserreich oderderNa-
zizeit (z.B. die »moderneNaturschutzgesetzgebung«). Verän-
dertwurdewenig. Emanzipatorische, d.h. dieMit-undSelbst-
bestimmung fördernde, Instrumente fehlen im Naturschutz fast
ganz. Die betroffenen BürgerInnen bleiben außen vor, es ist
mehrein »Deal«zwischen zweiMächtigen, derObrigkeitund
dem/derEigentümerIn derFläche. Eswäreklug und, ebenwe-
gen der dunklen Vergangenheit, gerecht, wenn gerade der
Natur-undUmweltschutzzu einemVorreitereinerveränderten
Strategiewürde, in derdiebisherigeLogikpolitischerEntschei-
dungen aufden Kopfgestelltwird.

UmweltschutzalsKampf
gegenAusbeutungsstrukturen
EsgibtkeineAlternativedazu, den UmweltschutzalsTeil einer
die Gesellschaft insgesamt verändernden Bewegung zu be-
greifen. Es sind die gleichen Mechanismen und Strukturen,
welchedieNatur(Tiere, Pflanzen undunbelebteTeilederUm-
welt) ausbeuten undwelcheMenschen unterdrücken, ausbeu-
ten, ausgrenzen oder für die Sache des Kapitals (als verbrei-
tetsteMachtform) bzw. andererMächtigerzu instrumentalisie-
ren versuchen. Es wäre unsolidarisch, die eigenen Ziele mit
genau denen erreichen zuwollen, diedieProblemederande-
ren undauch bisherdieUmweltproblemeschaffen. Aberes ist
auch unsinnig, denn die Ausbeutung der Umwelt ist eine der
real existierenden Ausbeutungsstrukturen. Die VerursacherIn-
nen können nichtgleichzeitig PartnerInnen beiderRettung sein
− auch wenn sie sich zwecks Tarnung selbstgerne dazu auf-
spielen.
UmweltschützerInnen können sich entscheiden, ob sie einen
Umweltschutz "von oben" oder "von unten" wollen. Der
Weg "von unten" ist grundlegend anders als die aktuellen
Strategien. Ziel ist hier der Abbau von Herrschaftsstrukturen.
Nicht zu verwechseln ist das mit der Strategie, die Verbrau-
cherInnen als Zielgruppe zu begreifen und in der Steuerung
ihres Verhaltens die Lösung der Umweltprobleme zu sehen.
"Unten" istnichteine bestimmteZielgruppe, sondern ein Prin-
zip. "Von unten" heißt, daßdieMenschen zu denAkteurInnen
werden. "Unten" mußnichtbelehrtodergargezwungenwer-
den, sondern entscheidet selbstbestimmt. Natürlich geschieht
Umweltschutz dann nicht automatisch (genausowenig, wie
Umweltschutz in Parlamenten gesichert beücksichtigt wird −
die Politik des letzten Jahrzehnts zeigt eher das Gegenteil!),
sondern müßte aus der freien Willensentscheidung derMen-
schen heraus verwirklichtwerden. Die Menschen werden al-
lerdingsdieVerantwortung für ihrHandeln tragen und können
keine Machtmittel einsetzen, um z.B. Umweltbelastungen in
andere Regionen und damit zu anderen Menschen zu ver-
schieben. Es spricht vieles dafür, daß selbstbestimmt lebende
Menschen, deren Umwelt gleichzeitig ihre Lebensgrundlage
darstellt, mit dieser anders umgehen wie Menschen z.B. in
Parlamenten, dieEntscheidungen treffen, abervon den Konse-
quenzen in derRegel nieberührtwerden.
Um Umweltschutz durchsetzungsfähiger zu machen und weil
die Unterdrückungs- und Ausbeutungsverhältnisse zwischen
Menschen den UmweltschützerInnen nicht gleichgültig sein
dürfen, ist es notwendig, einen Umweltschutz von unten zu
entwickeln. Der umfaßtalle dieMenschen befreienden, Herr-
schaftsstrukturen abbauenden, d.h. emanzipatorischen Um-
weltschutzstrategien. Nicht Firmen, GrundeigentümerInnen
und Regierungen bestimmen über die Nutzung der Umwelt-
güter, sondern die Menschen selbst. Der Flächen- und Roh-
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stoffverbrauch muß zur Entscheidungssache aufunterster Ebe-
newerden, dieGewinnung, Verarbeitung und derHandel mit
ihnen ist Sache derMenschen selbst, nicht höherer Institutio-
nen, Regierungen oderdes"Marktes" mitseinen Institutionen.
DieUtopieeineremanzipatorischenGesellschaftmußaufdie-
serGrundlagedes selbstbestimmten UmgangsderMenschen
mitihrerNaturaufbauen.

ZieleundkonkreteForderungenbenennen
Das Ziel eines emanzipatorischen Umweltschutzes muß
zunächstbenanntund derÖkologie von oben gegenüberge-
stelltwerden. Veranstaltungen, Diskussionen in derÖffentlich-
keitoder in Umweltschutz- und anderen politischenOrganisa-
tionen, symbolische Aktionen, Bildungsarbeit, Herausgabe
von Schriften, Pressearbeit und vieles mehr können dazu die-
nen. Die Diskussion darf keine Nischendiskussion werden,
sondernmußauch dortgeführt, wodiePraktikerInnen derUm-
weltschutzarbeit sind. Zur Diskussion gehört das Formulieren
derZiele− Utopien fürdiegesamteGesellschaft, fürdieUm-
weltschutzarbeit insgesamt oder für Teilfragen. Visionen bie-
ten Zündstoff, können Motivieren und Bewegen. Strategien
sind notwendig, das Visionäre in kleine Schritte zu zerlegen,
um ihnen Stück fürStücknäherzu kommen. Die kleinen Schrit-
te wiederum müssen immer darauf untersuchtwerden, ob sie
der Vision und den Grundsätzen emanzipatorischer Arbeit
entsprechen. Selbst im heutigen, realpolitischen Raum lassen
sich einzelne Schritte in diese Richtung einfordern oder schon
konkretverwirklichen:

UnabhängigeArbeitsstrukturen
Neben den inhaltlichen Zielbestimmungen und Positionen
müssen Naturschutzgruppen ihre Unabhängigkeit und Akti-
onsfähigkeit zurückgewinnen. Emanzipatorischer Umwelt-
schutz ist (wie die meisten anderen Umweltschutzstrategien
auch) nichtmachbar überMachtstrukturen, d.h. über die, die
zurZeitdie Umweltzerstören. Umweltgruppen müssen öffent-
lichen Druck ausüben können, Widerstand leisten, Alternati-
ven aufzeigen undModelle entwickeln, in denen ökologische
und emanzipatorische Ziele gleichermaßen zum Ausdruck
kommen. Um daszu erreichen, wirdesmehrbedürfen alsklei-
ner Reförmchen in den verkrusteten, staats- undwirtschaftsna-
hen Umweltschutzstrukturen.
Nötig sind eigene und unabhängigeWege in die Öffentlich-
keit (Medien, Veröffentlichungen, Veranstaltungen), alternati-
veAnsätzein derBildungsarbeit, dieStärkungderBasisarbeit,
die bessere Verbindung von Basisgruppen und Vernetzungs-
knoten sowie das Training in direkten Aktionsformen, um auch
dann handlungsfähig zu sein, wenn öffentlicher Druck nicht
entstehtoderdie EntscheidungsträgerInnen in Politik undWirt-
schaftdiesen mißachten.

ModelleundKristallisationspunkteschaffen
GesellschaftlicheBewegungentstehtnichtallein übertheoreti-
sche Entwürfe, praktischenWiderstand oder politische Forde-
rungen. Wichtig sind Modelle und Kristallisationspunkte, an
dem Kritik, Alternativen und die Gegensätze gleichermaßen
deutlich werden. Sie schaffen im günstigsten Fall Symbole für
Kritik und Ziele der emanzipatorischen Umweltschutzarbeit.
Sinnvoll istderWiderstand gegen solcheProjekte, in dem sich
die herrschenden Verhältnisse oder die Zukunftspläne der
Mächtigen besonders deutlich offenbaren: Gegen Großpro-
jekte, vor und während Werbeveranstaltungen wie der Expo
2000oderbei tiefgreifenden politischen Entscheidungen (z.B.
dem MAI oder Weltwirtschaftsgipfeln) lassen sich nicht nur
konkrete Positionen einbringen, sondern auch grundlegende
Alternativen zu herrschenden Gesellschaftsformen und den
Entscheidungsstrukturen benennen.
Hier können Umwelt- und andere politische Bewegungen zu-
sammenarbeiten, um gemeinsamwirkungsvoller in derÖffent-
lichkeit die Kritik an den herrschenden Verhältnissen und Zu-
kunftsvisionen zu üben und eigene Alternativen vorzuschla-
gen. Auch im kleinen können solcheKristallisationspunkteoder
eigene Gegenmodelle für selbstorganisiertes Leben, das
Zurückdrängen der Ökonomie oder wirksamen Naturschutz
gefundenwerden.

Infos:

Zu denMaterialien sieheauch nächsteSeite. Im Bündnis"Um-
weltschutzvon unten!" gibteseineMailingliste. Nähere Infor-
mationen dazu bei: sven.cronenberg@ruhr−uni−bochum.de


